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„Wo Bayern 
zu Hause ist“
Die 3. Regionalkonferenz der CSU befasste
sich mit dem Schwerpunkt Landnutzung. Der
Fraktionsvorsitzende führte in
die Thematik ein. Seite 3

Joachim Herrmann:

Vorfahrt für
Menschenrechte
Beim Sudetendeutschen Tag in Augsburg
übte Bayerns Ministerpräsident scharfe Kri-
tik an der Führungsspitze der
Prager Regierung. Seite 3

Dr. Edmund Stoiber:

Leidenschaft
für die Politik
Am 10. Juni feiert der langjährige Präsident
des Verbandes der bayerischen Bezirke sei-
nen 75. Geburtstag. Die GZ
gratuliert herzlich. Seite 2

Dr. Georg Simnacher:

Brauchen neue Zeiten auch
neue Wege? Der Bürgermeis-
ter ist davon überzeugt, dass
seine Videoclips Zukunft ha-
ben. Er will aber auch die
Heimatzeitung stärken. Ru-
pert Murdoch hat Recht:
„Wenn man eine gute Zei-
tung zur Hand nimmt, liest
man eine Menge Dinge, die
man nicht zu lesen erwartet
hatte, von denen viele wich-
tig sind und das Leben inter-
essanter machen.“  Seite 19

Bayerischer Landkreistag in Bad Windsheim:

„Landkreise 
für Klimaschutz“ 

Die zweitägige Jahresversammlung des Bayerischen
Landkreistags im mittelfränkischen Bad Windsheim stand
heuer unter dem Motto „Landkreise für Klimaschutz“. In
einer kurzen Grundsatzansprache beleuchtete Verband-
spräsident Landrat Theo Zellner, Cham, vor 450 Teilneh-
mern zunächst die Erfolge und künftigen Arbeitsfelder
der bayerischen Landkreise. 

Mit den „Gersthofener The-
sen“, die der Bayerische Land-
kreistag 2006 formuliert hat, ist
es laut Zellner gelungen, den
ländlichen Raum in den Mittel-
punkt des Interesses von Bayeri-
scher Staatsregierung und Bun-
desregierung zu rücken: „Zwi-
schenzeitlich hat das Wirt-
schaftsministerium die von uns

geforderte Gesamtstrategie zum
Erhalt des ländlichen Raums als
Lebens- und Arbeitsraum aufge-
griffen und einen - noch verbes-
serungswürdigen - Entwurf vor-
gelegt. Dies ist immerhin ein
Schritt in die richtige Richtung!“ 

Auch mit der Finanzsituation
der Landkreise 2007 zeigte sich
Zellner grundsätzlich zufrieden:

„Wir begrüßen die Entwicklung
der Steuereinnahmen bei den
Gemeinden in den Jahren 2004,
2005 und 2006, da sich diese
über die Umlagekraft 2006 bis
2008 positiv auf die Landkreise
auswirkt.“ Der kommunale Fi-
nanzausgleich 2007 habe den
Landkreisen höhere Schlüssel-
zuweisungen, höhere Kreis-
straßenpauschalen und deutlich
niedrigere Bezirksumlagesätze
gebracht. So sei es heuer 48
Landkreisen gelungen, die 
Kreisumlagesätze zu senken.
Dies sei umso bemerkenswerter,
als bereits 2006 39 der 71 Land-
kreise die Kreisumlagesätze sen-
ken konnten.

Sorge wegen 
wachsender Verschuldung

Besorgt zeigte sich der Präsi-
dent allerdings hinsichtlich der
wachsenden Verschuldung der
bayerischen Landkreise. Diese
sei um 106,4 Mio. Euro gestie-
gen, während die kreisfreien
Städte, die kreisangehörigen Ge-
meinden und die Bezirke ihre
haushaltsmäßige Verschuldung
hätten abbauen können. So hat-
ten die Landkreise schon von
2002 bis 2005 ihre haushalts-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Hauptversammlung des Deutschen Städtetags in München:

Integration als 
Zukunftsaufgabe

„Städte schaffen Integration - Stadtpolitik in Zeiten der
Globalisierung“: Unter diesem Motto stand die 34. Haupt-
versammlung des Deutschen Städtetags im Münchner
Kulturzentrum Gasteig, an der über 1300 Delegierte und
Gäste aus Städten aus dem gesamten Bundesgebiet teil-
nahmen. In einer Reihe aufeinander bezogener Themenfo-
ren - „Demografie und Migration“, „Integration durch
Bildung“, „Städtische Sozialpolitik und Integration“ sowie
„Integration durch Segregation“ wurden gemeinsam mit
externen Fachleuten zentrale Aspekte des diesjährigen
Leitthemas erörtert. 

Zum Auftakt seiner dreitägi-
gen Hauptversammlung hatte
der Spitzenverband die besonde-
re Rolle der Städte für den sozia-
len Zusammenhalt der Gesell-
schaft in Zeiten des demografi-
schen Wandels und der Globali-
sierung sowie für eine erfolgrei-
che Integration von Zuwande-
rern und anderen benachteiligten
Bevölkerungsgruppen hervorge-
hoben. „Globalisierung, Migrati-
on, demografischer Wandel und
eine vielerorts wachsende sozia-
le Kluft werden die Stadtgesell-
schaft der Zukunft nachhaltig
prägen“, erklärte der wieder ge-
wählte Städtetagspräsident, Mün-
chens Oberbürgermeister Chris-

tian Ude. Die Städte leisteten ei-
nen maßgeblichen Beitrag, um
Menschen mit Migrationshinter-
grund in die Gesellschaft zu inte-
grieren sowie soziale Integration
von benachteiligten Bevölke-
rungsgruppen zu erreichen. 

Wichtige Zukunftsaufgabe

In einigen Großstädten hätten
schon jetzt rund 40 Prozent aller
Einwohnerinnen und Einwohner
einen Migrationshintergrund.
Gerade diese Städte hätten das
Thema Integration als wichtige
Zukunftsaufgabe erkannt und
frühzeitig kommunale Hand-

lungskonzepte vorgelegt.
„Nur starke Städte sind in der

Lage, Integrationsleistungen wir-
kungsvoll zu erbringen“, betonte
Ude. Stark seien die Städte,
wenn ihre Stimme auch in der
Bundespolitik gehört wird, wenn
ihre Kompetenz anerkannt und
respektiert und wenn ihre Fi-
nanzausstattung den Anforde-
rungen gerecht wird.

Kommunales Wahlrecht

Ude und seine Stellvertreterin,
die ebenfalls in ihrem Amt be-
stätigte Frankfurter Oberbürger-
meisterin Petra Roth, traten für
ein kommunales Wahlrecht für
Türken und andere Nicht-EU-
Bürger ein. Nach fünf oder
sechs Jahren Aufenthalt sollten
Ausländer auch mitentscheiden
dürfen, sagte Roth. Gleichzeitig
forderte sie bessere Bildungs-
chancen für Kinder aus sozial
schwachen und Einwandererfa-
milien. Ude unterstützte seine
Amtskollegin: „Ich glaube, dass 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel mit der Spitze des Deutschen Städtetags: Präsident Chri-
stian Ude (l.), Vizepräsidentin Dr. h.c. Petra Roth und Dr. Stephan Articus, Geschäftsführendes
Präsidialmitglied. 

Bayerischer Sparkassentag 2007 in Fürth:

Marktführer in Bayern
Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber wird am 21. Juni als

Hauptredner zum Bayerischen Sparkassentag in der Stadthalle
Fürth erwartet. Dr. Siegfried Naser, Geschäftsführender Präsident
des Sparkassenverbands Bayern, hat die Tagung unter das Motto
„Marktführer in Bayern.“ gestellt. Vizepräsident Rudolf Falter-
meier wird das Podiumsgespräch zum Thema „Kompetent in der
Beratung, weltweit aktiv, sozial engagiert.“ leiten. 

Neues Mitglied beim Klimagipfel ist der Bayerische Landkreistag. Bei der Jahrestagung in
Bad Windsheim freuten sich gemeinsam (v. l.): Innenminister Dr. Günther Beckstein, Land-
rätepräsident Theo Zellner, Umweltminister Dr. Werner Schnappauf und Wirtschaftsminis-
ter Erwin Huber. 

Landestagung des Bayerischen Volkshochschulverbands:

Bildung verbindet
Für zwei Tage war das mittelfränkische Gunzenhausen jüngst
Schauplatz der 61. Landestagung der bayerischen Volkshoch-
schulen. Die Eröffnungsveranstaltung war dabei einmal mehr
dem Thema „Europa spricht Bayerisch“ gewidmet. Unter der
Leitung von BR-Moderatorin Susanne Franke diskutierten die
Teilnehmer u. a. mit Staatssekretär Karl Freller, dem CSU-Eu-
ropaabgeordneten Dr. Ingo Friedrich sowie mit Eeva-Inkeri Si-
relius vom Finnischen Verband für Erwachsenenbildung. 

„Wir müssen Freude am Ler-
nen vermitteln“, forderte Eeva-
Inkeri Sirelius die rund 200 Bil-
dungsexperten in Gunzenhausen
auf. Europaparlamentarier Dr.
Ingo Friedrich pflichtete ihr bei:
„Lernen muss regelrecht attrak-
tiv werden, sozusagen Sex-Ap-
peal bekommen.“ Eine Atmos-
phäre zu schaffen, in der Men-

schen lernen wollen und nicht
lernen müssen - das traut Kultus-
staatssekretär Karl Freller vor al-
lem den nichtstaatlichen Trägern
der Erwachsenenbildung zu. Die
Vielfalt der sieben Träger in
Bayern ist für ihn ein Garant für
flächendeckend individuell pas-
sende Lernangebote. 

Bildungspolitische Modelle

Das Motto der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft „Bildung
verbindet“ setzten die Teilneh-
mer der west-ost-europäischen
Bildungsdiskussion praktisch

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Graf

92361 Berngau
am 21.6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Riedl

84347 Pfarrkirchen
am 18.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfred Endres

97297 Waldbüttelbrunn
am 13.6.

Bürgermeister
Franz-Clemens Brechtel

89297 Roggenburg
am 24.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfred Endres

97297 Waldbüttelbrunn
am 13.6.

Landrat Leo Schrell
89407 Dillingen

am 5. 6.

Wir gratulieren

Vier Mal Gold für Bayerns schönste Dörfer
Die Landessieger beim 22. Wettbewerb „Un-
ser Dorf hat Zukunft – Unser Dorf soll schö-
ner werden“ stehen fest: Gold ging an die
Dörfer Bernried im Lkr. Weilheim-Schongau,
Nordheim im Lkr. Neustadt a. d. Aisch-Bad
Windsheim, Schönau (Stadt Viechtach) im
Lkr. Regen und Schönbrunn im Lkr. Wunsie-
del. Sie vertreten den Freistaat beim Bundes-
entscheid im Sommer. Acht Ortschaften er-
halten Auszeichnungen in Silber, neun in
Bronze. Das hat Landwirtschaftsminister Jo-
sef Miller in München mitgeteilt. 

Eine Kommission mit Mitgliedern aus ver-
schiedenen Ministerien, Verbänden und Institu-
tionen hatte zuvor die 21 Siegerdörfer aus den
sieben bayerischen Regierungsbezirken begut-
achtet. An dem Wettbewerb, der alle drei Jahre
stattfindet, waren 635 bayerische Dörfer betei-
ligt. Die Ehrung der Gold-, Silber- und Bronze-
dörfer wird Staatsminister Miller am 17. No-
vember im mittelfränkischen Schwanstetten vor-
nehmen. 

Der Dorfwettbewerb ist laut Miller die „wohl
bedeutendste Bürgerinitiative Bayerns“. Mit
großem Gemeinschaftssinn und viel Eigeninitia-
tive erhalten die Menschen im ländlichen Raum
die Attraktivität und Qualität ihrer Heimat. Um
fit für die künftigen Herausforderungen zu sein,
werden heute von den Dörfern wertvolle ökolo-
gische, wirtschaftliche und soziale Impulse ge-
setzt. Schwerpunkte des Wettbewerbs sind laut
Miller die dorfgerechte konzeptionelle, bauliche
und denkmalpflegerische Entwicklung, die öko-
logische Gestaltung und Vernetzung von Dorf

und Landschaft sowie die Förderung des Ge-
meinschaftslebens. 

Die Siegerliste 

Gold 
Bernried, LK Weilheim-Schongau ,
Markt Nordheim, LK Neustadt a. d. Aisch-Bad
Windsheim, 
Schönau, Stadt Viechtach, LK Regen, 
Schönbrunn, Stadt Wunsiedel,LK Wunsiedel,
Silber
Ast und Hirschhöf, Stadt Waldmünchen,
LK Cham, 
Gemünda, Stadt Seßlach, LK Coburg, 
Haindling, Stadt Geiselhöring, LK Straubing-
Bogen, 
Ilmmünster, LK Pfaffenhofen a. d. Ilm, 
Langenstadt, Neudrossenfeld, LK Kulmbach,
Thalmannsfeld, Bergen, LK Weißenburg-
Gunzenhausen, 
Tiefengrün, Berg, LK Hof, 
Waltersberg, Deining, LK Neumarkt i. d. OPf., 
Bronze 
Alesheim, LKWeißenburg-Gunzenhausen, 
Ehingen, LK Augsburg Schwaben, 
Fernsdorf, Geiersthal, LK Regen, 
Ingenried, Pforzen, LK Ostallgäu, 
Monbrunn, Stadt Miltenberg, LK Miltenberg,
Ransbach, Markt Hohenburg, LK Amberg-Sulz-
bach,
Sollbach, Markt Bruck, LK Schwandorf,
Wohnau, Knetzgau, LK Haßberge, 
Wolfsbach, Markt Burgebrach, LK Bamberg.

Der Landtag spricht das letzte Wort
CSU-Fraktion reklamiert das Budgetrecht des Parlaments bei Verteilung 
der erwarteten Steuermilliarden - Opposition vermutet Steuergeschenke 

Bei der Aufteilung der erwarteten Steuermehreinnahmen von
heuer 1,34 Milliarden Euro und weiterer 1,98 Milliarden im
kommenden Jahr will die CSU-Fraktion im Landtag ein ent-
scheidendes Wort mitreden. Das haben ihr Vorsitzender Joa-
chim Herrmann und die Sprecher der Facharbeitskreise an-
gekündigt. In einer Aktuellen Stunde des Landtags bekannten
sich die CSU-Sprecher grundsätzlich zu den vom Kabinett
Mitte Mai beschlossenen Schwerpunkten. Sie betreffen von
Schule und Bildung, Straßen- und Wasserbau bis zu Sportstät-
ten und Dorferneuerung vielfach kommunale Probleme und
Projekte. Hier soll vor allem der jahrelange Stau bei den staat-
lichen Zuschüssen abgebaut werden. 

Kurz nach den Kabinettsbe-
schlüssen über die Verteilung des
erwarteten - aber laut allen Äuße-
rungen in genauem Ausmaß
noch keineswegs sicheren - Geld-
regens hatten die Grünen das
Thema gewählt: „Steuermehr-
einnahmen - Nachhaltige Zu-
kunftsinvestitionen statt Wahl-
kampfgeschenke“. Für ihren
Haushaltsexperten Thomas Müt-
ze wie danach auch für den neu-
en SPD-Finanzexperten Jürgen
Dupper gibt der Steuersegen An-
lass, die Versäumnisse der letz-
ten Jahre bei den Investitionen
auf allen Gebieten der Landes-
politik aufzuarbeiten. Die Oppo-
sition verwies auf ihre immer
wieder von der Mehrheitsfrakti-
on abgelehnten Anträge und be-
rief sich dabei auch auf die For-
derungen der kommunalen Spit-
zenverbände. 

Herrmann und Manfred Ach,
der Vorsitzende des Haushalts-

ausschusses, wiesen den Ver-
säumnisvorwurf zurück. Von
Wahlgeschenken könne keine
Rede sein. Ohne die verantwor-
tungsbewusste Politik von
Staatsregierung und CSU wäre
Bayern heute nicht das deutsche
Musterland mit Etat ohne neue
Schulden und nicht in der Lage,
in relativ großem Stil Investitio-
nen zu leisten. 

Schuldentilgung

Sie bekannten sich auch zu der
vom Kabinett mit in den Vorder-
grund gestellten Schuldentil-
gung. Das bedeute nicht, alte
„Baustellen“ zu vernachlässigen.
Was die Kommunen betrifft,
leugneten sie den Stau nicht und
begrüßten die vom Kabinett als
erste Maßnahme beschlossene
Freigabe von bislang im Etat
2007 gesperrten 100 Millionen
Euro. Das seien Zuschüsse, de-
ren Freigabe die Fraktion schon
gewünscht habe. Der Ministerrat
habe noch keineswegs das letzte
Wort gesprochen. Man werde
sich auch für die weitere Stüt-
zung kommunaler Investitionen
stark machen. Der Handlungs-
spielraum sei noch nicht er-

schöpft, versicherte Herrmann. 
Zur Rüge der Opposition, im

Zukunftsprogramm fehle das
große Thema Klimaschutz, ver-
sicherten die CSU-Sprecher, das
werde nicht so sein. Im Grund-
satz stellten auch die CSU-Spre-
cher alle Maßnahmen in den
großen Rahmen des Zukunfts-
programms Bayern 2020, zu
dem Ministerpräsident Dr. Ed-
mund Stoiber in seiner letzten
Regierungserklärung vor seinem
Rücktritt Ende September am
17. Juli dieses Jahres die Per-
spektiven darstellen will. Sein
designierter Nachfolger, der heu-
tige Innenminister Dr. Günther
Beckstein, hat bereits angekün-
digt, die Ausformung des Zu-
kunftsprogramms werde Sache
seiner Regierung sein. In der
Fraktion ist die Kritik am für vie-
le Abgeordneten zu eigenwilli-
gen Stil Stoibers allen Erklärun-
gen zufolge abgeklungen. 

Zeitplan

Der Zeitplan sieht laut Herr-
mann so aus, dass bis Mitte Juli
die Facharbeitskreise der CSU-
Fraktion insbesondere die Vor-
schläge der Henzler-Kommissi-
on prüfen werden, die dem Kabi-
nett als Vorlage für „Bayern
2020“ dienten. Die Beratung des
Nachtragshaushalts 2007 begin-
ne erst im Herbst, wenn die neue
Staatsregierung im Amt sei. Fi-
nanzminister Prof. Kurt Faltl-
hauser hat erkennen lassen, er
werde den Nachtrag 2007 im
Landtag vertreten. Die Verab-
schiedung ist laut Herrmann für
Februar 2008 geplant. rm

Zum 75. Geburtstag von Dr. Georg Simnacher:

Visionär und bürgernah
„Leidenschaft für die Politik“ zeichnet ihn
bis heute aus. Obwohl seit einigen Jahren im
(Un-) Ruhestand, verbindet man mit Dr. Ge-
org Simnacher bis heute den „engagierten
Anwalt der sozial Schwachen“, den „Retter
der schwäbischen Klosterlandschaft“ oder
aber auch den „Motor der Dezentralisierung
der Psychiatrie“. Am 10. Juni feiert der ehe-
malige Bezirkstagspräsident von Schwaben
und Präsident des Verbandes der bayeri-
schen Bezirke seinen 75. Geburtstag.

Beruflich begann der jetzt als Rechtsanwalt
tätige Jubilar seine Karriere bei der Regierung
von Oberbayern. Von dort wechselte er in die
Abteilung öffentliche Sicher-
heit und Ordnung des Bayeri-
schen Staatsministeriums des
lnnern, ehe er 1965 an das
Landratsamt Schwabmünchen
gelangte. Obwohl Simnacher
die besten Voraussetzungen für
eine erfolgreiche Karriere im
Staatsdienst mitbrachte, kam er
der Aufforderung nach, für das
Amt des Landrates von Giinz-
burg zu kandidieren. Mit einer
soliden zwei Drittel-Mehrheit
wurde er 1967 mit nur 34 Jah-
ren zum jüngsten Landrat Bay-
erns gewählt.

Die Politik hat ihn seitdem
nicht mehr losgelassen. 1970
zog Simnacher in den schwäbischen Bezirkstag
ein, und nur vier Jahre später wurde er in das Amt
des Bezirkstagspräsidenten gewählt. Mit 42 Jah-
ren stand er einem politischen Gremium vor, das
zum damaligen Zeitpunkt mit den finanziellen
Möglichkeiten, die zur Verfügung standen, noch
Lösungen bieten und Akzente setzen konnte.

Als Bezirkstagspräsident entwickelte Georg
Simnacher überregionale Visionen, und 1979
konnte er die Gründung eines vierten regionalen
Spitzenverbandes realisieren. Der Verband der
bayerischen Bezirke mit Sitz in München ge-
wann durch seinen Präsidenten eine politische
Präsenz, die niemand ignorieren konnte.

Simnachers Nachfolger im Amt des Verbands-
vorsitzenden der bayerischen Bezirke, Manfred
Hölzlein, bezeichnete den Jubilar bei der konsti-
tuierenden Verbandsversammlung am 5. De-
zember 2003 in Augsburg als „gleichermaßen
politischen Visionär wie bürgernahen Kommu-
nalpolitiker“, dem die Menschen Vertrauen ent-

gegengebracht hätten und dem es gelungen sei,
im Bezirk Schwaben und im Verband ein „Wir-
Gefühl“ entstehen zu lassen. Simnacher habe
stets den Weitblick und auch den Mut gehabt,
eingefahrene Wege zu verlassen und neue Ideen
aufzugreifen. Um welche Aufgabengebiete es
sich auch immer gehandelt habe, Simnacher ha-
be als einer der Ersten die Defizite und Proble-
me erkannt und sich mit der ihm eigenen Hart-
näckigkeit, die immer verbunden war mit
Freundlichkeit und Verbindlichkeit, für Verbes-
serungen eingesetzt. 

„Georg Simnacher hat Schwaben mit ehrli-
cher Sorge um die Nöte der Menschen, seinem

aufrichtigen Bemühen um aus-
gewogene Lösungen und sei-
ner Liebe zur Heimat kulturell
und sozial in 29 Jahren als Be-
zirkstagspräsident in neue Bah-
nen gelenkt.“ Dabei hätten
ihm, der von der Bevölkerung
nicht von ungefähr anerken-
nend und bewundernd „Schwa-
benherzog“ genannt wurde,
taktisches Geschick und pro-
fundes Fachwissen geholfen,
lobte damals auch Kommunal-
minister Dr. Günther Beckstein
das enorme Engagement des
aus dem Amt scheidenden Prä-
sidenten. 

Als Beispiele für das soziale
und kulturelle Wirken Simnachers nannte Beck-
stein den vom Jubilar angestoßenen und erfolg-
reich umgesetzten durchgreifenden Wandel zu
Gunsten der Psychiatrie in Schwaben sowie sei-
ne Initiativen zu Gunsten behinderter und alter
Menschen. Seine besondere Förderung des kul-
turellen Lebens und der Denkmalpflege zeigten
sich an einer Fülle von Aktionen und Projekten -
so an der Restaurierung der Synagoge in Ichen-
hausen oder der Revitalisierung des Theaters in
Göggingen nahe Augsburg, nicht zuletzt aber am
Kloster Irsee, das heute als schwäbisches Bil-
dungszentrum kultureller Mittelpunkt mit großer
Ausstrahlung ist. 

Für sein jahrzehntelanges segensreiches Wir-
ken in zahlreichen Positionen wurde Dr. Georg
Simnacher u. a. mit dem Großen Bundesver-
dienstkreuz, dem Bayerischen  und Französi-
schen Verdienstorden,  der Kommunalen Ver-
dienstmedaille in Gold und der Bayerischen Ver-
fassungsmedaille in Gold geehrt. DK

Mehr Geld für Dorferneuerung
und Flurneuordnung

Staatsregierung genehmigt weitere vier Millionen Euro 
„Für Dorferneuerung und Flur-

neuordnung werden in diesem
Jahr vier Millionen Euro zusätz-
lich zur Verfügung gestellt“ teilte
Landwirtschaftsminister Josef
Miller mit. Seinen Angaben zufol-
ge nutzt die Staatsregierung die
steigenden Steuereinnahmen auch
für einen Investitionsschub in der
Landentwicklung. In den Ver-
handlungen zum Nachtragshaus-
halt 2007 waren die Mittel für die
Dorferneuerung bereits um fünf
Millionen auf rund 50 Millionen
Euro angehoben worden. 

Die zusätzlichen vier Millio-

nen Euro sollen helfen, den Stau
bei den privaten Dorferneue-
rungsmaßnahmen abzubauen.
Trotz des zu erwartenden Inve-
stitionsschubs gibt es nach Aus-
kunft Millers immer noch eine
lange Warteliste. Er werde sich
deshalb auch bei den Verhand-
lungen zum Nachtragshaushalt
2008 dafür stark machen, sämtli-
che sich bietenden finanziellen
Spielräume zu nutzen, denn:
„Gerade die Dorferneuerung und
die Flurneuordnung sind von
entscheidender Bedeutung für
die Wettbewerbsfähigkeit.“ 

„Museen und universelles Erbe“
Zum Internationalen Museumstag 2007 Besonderheiten in 370 bayerischen Museen 

Rund 370 Museen in allen Landesteilen Bayerns beteiligten sich
in diesem Jahr am 30. Internationalen Museumstag - so viele wie
nie zuvor. Unterstützt von den Stiftungen und Verbänden der
Sparkassen-Finanzgruppe, übernahm die Koordination einmal
mehr die Landesstelle für die nichtstaatlichen Museen in Bay-
ern. Eingeleitet wurde der Internationale Museumstag europa-
weit zum zweiten Mal durch die „Nacht der Museen“, die mit
speziellen Aktionen und verlängerten Öffnungszeiten dem Pu-
blikum einen besonderen Zugang zum Museum boten. 

In Deutschland ist der Mu-
seumstag zur Leitveranstaltung
der Museen geworden: Ihre viel-
seitigen Angebote haben die Be-
sucher mobilisiert und die Mu-
seen auch für Zielgruppen geöff-
net, die nicht zum Stammpubli-
kum gehören. „Museen und uni-
verselles Erbe“ lautete das Mot-
to des diesjährigen Museums-
tags. Tatsächlich hat sich kaum
eine Institution die Bewahrung
des gemeinsamen Erbes, ob aus
der Kultur- oder Naturgeschich-
te, so explizit auf ihre Fahnen ge-
schrieben wie die Museen. 

Lebendige Zentren

Als lebendige kulturelle Zen-
tren wollen die Museen nicht nur
ihrem Erhaltungsauftrag nach-
kommen. Vielmehr ermöglichen
sie vielfältige und überraschende
Begegnungen, sie zeigen Aufge-
schlossenheit für die gesell-
schaftlichen Fragestellungen un-
serer Zeit, sie fördern Toleranz
und den interkulturellen Dialog.

Beispiele hierfür gibt es im
Freistaat zuhauf. So bot die
Staatliche Münzsammlung für
Kinder in München „3000 Jahre
Geld - Originales, Originelles
und Geschichten“. Jedes teilneh-
mende Kind durfte sich dabei ei-
ne echte altrömische Münze aus-
suchen. Zudem öffnete das Mu-

seum im Rahmen einer Führung
seine Schatzkammer japanischer
Lackschränke. Im Staatlichen
Museum Ägyptischer Kunst wa-
ren eine Amulettwerkstatt und
eine Schreiberschule in Betrieb. 

Gartenkonzert 
und Landsknechtlager

In Schwaben ergriffen Lands-
knechte Besitz von Burg Har-
burg. Zu sehen waren Schau-
kämpfe, Handwerksvorführun-
gen und das Landsknechtslager.
Friedlicher ging es im Augsbur-
ger Mozarthaus zu, das am spä-
ten Vormittag zum Gartenkon-
zert einlud. Im Römischen Park
Cambodunum in Kempten führ-
ten „Römer“ in antiken Kostü-
men durch die Ausgrabungen.

Römer waren auch im nieder-
bayerischen Künzing zugange
und schlugen um das Museum
Quintana ihr Lager auf. In
Landshut ließ sich bei einer Ent-
deckungsreise durch die Mu-
seumslandschaft der Stadt das
„Universum Landshuter Mu-
seen“ erkunden. Besondere Ex-
ponate in allen beteiligten Aus-
stellungen halfen bei der Lösung
eines Preisrätsels.

Die größte restaurierte Dampf-
maschine ihrer Bauart in Bayern
war im Museum Flederwisch in
Furth im Wald/Opf. zu besichti-

gen. Außerdem konnte man
schmieden und Papier schöpfen.
Abenteuerlustige gingen im
Goldgräber-Camp zum Goldwa-
schen. Am Vortag zeigte die Re-
gensburger Museumsnacht unter
dem Motto „Regensburg und
Böhmen“ die vielfältigen ge-
schichtlichen und Kulturellen
Kontakte zum Nachbarland auf.

In Heilsbronn (Mittelfranken)
führte im Museum „Vom Kloster
zur Stadt“ ebenfalls eine Mu-
seumsnacht in den Museumstag
ein. Dabei konnte man mit dem
Nachtwächter einen Kontroll-
gang machen oder den Kathari-
nenturm besteigen. Eröffnet
wurde die Ausstellung „Bräute
und Bräuche“. Ein Pendelbus
verkehrte zum Löhe-Zeit-Muse-
um und der Ausstellung „ein-
Blick“ in Neuendettelsau.

In Oberfranken lockten die
Kunstsammlungen der Veste Co-
burg mit einem attraktiven Fami-
lienprogramm, begleitet von „Ker-
wamusik“, fränkischer Tanzmu-
sik in traditioneller Blasmusik-
besetzung. Das Deutsch-Deut-
sche Museum Mödlareuth öffne-
te sein Kfz-Depot. 

Im Templerhaus im unterfrän-
kischen Amorbach schließlich
waren szenische Darbietungen
aus dem Nibelungenlied, mittel-
alterliche Musik und kulinari-
sche Genüsse aus alten Koch-
büchern geboten. Die Museen
des Bezirks Schloss Aschach lu-
den zum Museumsfest im Park.
Im Schulmuseum fand Schulun-
terricht wie in vergangenen Zei-
ten statt, auch konnte man sich
über den Stand der Instandset-
zungsarbeiten am Großen
Schloss informieren. DK
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Schwerhörigkeit ist schreck-
lich, Schwerhörige sind näm-
lich regelmäßig sehr einsam.

Sie haben riesige Kommu-
nikationsprobleme, weil sie
sich mit keinem Menschen
mehr unterhalten können.

Seit Jahren weiß man, dass
durch die überlaute Musik in
vielen Diskotheken Schädi-
gungen des Gehörs entste-
hen. Ich habe deshalb in un-
serem Landkreis vor einigen
Jahren bereits mit den Bür-
germeistern ein Übereinkom-
men getroffen, dass Veran-
staltungen auf 95 Dezibel be-
schränkt werden. Bei den
Diskotheken
haben wir
dies ebenfalls
durchgesetzt.
Das hat zwar
bei einigen
Leuten Widerstand ausgelöst,
letztlich aber wurde es akzep-
tiert.

Deshalb freue ich mich
auch sehr, daß Staatsminister
Dr. Werner Schnappauf jetzt
eine Lärmbegrenzung bei
Veranstaltungen von 99 Dezi-
bel einführen will. Ich halte
dies für einen ungeheuer
wichtigen Schritt zur Ge-
sundheitsvorsorge für die
nachwachsende Generation.

Musik, auch moderne Musik,
kann zweifelsohne auch mit
vernünftigen Lautstärken ge-
nossen werden.

Und damit Sie wissen wo-
von ich spreche: Ich habe bei

einer Bür-
germeister-
d i e n s t b e -
sprechung
Lautstärken
von jenseits

der 95 Dezibel vorführen las-
sen. Einige der anwesenden
Bürgermeister und Verwal-
tungsbeamten wollten den
Saal verlassen. 

Warum wohl?

KolumneGZ Luitpold Braun

Musik genießen 
in vernünftiger 

Lautstärke  
58. Sudetendeutscher Tag in Augsburg: 

Vorfahrt für Menschenrechte!
Stoiber: Zentrum gegen Vertreibungen wichtiges nationales Anliegen

Augsburg (jdt). Für die Gestaltung einer stabilen europäischen
Zukunft forderte Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber beim
58. Sudetendeutschen Tag in Augsburg die Vorfahrt für Men-
schenrechte, Freiheit, Gerechtigkeit, Rechtsstaat, Minderheiten-
rechte und Recht auf Heimat. Als Schirmherr der sudetendeut-
schen Volksgruppe wurde Stoiber am Pfingstsonntag in der
Schwabenhalle des Messegeländes der Fuggerstadt bei der
großen Kundgebung immer wieder mit starkem Beifall gefeiert. 

Scharfe Kritik übte der bayeri-
sche Ministerpräsident an der
Führungsspitze der Prager Regie-
rung. Die durchaus spürbaren
Fortschritte in der atmosphäri-
schen Entwicklung zwischen
beiden Ländern würdigend,
mahnte er dringend Fortschritte
bei den politisch Verantwortli-
chen der Tschechischen Republik

von 1946 ist es eben so wenig“,
so der Ministerpräsident. Letzte-
res werde nahezu von allen Völ-
kerrechtlern moniert. 

Mit einem starken Echo unter
den Zuhörern erinnerte Edmund
Stoiber auch daran, dass der
tschechische Ministerpräsident
Zeman das Instrument der Ver-
treibung den Israelis empfohlen

Voranbringen des „Zentrums ge-
gen Vertreibungen“ in Berlin in
dieser Legislaturperiode: „Es ist
mein fester Wille, dieses sichtba-
re Zeichen mit auf den Weg zu
bringen.“ Es gäbe wohl keinen
Staat in Europa oder gar welt-
weit, der nicht an ein derart fun-
damentales Ereignis für Staat
und Gesellschaft wie die Mas-
senvertreibung erinnern würde.
Bayern werde dazu seinen Bei-
trag leisten. 

Sudeten-Museum

Ein „Zukunftsprojekt von her-
ausragender Dimension“ werde
das zentrale sudetendeutsche
Museum im Sudetendeutschen
Haus in München. Im Etat von
Sozialministerin Christa Ste-

wens würden dafür in den Jahren
2007 und 2008 300.000 Euro zur
Verfügung stehen. 

Voller Anerkennung dankten
der Bundesvorsitzende der SL,
Bernd Posselt, und der Sprecher
der Volksgruppe, Johann Böhm,
dem Schirmherrn Stoiber und sei-
ner aus dem Sudetenland stam-
menden Frau Karin für beispiel-
gebende Unterstützung, Einsatz
im In-und Ausland und Treue. 

Posselt stellte heraus, die Su-
detendeutschen seien, ungeach-
tet des Abschieds der Erlebnis-
generation, eine starke und
selbstbewusste Volksgruppe. Ge-
stärkt werde sie von vielen An-
gehörigen der jungen Generati-
on, die sich zunehmend enga-
gierten und interessierten für die
Wurzeln ihrer Familien. 

Lincoln als Wegweiser

Der ehemalige bayerische
Landtagspräsident Johann Böhm
erntete viel Beifall, als er weg-
weisend Abraham Lincoln zitier-
te: „Nichts ist dauerhaft geregelt,
was nicht gerecht geregelt ist“.
Positiv registrierte Böhm das
Wort des stellvertretenden Bür-
germeisters in Marienbad, der
bei der Tagung des Sudetendeut-
schen Rates dort gesagt habe:
„Wie es ist, kann es auch nicht
bleiben“. Offene Wunden zu
schließen sei das Gebot der
Stunde. Ein Höhepunkt der Ge-
schmacklosigkeit der Aktivitäten
tschechischer Radikaler gewe-
sen sei am 8.Mai vor dem Büro
der SL in Prag ein Viehtranspor-
ter mit einem maskierten Mann
mit dem großen Foto von Posselt
und der Forderung nach „zweiter
Vertreibung“ 

Karls-Preis für Koch

Zu den Höhepunkten des Su-
detentages gehörte die Verlei-
hung des „Europäischen Karls-
Preises“ der SL an den hessi-
schen Ministerpräsidenten Ro-
land Koch. 

Zu den größten Glaubens-

Für jahrzehntelange Treue dankten die Sudetendeutschen beim Pfingsttreffen in Augsburg dem
Ehepaar Stoiber. Von links, mit Trachtlerinnen, Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber, der Mo-
derator der Großveranstaltungen, der Augsburger Kreisobmann Gerhard Müller, und die eben-
falls umjubelte Karin Stoiber, die sich immer wieder demonstrativ zu ihrer sudetendeutschen Hei-
mat bekennt. Bild:-jdt-

3. Regionalkonferenz zum ländlichen Raum:

„Wo Bayern zu Hause ist“
Schwerpunktthema in Roßhaupten: Landnutzung, Landwirtschaft, Forsten 

Die dritte Regionalkonferenz der CSU befasste sich in Roßhaup-
ten, Landkreis Ostallgäu, mit dem Schwerpunkt Landnutzung,
Landwirtschaft, Forsten. Vor rund 200 Kommunalpolitikern be-
leuchteten CSU-Fraktionsvorsitzender Joachim Herrmann, des-
sen Stellvertreter Markus Sackmann, Landwirtschaftsminister
Josef Miller und Wirtschaftsminister Erwin Huber die ebenso
hochaktuelle wie spannende Thematik. 

Wie Fraktionschef Herrmann
eingangs feststellte, steht die hei-
mische Land- und Forstwirt-
schaft „praktisch vor einer zwei-
ten grünen Revolution“, die zu-
nächst davon geprägt sei, dass
künftig eine nachhaltige und
flächendeckende Landbewirt-
schaftung benötigt werde, um
die attraktive Kulturlandschaft
im Sinne der Gesellschaft zu si-
chern. Zudem könne durch den
verstärkten Einsatz nachwach-
sender Rohstoffe ein großer Bei-
trag zum Klima- und Ressour-
censchutz geleistet werden. Auch
würden mit der Erzeugung hoch-
wertiger Agrarprodukte für die
Bevölkerung weiterhin gesunde
Lebensmittel gesichert. Einen
wesentlichen Beitrag dazu liefe-
re die Land-, Forst- und Ernäh-
rungswirtschaft, die mit den vor-
und nachgelagerten Bereichen
zu den bedeutendsten Wirt-
schaftszweigen in Bayern zähle. 

Vernetzen mit 
dem Mittelstand

Fraktionsvize Markus Sack-
mann stellte folgende Überle-
gung an: „Wenn wir die Land-,
Forst- und Ernährungswirtschaft
mit dem Handwerk und dem
Mittelstand vernetzen, bieten
sich spannende Möglichkeiten
für regionale Märkte und eine er-
höhte Wertschöpfung.“ Dies be-
stätige auch der Prüfbericht der

OECD, demzufolge die Land-,
Forst- und Ernährungswirtschaft
wesentlich dazu beiträgt, dass
die ländlichen Einkommen nahe
am nationalen Durchschnitt in
Deutschland liegen. 

Regional-typische Produkte

Sackmann zufolge muss sich
die Landwirtschaft, um aktiv zur
Regionalentwicklung beizutra-
gen, permanent verändern und
das Besondere ihrer regional-ty-
pischen Produkte gegenüber den
globalisierten Agrarprodukten
herausstellen. Daneben könnte
sie verstärkt an außerlandwirt-
schaftliche Sektoren in der Re-
gion anknüpfen und sich dort
neue Märkte erschließen. Dazu
gehören die erneuerbaren Ener-
gien, Gastronomie und Touris-
mus, Naturschutz, Landschafts-
pflege, Gesundheit und Wellness. 

„Wir wollen, dass die Land-
und Forstwirtschaft ihre wichti-
gen Aufgaben für die Gesell-
schaft auch in Zukunft erfüllen
kann! Wir wollen auch, dass der
ländliche Raum als Wohn-, und
Wirtschaftsraum sowie als Erho-
lungs- und Kulturraum für die
Bürgerinnen und Bürger attrak-
tiv bleibt“, betonte Landwirt-
schaftsminister Josef Miller. Da-
zu müssten im ländlichen Raum
Infrastruktureinrichtungen und
vor allem zukunftsorientierte Ar-
beitsplätze aufrechterhalten oder

neu geschaffen werden. „Weil
wir keine Landflucht wollen,
müssen wir aber zuerst eine flä-
chendeckende Landbewirtschaf-
tung durch eine wettbewerbs-
fähige Land- und Forstwirtschaft
sicherstellen.“ 

In den nächsten sieben Jahren
werden im Rahmen des „Bayeri-
schen Zukunftsprogramms Ag-
rarwirtschaft und Ländlicher
Raum“ (BayZAL) laut Miller
insgesamt rund 3 Mrd. Euro an

Arbeitsplätzen durch bewährte
Maßnahmen wie die integrierte
ländliche Entwicklung (ILE) mit
Dorferneuerung und Flurneuord-
nung, die LEADER-Förderung
oder die Förderung des Einsatzes
Nachwachsender Rohstoffe. 

Gerade mit ILE und Leader
verfüge man über Planungs- und
Umsetzungsinstrumente mit
Verknüpfungen über die Res-
sortgrenzen hinaus, hob der Mi-
nister hervor. In ganz Bayern sei-
en Projekte, die im wahrsten Sin-
ne des Wortes vorbildlich sind,
realisiert worden. Beispiele seien
das Mehrgenerationenhaus in
Sontheim, die „Burgenregion
Allgäu“, das Informations- und
Begegnungszentrum in Kloster
Weltenburg sowie die Bildungs-
einrichtung im Haus im Moos in
Kleinhohenried, Landkreis Neu-
burg-Schrobenhausen. 

Interkommunale Allianzen

Mit der ILE werde die Bildung
interkommunaler Allianzen un-
terstützt. Ein Musterbeispiel
hierfür stelle das Auerbergland

an. Der gute Wille auf deutscher
und gerade auch bayerischer Sei-
te sei arg strapaziert worden und
gute Ansätze habe man immer
wieder im Keim erstickt. 

Enge Verbundenheit

Dr. Stoiber sprach zum 15.
Mal beim Sudetendeutschen
Tag, angesichts seines bevorste-
henden Abschieds aus der Ver-
antwortung des Ministerpräsi-
denten letztmalig als Schirmherr.
Mit Nachdruck versicherte er die
anhaltende, sehr enge Verbun-
denheit mit seinen „lieben sude-
tendeutschen Landsleuten“. Um-
jubelt wurde Dr. Stoiber, als er
wörtlich betonte: „Ich bin ja des-
wegen nicht aus der Welt. Meine
Frau bleibt Sudetendeutsche,
und ich maße mir an, nicht unbe-
dingt ein politisches Amt haben
zu müssen, um politischen Ein-
fluss zu haben.

Gegen jede 
Akzeptanz des Unrechts

Unter lebhafter Zustimmung
wandte sich Stoiber gegen jede
Akzeptanz des Unrechts der Ver-
treibung. Die immer noch nicht
abgeschafften Benesch-Dekrete,
mit denen die Entrechtung von
über drei Millionen Sudeten-
deutschen und Hunderttausen-
den Ungarn bewerkstelligt wur-
de, seien mit dem Geist und der
Kultur Europas nicht vereinbar
„und das Straffreistellungsgesetz

habe. Stoiber kritisierte :“Solche
Äußerungen treffen, sie verlet-
zen, sie reißen Wunden auf und
heilen nicht“. 

Dass es in Europa auch anders
gehe, sei von dem ehemaligen
Staatspräsidenten Meri von Est-
land demonstriert worden, der
sich zum Recht auf Heimat be-
kannt und wörtlich gesagt habe:
„Estland ist und bleibt offen al-
len Deutschen, die heute willig
sind, von ihrem Recht auf die
Heimat Gebrauch zu machen.
Als weitere großartige Geste der
Verständigung zitierte Stoiber
den ungarischen Ministerpräsi-
denten Horn. Dieser habe schon
1996 beim Festakt zum Tag der
deutschen Einheit festgestellt:
„Ungarn heißt die Ausgesiedel-
ten und deren Familienmitglie-
der willkommen. Kommen Sie
und bringen sie möglichst viele
Freunde mit“. 

„Dokumente der Schande“ 

Herausgestellt wurde von Ed-
mund Stoiber, dass Ungarn im
vergangenen Jahr sogar eine
zentrale Gedenkstätte und ein
Denkmal für die vertriebenen
Deutschen in Budaörs bei Buda-
pest eingeweiht habe. Von der
ungarischen Parlamentspräsi-
dentin Katalin Szili seien die un-
garischen Vertreibungsdekrete
als „Dokumente der Schande“
bezeichnet worden. 

Ein „sehr wichtiges nationales
Anliegen“ nannte Stoiber das

kundgebungen dieses Jahres in
Süddeutschland zählte das Ponti-
fikalamt mit Weihbischof Josef
Grünwald, dem Vertriebenenbi-
schof Gerhard Pieschl, Limburg,
dem Bischof Ladislav Hucko,
Prag, und Visitator Pater Norbert
Schlegel. Bundesvorsitzender
Posselt dankte Pater Schlegel für
treue Wegbegleitung im In-und
Ausland. 

Ab in die Sonne!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen 

direkt im Internet unter 
www.1a-preisvergleichreisen.de

EU-, Bundes- und Landesmitteln
für eine nachhaltige, wettbe-
werbsfähige Land-, Forst- und
Ernährungswirtschaft sowie ei-
nen attraktiven vitalen ländli-
chen Raum zur Verfügung ge-
stellt. Das Programm umfasst
dabei folgende drei Schwer-
punkte: 1. Steigerung der Wett-
bewerbsfähigkeit, 2. Erhaltung
der Kulturlandschaft und Sicher-
stellung einer flächendeckenden
Landbewirtschaftung, 3. Erhalt
vitaler ländlicher Räume. Dazu
gehöre eine leistungsfähige In-
frastruktur zur Sicherung von

dar, „wo wir auf die Kreativität
und die Eigeninitiative der in den
ländlichen Regionen lebenden
Menschen und auf die Kernkom-
petenzen der Verwaltung für
Ländliche Entwicklung bauen“.  

Miller abschließend: „Die Si-
cherung einer guten Zukunft für
die ländlichen Räume gehört zu
den zentralen politischen und ad-
ministrativen Aufgaben! Wer
dies vernachlässigt, der schadet
der Zukunft des ganzen Landes,
auch der Städte. Denn: Wenn das
Land nicht mehr atmet, ersticken
auch die Städte!“ DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
sprachliche Integration das Al-
lerwichtigste ist. Was nützt ei-
nem türkischen Bürger das
Wahlrecht, wenn er keine deut-
sche Nachricht lesen kann?“

Zum Thema Kinderbetreuung
stellte der Präsident fest, die
Städte unterstützten das Ziel, die
Betreuungsangebote für unter
Dreijährige deutlich auszubauen.
„Es ist erfreulich, dass der Bund
jetzt den Ausbau der Kinderbe-
treuung finanziell fördern und
sich auch an den hohen laufen-
den Betriebskosten beteiligen
will. Die Städte finden es aber
nicht in Ordnung, wenn die
große Koalition die Erwartungen
der Eltern auf Betreuungsplätze
immer höher schraubt, ohne
dafür eine ausreichende Finanz-
basis zu legen.“

Appell an Bundesregierung

Erst sollten insgesamt 750.000
Plätze erreicht werden, jetzt ein
Rechtsanspruch auf Betreuung
für unter Dreijährige. Nach An-
nahmen, die das Bundesfamili-
enministerium zum Krippengip-
fel im April vorgelegt hatte, sei-
en dafür sogar eine Million Plät-
ze erforderlich, was natürlich
deutlich höhere Kosten verursa-
che. Ude: „Wir erwarten, dass
der Bund seine Zusage einhält
und wirklich ein Drittel der
tatsächlichen Gesamtkosten für
Investitionen und Betrieb über-
nimmt. Dazu muss er sein Ange-
bot von vier Milliarden Euro, die
sich über sechs Jahre verteilen,
deutlich aufstocken.“ Denn 4,4
Milliarden Euro betrügen auf der
Basis von Annahmen des Fami-
lienministeriums bei einem
Rechtsanspruch allein die jährli-
chen Betriebskosten, und minde-
stens 10 Milliarden Euro koste-
ten demnach in den Jahren 2008
bis 2013 die notwendigen Inve-
stitionen. Diese Kosten bezögen
sich allein auf zusätzlich
550.000 Plätze über das geltende
Tagesbetreuungsausbaugesetz
hinaus. Geschaffen werden müs-
sten aber auch noch etwa
200.000 Plätze im Rahmen die-
ses Gesetzes, die ebenfalls noch
nicht bezahlt sind.

„Wenn Bund und Länder ei-
nen Rechtsanspruch wollen,
müssen sie ihn auch finanzieren.
Sonst wird sich das schöne Ver-
sprechen nicht erfüllen lassen.“
Die Kommunen leisteten schon
heute den Löwenanteil bei der
Kinderbetreuung und erhöhten
Jahr für Jahr ihre Ausgaben
dafür, weil sie bereits den Aus-
bau für unter Dreijährige forcie-
ren, machte Ude deutlich.

Der Städtetagschef appellierte
an die Bundesregierung, über ein
Finanzierungskonzept und auch
den geeigneten Finanzierungs-
weg bei einem erneuten „Krip-
pen“-Gipfel zwischen Bund,
Ländern und Kommunen zu ent-
scheiden. „Das ehrgeizige Pro-
jekt eines Rechtsanspruchs für
unter Dreijährige lässt sich nur
bewältigen, wenn alle Beteiligten
die Finanzierungslösung akzep-
tieren können. Es war ein guter
Auftakt, dass Bund und Länder
im April die Kommunen in ihre
Beratungen einbezogen haben.
Deshalb sollte jetzt die so wichti-
ge Finanzierung nicht ohne die
Kommunen entschieden werden,
die den Ausbau der Betreuung
vor Ort bewältigen müssen.“

Merkel signalisiert 
Gesprächsbereitschaft

Auch das von der CSU gefor-
derte Betreuungsgeld für zu Hau-
se erziehende Eltern war Thema
der Hauptversammlung und stieß
beim Deutschen Städtetag auf
Widerstand. Sollte dies umgesetzt
werden, gehe dies zu Lasten des
Ausbaus der Kinderkrippen,
warnte Ude. Zudem könne da-
durch die Integration von Ein-
wandererkindern gefährdet wer-
den. Es bestehe die Gefahr, dass
bildungsferne und fremdsprachi-
ge Eltern ihre Kinder lieber zu
Hause behielten und ihnen damit
die Chance auf frühkindliche
Sprachförderung nähmen.

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel machte indes keine Zusagen,
dass die Bundesregierung mehr
als die bisher zugesagten 4 Milli-
arden Euro zum Krippenausbau
beisteuern werde. Allerdings sig-
nalisierte sie Gesprächsbereit-
schaft. Bei gutem Willen werde

(Fortsetzung von Seite 1)
mäßige Verschuldung um insge-
samt 400 Mio. Euro auf 2,2 Mrd.
Euro erhöhen müssen. Diese
Entwicklung zeigt für Zellner
überdeutlich, „dass die Investi-
tionen der Landkreise überwie-
gend nicht aus den Einnahmen
der Kreisumlage, sondern in er-
ster Linie über Kredite finanziert
werden“. Daher werde er versu-
chen, bei der Festsetzung der
Kreisumlagesätze 2008 diese
Entwicklung umzudrehen. 

Auch die Nettoausgaben der
bayerischen Kommunen für So-
zialhilfe, Grundsicherung und
Jugendhilfe steigen weiter an.
Zwischen 2001 und 2005 betrug
der jährliche Anstieg 180,4 Mio.
Euro. Die Ausgaben für Grund-
sicherung im Alter, die Entwick-
lung der Eingliederungshilfe,
aber auch die Verpflichtungen
der Kommunen im Bereich
Grundsicherung für Erwerbs-
fähige sowie die Jugendhilfe be-
lasteten die bayerischen Kom-
munen in einer Größenordnung
von netto 4 Mrd. Euro. Zum Ver-
gleich: 1989 waren es nur 1,5
Mrd. Euro. 

Was die Neuordnung der Zu-
ständigkeiten in der Sozialhilfe
anbelangt, äußerte Zellner mit
Blick auf Bayerische Staatsre-
gierung und CSU-Landtagsfrak-
tion deutliches Unverständnis.
Er zeigte sich ungehalten über
die gegenwärtigen Planungen
der Fraktion, nunmehr allein die
Zuständigkeit im Bereich der
Eingliederungshilfe zu regeln, es
bei der Hilfe zur Pflege aber am
derzeitigen Rechtszustand zu be-
lassen. Einen künftigen Arbeits-
schwerpunkt für die Landkreise
sieht der Präsident in den Ar-
beitsgemeinschaften zu Hartz
IV: „Das Versprechen der Part-
nerschaft auf gleicher Augen-
höhe zwischen Kommunen und
Bund wird Lügen gestraft.
Schon wieder hat das Bundesso-
zialministerium versucht, seine

Bildung verbindet ...
(Fortsetzung von Seite 1)
um und tauschten ihre bildungs-
politischen Modelle aus. In Finn-
land beispielsweise bildet sich
die Hälfte der erwerbstätigen
Bevölkerung regelmäßig fort.
Frau Sirelius sieht dafür drei
Gründe: die hohe staatliche För-
derung, die Stabilität und Vielfalt
der Einrichtungen durch entspre-
chende Gesetzgebung und eine
Lernkultur, die Lernen an sich
hohe Anerkennung zollt. 

Bayerisches ABC des 
lebenslangen Lernen

In Bulgarien sei die hohe Mo-
tivation und Mobilität der Teil-
nehmer vorbildlich, berichtete
auch Maria Todorova, Leiterin
des Projektbüros von vhs-inter-
national in Sofia. Und der Frei-
staat? Das ABC des Lebenslan-
gen Lernens der bayerischen
Volkshochschulen findet sich im
Aktionsprogramm, das die EU-
Kommission in diesem Sommer
vorlegen wird. Denn auch hier
sollen Angebote zur allgemeinen
persönlichen Bildung gefördert
(das bayerische A), Maßnahmen
zur beruflichen Fortbildung (das
bayerische B) sowie bildungs-
ferne, benachteiligte Gruppen
durch community-orientierte Bil-
dung gewonnen werden (das
bayerische C). 

Der Erste Bürgermeister der
gastgebenden Stadt Gunzenhau-
sen, Gerhard Trautner, ermunter-
te dazu, dem Lernwillen frei
nachzugeben: „Bildungshunger
und Wissensdurst sind keine
Dickmacher.“ Und Alt-OB Josef
Deimer, einstimmig wieder ge-
wählter Präsident des Bayeri-
schen Volkshochschulverbandes,
zeigte sich seinerseits nach fast
30 Jahren Präsidentschaft über-
zeugter denn je: „Erwachsenen-

bildung rechnet sich zwar nicht -
sie zahlt sich aber aus.“ Wie Dei-
mer weiter betonte, sind die
bayerischen Volkshochschulen
sowohl quantitativ (3 Mio. Teil-
nehmer sind erreicht) als auch
qualitativ „auf dem Wachstums-
pfad“. Die flächendeckende Ein-
führung des europäischen Qua-
litätsmanagement-Systems EF-
QM sei ein Arbeitsschwerpunkt
der vergangenen Jahre gewesen,
das nun Früchte trage: Einer vom
bvv in Auftrag gegebenen reprä-
sentativen Umfrage in ganz Bay-
ern zufolge seien über 96 % der
Teilnehmer mit ihrer Volkshoch-
schule zufrieden. Darüber hinaus
belege die Umfrage, dass fünf
von sechs bayerischen Bürgern
die vhs als kompetent, kunden-
freundlich, zeitgemäß und quali-
tativ hochwertig einschätzen.
Deimer: „Unser Erfolgsmodell,
den öffentlichen Bildungsauftrag
unternehmerisch umzusetzen,
hat sich gegen vielerlei Stürme
bewährt. Die verantwortlichen
Politiker in den Kommunen und
im Land wissen dies auch; zwi-
schenzeitlich aufgetretene Miss-
verständnisse sind längst einer
allseitigen demonstrativen Un-
terstützung gewichen.“ 

Das Ziel, Europa lebendig zu
gestalten, sei vor allem bei den
Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung gut aufgehoben, fuhr 
der Präsident fort. Schließlich
benötigten „alle noch so wichti-
gen Erklärungen, Vereinbarun-
gen, Verträge oder auch die ins
Hintertreffen geratene Verfas-
sung“ die Begegnung der Men-
schen über Ländergrenzen hin-
weg. Die Europäische Union ha-
be in der Erwachsenenbildung
die Mittel der kommenden För-
derperiode (2007 bis 2012) ver-
doppelt. „Sollen große Teile da-
von nach Bayern fließen,

braucht es in der Erwachsenen-
bildung starke Einrichtungen“,
so Deimer.

Gegen die großen Privatisierer
und die damit verbundene Erosi-
on des Öffentlichen setze der
bvv das Verbundmodell der Er-
wachsenenbildung, also der
Volkshochschule und ihrer Mit-
streiter bei den übrigen Trägern
der Erwachsenenbildung, erklär-
te der Präsident. Deutschland ha-
be mit den 1.000 Volkshoch-
schulen das, was man seitens der
EU jetzt beginnen möchte einzu-
richten, nämlich lokale bzw. re-
gionale Zentren für das Lebens-
lange Lernen. Deutschland sei
hier im Europäischen Vergleich
ein „Pionier-Land“. Deimer:
„Wir wissen, dass dies für
Deutschland und Bayern in der
Bildung insgesamt nur einge-
schränkt gilt. Mit der Volkshoch-
schule stellen wir uns gerne ei-
nem PISA-Test, ohne dabei als
überheblich gelten zu wollen.“

Mitfinanzierung durch
Land und Kommunen 

Damit die Volkshochschulen
in Bayern ihre immer wichtiger
werdenden Aufgaben auch wei-
terhin flächendeckend, kontinu-
ierlich und in der notwendigen
Qualität wahrnehmen und aus-
bauen können, sei eine verlässli-
che und angemessene Mitfinan-
zierung insbesondere durch das
Land, aber auch die Kommunen
unabdingbar. Die Kommunen
stünden zu ihrer Verantwortung,
der Freistaat sollte dieses eben-
falls tun, meinte Deimer. Ent-
sprechende Ausführungen des
designierten zukünftigen Baye-
rischen Ministerpräsidenten
Günther Beckstein ließen jeden-
falls „optimistisch in die Zukunft
blicken“. DK

Landkreise für Klimaschutz ...
zentralistischen Vorstellungen
einseitig und gegen die sachliche
Argumentation der Kommunen
durchzusetzen.“

Kinderbetreuung ausbauen

Außer Frage steht für Zellner
indes die Notwendigkeit des
Ausbaus der Kinderbetreuung.
„Jedoch tut Bundesministerin
von der Leyen aber so, als habe
es die Föderalismusreform I
nicht gegeben. Seit der Reform
ist weder eine Mischfinanzie-
rung noch eine entsprechende
Ausbauverpflichtung der Kom-
munen kraft Bundesrecht mög-
lich. Verfassungsrechtlich zuläs-
sig wäre allerdings die Verpflich-
tung der Länder zum weiteren
Ausbau.“ 

Folgen des Klimawandels

Im Anschluss widmeten sich
die Tagungsteilnehmer dem ei-
gentlichen Motto der Jahresver-
sammlung. Prof. Dr. Wolfgang
Seiler vom Institut für Meteoro-
logie und Klimaforschung in
Garmisch-Partenkirchen infor-
mierte über Entwicklungen, Fol-
gen des globalen Klimawandels.
Er machte darauf aufmerksam,
dass jetzt eingeleitete Maßnah-
men zum Klimaschutz erst in
rund 30 Jahren Wirkung zeigten.
Das bedeutet: Die Klimaent-
wicklungen der nächsten drei
Jahrzehnte kann der Mensch
nicht mehr beeinflussen. Dass
daher rasche politische Entschei-
dungen von erheblicher Trag-
weite nötig sind, zeige das Bei-
spiel Hochwasserschutz. Häufen
sich in den kommenden Jahren
wie erwartet heiße Sommer mit
langen Trockenperioden und
gleichzeitige kurze, aber heftige
Regen- und Unwetterereignisse,
reichten die heute vorhandenen
Regenrückhaltebecken und
Überschwemmungsgebiete ge-
nauso wenig dafür aus wie die

Rohre der bestehenden Kanalisa-
tionssysteme, betonte Seiler.

Innovative Projekte zum Kli-
maschutz aus ihren Landkreisen
stellten nachfolgend die Landrä-
te Gebhard Kaiser, Oberallgäu,
Georg Huber, Mühldorf a. Inn
und der gastgebende Landrat
Walter Schneider, Landkreis
Neustadt. a. d. Aisch Bad Winds-
heim, vor. Die Konsequenzen
des Klimawandels und die ent-
sprechende Frage der Versiche-
rung beleuchtete Rainer Für-
haupter von der Versicherungs-
kammer Bayern (vgl. Seite 11). 

Nachhaltige 
Kommunalentwicklung

Tags darauf setzte der Bayeri-
sche Landkreistag ein Zeichen
für nachhaltige Kommunalent-
wicklung, in dem er der bayeri-
schen Klima-Allianz als 3.
Bündnispartner beitrat. Wie Prä-
sident Zellner erläuterte, werde
der Bayerische Landkreistag die
kommunale Selbstverwaltung
auf Kreisebene zu Maßnahmen
im Klimaschutz motivieren und
den Landkreisen Richtlinien und
Empfehlungen zum nachhalti-
gen Klimaschutz zur Verfügung
stellen und so den Erfahrungs-
austausch mit Best-Practice-Bei-
spielen unterstützen. In Zukunft
werde man versuchen, die ener-
giebedingten CO2-Emmissionen
zu reduzieren und auf eine ver-
stärkte Nutzung erneuerbarer
Energien und nachwachsender
Rohstoffe hinzuwirken. „Gerade
bei den CO2-Emmissionen se-
hen wir Möglichkeiten. Wir wer-
den insbesondere bei den kom-
munalen Liegenschaften darauf
achten, dass dort energetisch sa-
niert wird. Darüber hinaus setzen
wir große Hoffnungen auf kli-
mawirksame Maßnahmen im öf-
fentlichen Personennahverkehr.“ 

Umweltminister Dr. Werner
Schnappauf erklärte, mit dem
Landkreistag gewinne die

Bayerische Staatsregierung ei-
nen weiteren wichtigen Bünd-
nispartner für die Klima-Allianz.
Wirtschaftsminister Erwin Hu-
ber zufolge bekommt eine mo-
derne Umwelt- und Energiepoli-
tik angesichts der zunehmend
spürbaren Anzeichen des Klima-
wandels eine immer größere Be-
deutung. Wissenschaftsminister
Dr. Thomas Goppel wiederum
bezeichnete die Klima-Allianz
als eine Plattform, um breiteres
Wissen über den Klimaschutz zu
vermitteln und alle Beteiligten
zum Handeln zu motivieren. 

Zur Unterstützung der Land-
kreise baut das Landesamt für
Umwelt seine Beratungs- und
Fortbildungsangebote auf dem
kommunalen Klimaschutz-Sek-
tor weiter aus. „Wir beraten die
Berater. Diese sind Multiplikato-
ren, die ihr Wissen in den Land-
ratsämtern an Bürger und Be-
triebe weitergeben“, bemerkte
Schnappauf. Bayern weite zu-
dem den „european energy
award“ (eea) auf Landkreise aus.
An dem Managementsystem,
mit dem die Qualität der Ener-
gieerzeugung und -nutzung ge-
prüft und Potenziale zur Steige-
rung der Energieeffizienz aufge-
deckt werden können, konnten
bisher nur Städte und Gemein-
den teilnehmen. In einem Pilot-
projekt sollen jetzt deutschland-
weit einmalig auch Landkreise
gefördert werden. Ziel ist es u.
a., in Zusammenarbeit mit Ener-
gieagenturen die Energiebera-
tung der Landkreise zu steigern.

Landkreise seien heute Dienst-
leistungs-, Beratungs- und Inno-
vationszentrum ihres Raums und
damit auch wichtige Ansprech-

partner im Klimaschutz. „Mit
den bayerischen Erfolgsmodel-
len Umweltpakt und Klima-Alli-
anz werden die vielfältigen
Möglichkeiten regionalen Kli-
maschutzes aufgezeigt und
Kommunen und Bürger ermun-
tert, den Schutz des Klimas aktiv
in die Hand zu nehmen“, sagte
Schnappauf. Die größten Poten-
ziale für mehr Klimaschutz lä-
gen in der energetischen Gebäu-
desanierung und im Energiema-
nagement. Die energetische Sa-
nierung des Gebäudebestands
bilde den Schwerpunkt des Kli-
maschutzes; dort sei das größte
Einsparpotential mit unmittelba-
rer Klimaschutzwirkung wirt-
schaftlich erschließbar. 

Optimierung der Technik 

Fast 40 % der Energie würden
in Bayern für Heizung und
Warmwasser verbraucht. Bauli-
cher Wärmeschutz, effiziente
Heizungs- und Warmwassersy-
steme und die Nutzung von rege-
nerativen Energien seien die
Grundbausteine für eine ratio-
nelle Energienutzung, stellte
Kommunalminister Dr. Günther
Beckstein fest. Im Bereich kom-
munaler Liegenschaften könnten
schon durch eine Optimierung
der vorhandenen Anlagetechnik
sowie ein bewussteres Verhalten
der Nutzer dauerhaft Einsparun-
gen bis 20 Prozent realisiert wer-
den. Der Freistaat unterstütze die
Kommunen dabei mit dem CO2-
Minderungsprogramm für kom-
munale Liegenschaften, bei dem
auch Landkreise und Bezirke ge-
fördert werden, mit bisher knapp
3 Mio. Euro. DK

eine Einigung möglich sein.
Merkel machte klar, dass sich
der Bund schon bisher stark en-
gagiert habe. Bei dem vorliegen-
den Angebot sei die Bundesre-
gierung „über sich hinausge-
wachsen“.

Integrationsplan

Beim Thema Integration si-
cherte die Kanzlerin zu, die
Städte zu unterstützen. Sie kün-
digte an, Mitte Juni beim Inte-
grationsgipfel einen nationalen
Integrationsplan vorzulegen.
Deutschland könne es sich nicht
leisten, Millionen von Menschen
keine Chance zu geben. Von den
Einwanderern werde erwartet,
die deutsche Sprache zu lernen
und mehr als bisher am gesell-
schaftlichen Leben teilzuhaben.
Die deutsche Bevölkerung müs-
se im Gegenzug offen sein, Zu-
wanderung als eine Bereiche-
rung zu verstehen.

Bayerns Ministerpräsident Dr.
Edmund Stoiber bezeichnete in
seinem Vortrag die Kommunen
als „Vorreiter für den wirtschaft-
lichen Aufschwung“. Nach Jah-
ren einer angespannten Finanzsi-
tuation laufe der Wirtschaftsmo-
tor vor allem in den Kommunen.
Es sei ganz entscheidend, dass
sich die finanzielle Situation der
Kommunen als wichtigster Naht-
stelle zu den Bürgern deutlich
verbessert hat. Das komme un-
mittelbar den Bürgern und einer
bürgernahen Politik zugute. 

Erhalt der Gewerbesteuer

Präsident Ude hieb in dieselbe
Kerbe: Als wichtigste Erfolge
der Arbeit des Verbandes in den
vergangenen zwei Jahren nannte
er den Erhalt der Gewerbesteuer,
die nach langem Ringen angeho-
bene Bundesbeteiligung an den
Unterkunftskosten der Kommu-
nen für Langzeitarbeitslose so-
wie das auf europäischer Ebene
durchgesetzte Wahlrecht der
Kommunen, Angebote für den
öffentlichen Nahverkehr im
Wettbewerb auszuschreiben oder
direkt an eigene Unternehmen zu
vergeben. Vizepräsidentin Roth
begrüßte, dass die Bundesregie-
rung notwendige Schritte unter-
nommen habe, um die kommu-
nalen Steuerverluste durch die
Unternehmenssteuerreform zu
reduzieren. Bedauerlich bleibe
jedoch, dass in den Jahren 2008
bis 2011 keine volle Aufkom-
mensneutralität für die Kommu-
nen gewährleistet werde.

Konsequent kommunal-
freundliche Politik

Ministerpräsident Stoiber kün-
digte an, dass Bayern auch in
Zukunft eine konsequent kom-
munalfreundliche Politik ma-
chen wird. Schon heute stünden
die bayerischen Kommunen
deutlich besser da als die Städte
und Gemeinden in anderen Län-
dern. Als aktuellstes Beispiel für
eine kommunalfreundliche Poli-
tik führte er den Einsatz Bayerns
für eine gerechte Finanzierung
der Kinderbetreuung an: „Weil
wir in Bayern die Sorgen und
Anliegen der Kommunen ken-
nen, haben wir im Koalitions-
ausschuss für die Beteiligung
des Bundes an der Finanzierung
der Kinderbetreuung gekämpft.
Es ist gut, dass sich jetzt auch der
Bund entgegen der ursprüngli-
chen Pläne mit Milliarden am
Ausbau der Kinderbetreuung be-
teiligt und den Kommunen Pla-
nungssicherheit gibt.“

Schließlich verteidigte Stoiber
die Koalitionsvereinbarung zur
Einführung eines Betreuungs-
geldes für Eltern, die ihre kleinen
Kinder zu Hause erziehen: „Die
Kommunen sind bei der Kinder-
betreuung über 2013 hinaus fi-
nanziell abgesichert. Das Betreu-
ungsgeld beeinträchtigt in keiner
Weise ihre finanziellen Anlie-
gen, weil es erst nach dem vollen
Ausbau der Betreuungsangebote
zum Tragen kommt.“ DK

Integration als ...
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Kommunalpolitiker hoffen auf Hilfe der Ministerpräsidenten:

Angriff auf die letzten 
Gestaltungsspielräume

Stadtwerke in Gefahr - Schleichende Enteignung der Kommunen

In einer ganzseitigen Anzeige, erschienen in der FAZ, Welt, SZ,
Handelsblatt und der deutschen Ausgabe der Financial Times,
haben 84 Unterzeichner aus ganz Deutschland, allen voran
Oberbürgermeister wie Christian Ude (München) und Petra
Roth (Frankfurt) sowie Bürgermeister, Stadtverordnete, Beige-
ordnete und Ratsherren, aber auch Aufsichtsratsvorsitzende
von Stadtwerken sowie Stadtkämmerer und Zweckverbands-
vorsitzende unter der Überschrift „Vitale Stadtwerke sichern
kommunales Vermögen“ in deutlicher Form an die verantwort-
lichen Ministerpräsidenten appelliert, ein klares Nein gegen den
von der Bundesregierung am 4. April vorgelegten Entwurf zur
Anreizregulierungsverordnung zu setzen. Dieser wolle die Wirt-
schaftlichkeit der Stadtwerke vernichten, „ohne dass wir eine
Möglichkeit zu einer wirtschaftlichen Reaktion darauf haben“.

Diesem Angriff „auf die letz-
ten politischen Gestaltungsspiel-
räume, die wir in den Kommu-
nen noch haben“ müsse Einhalt
geboten werden. Noch sei das
Kind nicht in den Brunnen gefal-
len. Tatsache sei, dass keine
Bundesregierung Kommunen fi-
nanziell derart drastisch belasten

von den wenigen Großen auf
dem Markt geschluckt“. Im Er-
gebnis führe dies zu einer
„schleichenden Enteignung der
Kommunen“. Eine wichtige Fi-
nanzierungsquelle für die wichti-
gen öffentlichen Aufgaben der
Daseinsvorsorge falle weg. Die
Zeche zahle der Bürger, weil

den, die unmittelbar von den
Bürgern - die gleichzeitig auch
die Kunden sind - gewählt wur-
den, stellte Selbs OB weiter fest.
Dieser subsidiäre Regelkreis ha-
be gut funktioniert und eine sta-
bile Versorgung bei kommuna-
lem Vermögensaufbau mit or-
dentlicher Rendite zum Wohle
der betroffenen Wähler und
Kunden ermöglicht. Kreil: „Eine
bundesweite Regulierungsbe-
hörde soll nun bessere Ergebnis-
se erbringen? Sicher nicht. Es
geht ums Geld.“

Gefahr für den 
ländlichen Raum

Gefährlich sei die Entwick-
lung für den ländlichen Bereich,
der naturgemäß längere Versor-
gungsleitungen je Kunden habe
und für Gebiete, die von Bevöl-
kerungsschwund gekennzeich-
net sind und die bei gegebenem
Leitungsnetz immer weniger
Kunden haben, aber die Versor-
gung aufrecht erhalten wollen
und müssen, betonte Kreil. Wer-
de ein Quotient aus durchgesetz-
ter Energiemenge und Leitungs-
kosten gebildet und der beste
Wert als Benchmark zwingend
vorgegeben, ergäben sich fol-
gende dynamische Wirkungen:

Je energiesparender eine Ge-
meinde ihre Gebäude ausstattet,
desto schlechter steht ihr Ener-
gieversorger da, denn das Lei-
tungsnetz muss bleiben, die
durchgesetzten Mengen werden
aber geringer.

Gebiete, die ohnehin Wirt-
schaftskraft und Einwohner ver-
lieren, können ihr Leitungsnetz
nicht kürzen, setzen aber gerin-
gere Mengen durch; die betroffe-
nen Kommunen werden durch
geringere Rentabilität ihrer In-
vestitionen in weitere Probleme
getrieben.

Der ländliche Raum wird be-
nachteiligt, weil er naturgemäß
ein anderes Verhältnis von Netz-
längen zu Durchsatzmengen ha-
ben muss und dies nicht einfach
ändern kann.

Kreil: „Ich schlage vor, unsere
Bundes- und Landespolitiker
nach einer Benchmark zu bezah-
len, die sich aus dem Verhältnis
von Staatsvermögen zu Arbeits-
losenzahl ergibt und bitte
zunächst die Zahlen von Norwe-
gen zugrunde zu legen.“

Keine fairen 
Rahmenbedingungen

Wie Nürnbergs Oberbürger-
meister Dr. Ulrich Maly konsta-
tierte, biete der Entwurf den
Stadtwerken keine fairen Rah-
menbedingungen und dränge sie
aus dem Markt. Würde das Kon-
zept so in Kraft treten, würde
dies die Wirtschaftlichkeit der
Stadtwerke vernichten, ohne
dass die Kommunen darauf auch
wirtschaftlich reagieren könnten.
In kürzester Zeit müssten die
Verzinsung der umfassenden In-
vestitionen gekappt und die be-
triebsbedingten Kosten, vor al-
lem die Löhne und Gehälter,
massiv gekürzt werden. Die Fol-
gen: „Die hohe Qualität der Net-
ze würde gefährdet, tausende Ar-
beitsplätze würden vernichtet.“
Zudem würden die Handlungs-
spielräume für die vielfältigen
Aufgaben der Kommunen wie-
der schwinden, wenn letztlich
der Verlustausgleich für die
Stadtwerke aus den Stadtetats
zunehmen müsste.

Deshalb forderten die Städte
für ihre Versorgungsunternehmen
„eine Anreizregulierung zur Ef-
fizienzsteigerung, die wirklich
faire Wettbewerbsbedingungen

schafft“. Die Vorgaben müssten
erfüllbar und übertreffbar sein.
Dies sei bei dem vorliegenden
Entwurf nicht der Fall. Tatsäch-
lich stehe die Unabhängigkeit
vieler dezentraler Energieversor-
ger auf dem Spiel. Auf der
Strecke bliebe erneut der Wettbe-
werb im Energiemarkt. Dies aber
könne niemand ernsthaft wollen. 

Wichtiger Standortfaktor

Für die Stadt Marktredwitz 
ist die Versorgungsgesellschaft
Marktredwitz mbH (VGM) laut
OB Dr. Birgit Seelbinder ein
wichtiger Standortfaktor sowie
ein wichtiges Wirtschaftsgut.
Schon durch die Gesetzesände-
rung zum 1. Januar 2007 habe
sich der Ertrag, der aus der VGM
erwirtschaftet wurde, gedrittelt.
Dies bedeute, dass die Mittel, die
für den Ausbau der Netze und
für weitere Investitionen zur Ver-
fügung stehen, massiv ge-
schrumpft sind. Eine weitere
Senkung des Netzentgelts durch
die Anreizregulierungsverord-

Stichwort Anreizregulierung 
Grob definiert setzt sich der Energiemarkt
aus drei Wertschöpfungsstufen zusammen: 

der Produktion von Strom bzw.
der Förderung/Import von Erdgas, 
Energietransport/-verteilung durch Netze 
sowie Energiehandel bzw. -vertrieb. 

Liberalisiert sind lediglich Produktion/Import
und Handel/Vertrieb. Gesichert werden soll der
Wettbewerb auf diesen vor- und nachgelagerten
Wertschöpfungsstufen durch staatliche Regulie-
rung des Netzbetriebes. Zu dem natürlichen Mo-
nopol des Netzes haben alle Händler und Ver-
triebsgesellschaften ungehinderten Zutritt zu
gleichen Konditionen.

Das Energiewirtschaftsgesetz definiert die
Aufgabe der Regulierung eindeutig: „Die Regu-
lierung der Elektrizitäts- und Gasversorgungs-
netze dient den Zielen der Sicherstellung eines
wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs bei
der Versorgung mit Elektrizität und Gas und der
Sicherung eines langfristig angelegten leistungs-
fähigen und zuverlässigen Betriebs von Energie-
versorgungsnetzen.“

Über die Umsetzung wachen die Bundes-
netzagentur (BNetzA) bzw. die Landesbe-
hörden. Derzeit werden die Netzentgelte auf 
Basis der Unternehmenskosten genehmigt. Die
Netzentgelte sind mit rund 34 Prozent bei Strom
und 22 Prozent bei Erdgas an den Gesamtkosten
für einen Haushalt beteiligt. Ab 2009 soll jedoch
eine Anreizregulierung greifen. 

Orientierung am Klassenbesten

Im Energiewirtschaftsgesetz ist die Basis einer
Anreizregulierung eindeutig definiert: „Die Effi-
zienzvorgaben müssen so gestaltet und über die
Regulierungsperiode verteilt sein, dass der be-
troffene Netzbetreiber oder die betroffene Grup-
pe von Netzbetreibern die Vorgaben unter Nut-
zung der ihm oder ihnen möglichen und zumut-
baren Maßnahmen erreichen und übertreffen
kann“ (§ 21a EnWG: Regulierungsvorgaben für
Anreize für eine effiziente Leistungserbringung).

Das bedeutet, dass Unternehmen, die ihre Ef-
fizienz stark steigern, im Gegensatz zu Unter-
nehmen, die ihre Effizienz nicht oder wenig ver-
bessern, durch höhere Gewinne belohnt werden.
Mit Effizienz ist eine hohe Versorgungsqualität
bei gleichzeitig günstigen Kosten gemeint. Eine
Anreizregulierung muss für Netzeigentümer,
gleich welcher Herkunft, Anreize bieten, in den
Unterhalt, die Erneuerung und in den Ausbau
der Netze zu investieren und gleichzeitig günsti-
ge Preise anzubieten. 

Genau an diesem Punkt gehen die Meinungen
aber auseinander: Der Entwurf aus dem Wirt-
schaftsministerium orientiert sich bei den Effizi-
enzvorgaben am Klassenbesten. Die Argumenta-

tion lautet verkürzt: Auch im Wettbewerb müs-
sen sich alle nach dem Klassenbesten richten. Die
Unterzeichner sind der Auffassung, dass mit die-
ser Forderung eine Erreich- und Übertreffbarkeit
für die Unternehmen nicht möglich ist und plädie-
ren ihrerseits dafür, die Vorgaben an einem reprä-
sentativ effizienten Netzbetreiber auszurichten.
Als repräsentativ effizient kann ein oder können
mehrere Netzbetreiber gelten, deren Effizienz z.B.
im Bereich der besten 25 % oder 30 % liegen. 

Blick nach Norwegen

Wie gut eine Anreizregulierung funktioniert,
zeigt der Blick nach Norwegen und Großbritan-
nien. Lange Regulierungsperioden (5 Jahre) und
eine hohe festgelegte Kapitalverzinsung sind dort
die Erfolgskriterien: Beide Länder haben mit Er-
folg eine solche Anreizregulierung eingeführt. 

Ein weiterer Konfliktpunkt besteht bei An-
zahl und Laufzeit der Regulierungsperioden.
Zu Beginn einer Regulierungsperiode wird je-
weils die aktuelle Kostensituation des Unter-
nehmens ermittelt und daraus im Verhältnis zu
dem Vergleichsunternehmen ein Erlössen-
kungspfad für die nächsten Jahre vorgegeben.
Das bedeutet, dass das Unternehmen pro Jahr
eine Reduzierung der Erlöse aus dem Netzge-
schäft hinnehmen muss. Das Ministerium will
somit in nur zwei Regulierungsperioden à vier
Jahren die Unternehmen auf das Niveau des
Klassenbesten bringen. 

Die Bürgermeister reklamieren für Ihre Unter-
nehmen einen längeren Zeitraum, um die regula-
torischen Vorgaben erfüllen zu können. Die Kos-
ten eines Netzbetreibers setzen sich vereinfacht
dargestellt aus zwei Blöcken zusammen: 
1. Langfristige Kapitalkosten: Wegen der Kapi-
talintensität der Netzwirtschaft machen diese ei-
nen erheblichen Teil der Kosten aus. Strom- und
Gasnetze sind extrem langlebig - die Kapitalbin-
dungsdauer beträgt typischerweise rund 40 Jah-
re. Erst danach sind Kapitalkosten durch ent-
sprechende Ersatzinvestitionen beeinflussbar.
2. Kurz- und mittelfristige Betriebskosten: Da-
zu zählen Wartungs-, Instandhaltungs- und Per-
sonalkosten.  Die kurz- und mittelfristig beein-
flussbaren Kosten sind nicht beliebig kürzbar,
aus Sicht der Unternehmen gilt es die bestehen-
de Versorgungssicherheit zu bewahren. Perso-
nalkosten lassen sich zudem nur längerfristig
optimieren. 

Nach Auffassung der Unterzeichner wäre ein
Regulierungszeitraum von drei Perioden a fünf
Jahren richtig bemessen. Auch mit dieser Forde-
rung sehen sie sich innerhalb des Energiewirt-
schaftsgesetzes (§ 21a Abs. 3.: „Die Regulie-
rungsperiode darf zwei Jahre nicht unterschrei-
ten und fünf Jahre nicht überschreiten“). 

nung hätte zur Folge, dass die
VGM ihre Aufgaben in Bezug
auf die Stadtentwicklung, aber
auch in der Co-Finanzierung mit
anderen öffentlichen Einrichtun-
gen nicht mehr erfüllen könnte. 

Doppelter Verlust

Noch dramatischer gestalte
sich die Situation, wenn es dem-
nächst zu einer vollständigen
Trennung zwischen Vertrieb und
Netz kommen sollte, machte die
Rathauschefin deutlich. Dann
hätte zunächst die Reduzierung
des Netzentgelts eine Abwertung
und damit eine Enteignung des
kommunalen Vermögens be-
wirkt; der danach womöglich 
erforderliche Verkauf würde
schließlich nur noch einen gerin-
gen Betrag erwirtschaften, we-
sentlich weniger als die Stadt
bzw. die VGM vorab in ihr Netz
gesteckt hätte. 

Als Bürgermeister der Stadt
Lindenberg ist Johann Zeh nach
eigener Aussage „an einer bür-
gernahen und kostengünstigen

Energieversorgung interessiert“.
Gleichzeitig sei die Stadtspitze
für das kommunale Vermögen -
„und damit auch für die Werter-
haltung unseres investierten Ka-
pitals in unseren Stadtwerken“ -
verantwortlich. 

Mit Bestürzung ...

In den vergangenen Jahren sei
eine Vielzahl von Anstrengun-
gen unternommen worden, um
die Stadtwerke auf den liberali-
sierten Markt vorzubereiten.
Diese hätten allein in den letzten
10 Jahren für 18 Millionen Euro
Netze saniert und neu gebaut.
Heute seien die Stadtwerke Lin-
denberg ein effizientes Energie-
versorgungsunternehmen, das
mit einer sehr schlanken Perso-
nalstruktur und einer modernen 
Netzinfrastruktur ausgestattet ist
und über ein weit verzweigtes
Netz verfügt.

Laut Zeh „ist uns bewusst,
dass die Regulierung der Netze
eine Voraussetzung für den sich 

(Fortsetzung nächste Seite)

kann, ohne dass die Landesre-
gierungen im Bundesrat zustim-
men. Deshalb die Forderung der
Unterzeichner, zu denen allein
ein knappes Dutzend aus Bayern
zählt: „Kämpfen Sie mit uns für
Wettbewerb im Energiemarkt!“ 

Marktorientierung

Wie Dr. Pia Beckmann, Ober-
bürgermeisterin von Würzburg,
gegenüber der Bayerischen Ge-
meindezeitung erläuterte, „ver-
folgen wir mit einer marktorien-
tierten Preispolitik seit Jahren
kontinuierlich die Entwicklung
unserer Stadtwerke zu einem ak-
tiven Teilnehmer im Strom-
markt“. Seit 2005 würden die
Stadtwerke durch die Bundes-
netzagentur reguliert. Laut Ge-
nehmigungsbescheid der Bun-
desnetzagentur über die Netzent-
gelte vom 1. Februar bis 31. De-
zember 2007 lägen die geneh-
migten Entgelte in Würzburg
15,67 Prozent unterhalb der be-
antragten Kosten. Dies treffe den
Netzbetrieb Strom der Stadtwer-
ke Würzburg AG wirtschaftlich
mit Ertragseinbußen von jährlich
rund 6,5 Millionen Euro. 

Ertragseinbußen

Diese Ertragseinbußen im Ver-
sorgungsbereich gingen einher
mit einer rückläufigen staatli-
chen Förderung des öffentlichen
Nahverkehrs. Mittel- und lang-
fristig müsse durch den Über-
gang zur sog. Anreizregulierung
ab 2009 sogar mit einer weiteren
Absenkung der Netznutzungs-
entgelte und damit weiteren Er-
tragseinbußen für den WVV-
Konzern gerechnet werden. „Da-
gegen wende ich mich entschie-
den  - sowohl als Aufsichtsrats-
vorsitzende des WVV-Konzerns
als auch als Oberbürgermeisterin
der Stadt Würzburg“, so Pia
Beckmann.

Die Städte erwarteten von
Bund und Ländern, dass sie rea-
listische Netzkosten in ihre
Preisgestaltung einsetzen dürfen.
Wenn sich nichts ändere, „wer-
den die kommunalen Stadtwerke

kommunale Steuereinnahmen
nicht ausreichen werden, um
zum Beispiel den öffentlichen
Nahverkehr oder auch kommu-
nale Bäder zu finanzieren.

Beckmann: „Ich appelliere mit
dieser Anzeigenkampagne drin-
gend an die Bundesregierung
und insbesondere die Regierun-
gen der Länder in Deutschland,
die Regulierung bei den Strom-
preisen so zu gestalten, dass
die Werte erreichbar und über-
treffbar sind. Die Orientierung
an sog. Klassenbesten ist völlig
verfehlt und ruiniert bewährte
Strukturen in den Kommunen.“

Knallharte Enteignung

Wolfgang Kreil, Oberbürger-
meister der Großen Kreisstadt
Selb und Vorsitzender der Ge-
sellschafterversammlung der
Energieversorgung Selb-Mark-
tredwitz GmbH, meinte hierzu:
„Wer beschützt wird, ohne dass
er um Schutz gebeten hat, ist arm
dran. Er wird bevormundet und
soll auch noch dankbar dafür
sein.“ Ähnlich gehe es den Kom-
munen und den Verbrauchern
mit der geplanten Regulierung,
sprich der Kürzung der Netzent-
gelte ihrer Stadtwerke. Diejeni-
gen, die noch vor kurzer Zeit den
Energieverbrauch durch sog.
Öko-Steuern verteuert hätten,
behaupteten jetzt, den Verbrau-
cher vor überhöhten Preisen
schützen zu wollen. Dahinter
stecke „knallharte Enteignung“. 

Kreil zufolge können die
Kommunen ihre Rechte als Ka-
pitalgeber nicht mehr wahrneh-
men; die angeblichen Beschützer
strichen die hohen ‚Öko-Steu-
ern’ ein. Weil der Wert von
Stadtwerken im Wesentlichen im
Ertragswertverfahren ermittelt
wird, gehe damit auch eine ver-
deckte Enteignung einher. Die
angebliche Wohltat für die Ver-
braucher werde von der Bundes-
ebene „wieder einmal aus den
Taschen der Kommunen“ ge-
nommen.

Bislang seien die Geschicke
der Stadtwerke von den Kom-
munalpolitikern bestimmt wor-

Dr. Ulrich Maly. 

Johann Zeh. Dr. Birgit Seelbinder. Wolfgang Kreil. 

Dr. Pia Beckmann. 
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Angriff auf die ...
(Fortsetzung von Seite 5)
entwickelnden Energiemarkt
ist“. Vor diesem Hintergrund sei
der im Energiewirtschaftsgesetz
formulierte politische Konsens
einer Anreizregulierung, dass die
Vorgaben der Regulierung er-
reichbar und übertreffbar sein
müssen, „ausgewogen formuliert
und hat unsere Unterstützung ge-
funden“. Mit Bestürzung müsse
man aber nunmehr zur Kenntnis
nehmen, „dass der vorliegende
Entwurf des Bundeswirtschafts-
ministeriums diese Vorgabe ne-
giert und an Stelle dessen die Ef-
fizienz des Klassenbesten vor-
gibt“. Für die Stadtwerke Lin-
denberg bedeute dies, „dass sich
die hohen Investitionen der
Stadtwerke dann nicht mehr ver-
zinsen würden und somit das
Vermögen unserer Bürger ver-
nichtet würde“. Dagegen habe
ein Bürgermeister sich zur Wehr
zu setzen. 

Schreiende Ungerechtigkeit

Die Stadtwerke Lindenberg
betrieben ihr Geschäft in einem
alpinen Umfeld. Verständlicher
Weise seien hier die Kosten für
die Verlegung der Erdgasleitun-
gen zum Beispiel von Simmer-
berg nach Oberstaufen ungleich
höher als bei einem reinen Stadt-
versorger im Norddeutschen
Tiefland, wo die Leitungen in ei-
nem ebenen Sandboden verlegt
werden können, erklärte Zeh.
„Wenn wir demnächst aber nur
noch die Kosten eines solchen
Versorgers anerkannt bekom-
men, dann ist das eine schreien-
de Ungerechtigkeit.“ DK

VBEW zur Entwicklung auf Bayerns Strommarkt:

Weiter steigende Preise und
drohende Erzeugungslücke

Versorgungsqualität im Freistaat ist Spitze in Europa / Vor Netzkonzentration

Dies waren die wichtigsten Aussagen auf der Jahrespressekonfe-
renz des Verbandes der Bayerischen Elektrizitätswirtschaft
(VBEW): Die Strompreise werden auch weiterhin steigen. Bay-
ern hat eine Qualität bei der Stromversorgung, mit der keine ver-
gleichbare Industrienation aufwarten kann. Auf mittlere Sicht
wird es zu einer Netzkonzentration kommen. Ohne längere Lauf-
zeiten für die Kernkraftwerke wird es in Bayern in Zukunft zu
einer erheblichen Lücke in der Stromversorgung kommen.  

Herbert Dombrowsky, VBEW-
Vorstandsvorsitzender, begrün-
dete die steigenden Energiekos-
ten mit immer knapper werden-
den Ressourcen, der weltweit
steigenden Nachfrage nach En-
ergie, den Bemühungen um Kli-
maschutzmaßnahmen, etwa durch
den Zukauf von CO2-Zertifika-
ten, den Kosten durch das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz
(EEG), aber auch mit den stän-
dig weiter steigenden staatlichen
Lasten in Form von Steuern und
Abgaben. Sie machen in Deutsch-
land inzwischen mehr als 40
Prozent des Strompreises aus.
Und die Staatslast zeigt steigen-
de Tendenz. Vor etwa zehn Jah-
ren betrug sie erst 25 Prozent. 

Obwohl die Netzentgelte -
„zum Teil im zweistelligen Pro-
zentbereich“ - gesenkt wurden,
sind von 2006 auf 2007 die
Strompreise für einen Drei-Per-
sonen-Haushalt mit einem
durchschnittlichen Jahresver-
brauch von 3.500 Kilowattstunden
(kWh) um ca. 3 Prozent gestie-
gen. Betrug die politisch beding-
te Belastung 1998 erst rund 12
Euro im Monat, so macht sie zur
Zeit über 23 Euro aus. Dennoch
zahlt dieser Haushalt in Bayern
immer noch durchschnittlich 2
Euro weniger im Monat für
Strom als im Bundesdurch-
schnitt. Ohne Staatsanteil wären
die Stromkosten im Freistaat für
diesen Beispiel-Haushalt trotz
Energiekosten-Steigerungen
heute sogar immer noch um rund
6 Prozent günstiger als 1998. 

Der Wettbewerb, so Dom-
browsky, funktioniere weit bes-

ser, als in der Öffentlichkeit wahr-
genommen werde. Deutschland
habe mit mehr als 940 Stromver-
sorgungsunternehmen im Ver-
gleich zu anderen europäischen
Ländern die geringste Marktkon-
zentration. Allein in Bayern gebe
es etwa 300 Unternehmen.

Zwar habe sich der Wettbe-
werb nach der Liberalisierung
des Marktes stärker entwickelt
als erwartet, doch bleibe gewiss
noch einiges zu verbessern, sagte
Peter Deml, stellvertretender
VBEW-Vorsitzender. Eine Ver-
besserung werde zum Beispiel
vom Staat durch die Anreizregu-
lierung der Netzentgelte ange-
strebt. Beim VBEW räumt man
ein, dass eine staatliche Regulie-
rung der Netze nötig sei, „weil
der Netzbetrieb ein natürliches
und unumgängliches Monopol
ist.“ Eine Regulierung dürfe sich
aber nicht nur am Preis orientie-
ren, sie müsse vielmehr die Ren-
tabilität der Investitionen zulas-
sen, wenn die Versorgungssi-
cherheit gewahrt werden solle.

Reform der Infrastruktur

Auf Fragen der Gemeindezei-
tung räumten Dombrowsky und
Deml ein, dass es über die Regu-
lierung der Netze spätestens in
zehn bis l5 Jahren zu einer Re-
form der Infrastruktur kommen
werde. Dies aber wohl nicht un-
ter einem vom Staat verordneten
Dach, sondern eher über freiwil-
lige Kooperationen und Zusam-
menschlüsse der Netzbetreiber,
wie es zum Beispiel im Allgäu
schon in Anfängen der Fall sei. 

Entschieden abgelehnt wird
beim VBEW eine eigentums-
rechtliche Entflechtung von Er-
zeugern und Netzbetreibern, wie
sie die Europäische Kommission
ins Gespräch gebracht hat. 

Heute hat das bayerische Strom-
netz eine Länge von fast 300.000
km. Mit nur 19 Minuten Ausfall-
zeiten je Kunde und Jahr nimmt
es in der Versorgungssicherheit
den Spitzenplatz in Europa ein.
Dombrowsky: „Keine andere ver-
gleichbare Industrienation kann
mit einer ähnlich hohen Versor-
gungsqualität aufwarten.“ Das sei
ein wichtiger Standortvorteil, der
allerdings auch seinen Preis habe.
Zum Vergleich: Holland bringt es
auf 23, Frankreich auf 51, Groß-
britannien auf 61, Italien auf 76,
Spanien auf 118 und Irland gar
auf 157 Minuten Ausfall je Kun-
de und Jahr.

Eine solch sichere Energiever-
sorgung verlange große und
langfristige Investitionen in Net-
ze und Erzeugung. Die bayeri-
schen Netzbetreiber haben in
den zurückliegenden fünf Jahren
1,26 Mrd. Euro in die Moderni-
sierung und den Erhalt der
Stromnetze investiert. Allein
2006 waren es 330 Mio. Euro
und damit 35 Prozent mehr als
2005. Für 2007 sind weitere 330
Mio. Euro vorgesehen, für die
kommenden Jahre mehrere Mrd.
Euro. In die Modernisierung und
den Ausbau der Kraftwerkskapa-
zitäten für den Strombedarf in
Bayern müssen in absehbarer
Zeit mehrere Mrd. Euro inve-
stiert werden. 2005 und 2006
waren es jeweils 200 Mio. Euro,
2007 werden es 100 Mio. Euro
sein. Ziel ist, regionale, verbrau-
chernahe Kraftwerkskapazitäten
vor Ort zu erhalten, die von groß-

flächigen Abschaltungen unab-
hängig machen. Dazu Deml:
„Unsere Unternehmen sind be-
reit zu investieren. Investitionen
verlangen aber klare politische
und rechtliche Rahmenbedin-
gungen. Die Energiewirtschaft
muss darauf vertrauen können,
dass die erforderliche Rendite
für das eingesetzte Kapital er-
wirtschaftet werden kann. Kraft-
werke müssen 40 Jahre laufen
können, um sich zu amortisieren,
und Investitionen in die Netze
müssen über Netzentgelte finan-
ziert werden können. Ansonsten
geht die Rechnung nicht auf.“

Was die Erzeugung angeht,
unterstützt die bayerische Elek-
trizitätswirtschaft das Ziel des
vom Europäischen Rat unter
deutscher Präsidentschaft ver-
einbarten Energie- und Klima-
schutzpaktes, den CO2-Ausstoß
bis 2020 im Vergleich zu 1990
um ein Fünftel zu reduzieren.
Dabei, so Dombrowsky, dürfe
der Fokus aber nicht nur auf die
Stromwirtschaft gelegt werden.
Es müsse eine gerechte Lasten-
verteilung geben. Wesentliche
Beiträge müssten auch der Ver-
kehr, die Gebäudebewirtschaf-
tung und die Industrie erbringen. 

Versorgungslücke

Bayerns Energiewirtschaft setzt
auf einen Energiemix. Dabei
werden schon heute 80 Prozent
des bayerischen Stroms CO2-
frei erzeugt durch Kernenergie,
Wasserkraft und Biomasse. Al-
lein die fünf bayerischen Kern-
kraftwerksblöcke liefern mehr
als zwei Drittel des im Freistaat
erzeugten Stroms. Seit den 70er
Jahren haben die Stromversorger
den Kohlendioxid-Ausstoß in
Bayern schon um 80 Prozent re-
duziert. Ohne Wasserkraft und
Kernenergie würden heute im
Freistaat pro Jahr 60 Mio. Ton-
nen CO2 mehr ausgestoßen.
„Das alles“, so die beiden VBEW-
Chefs, „spricht für eine Verlän-
gerung der Laufzeiten der Kern-
kraftwerke und, soweit möglich,
für die Stärkung der Wasser-
kraftnutzung.“ Ohne Kernener-
gie droht nach VBEW-Darstel-
lung in den kommenden Jahren
eine Versorgungslücke, obwohl
in den vergangenen drei Jahren
der Stromverbrauch in Bayern -
nicht zuletzt durch Effizienzstei-
gerungen beim Verbrauch - nur
moderat um jeweils 0,7 Prozent
auf 79441 Mio. kWh im Jahr
2006 gestiegen ist.

Neue Wasserkraftanlagen

Wegen ihres großen Beitrages
zum Umweltschutz dürfe die
EU-Wasserrahmenrichtlinie das
bestehende ausgewogene Ver-
hältnis von Ökologie und Öko-
nomie nicht einseitig zu Lasten
der Wasserkraft einschränken,
forderte Dombrowsky. Doch
sind dem Ausbau dieses Energie-
trägers relativ enge Grenzen ge-
setzt, einmal von den natürlichen
Gegebenheiten her, aber zum an-
deren auch, weil die Natur-
schutzverbände auf „immense
ökologische Schäden“ verwei-
sen, die der weitere Ausbau der
Wasserkraft verursache. Freilich
plant E.ON sieben neue Wasser-
kraftanlagen im Freistaat.

Ein verstärktes Augenmerk
gebührt nach Ansicht der Exper-
ten der Biomasse, die in den
zurückliegenden vier Jahren
auch ein Plus von knapp 40 Pro-
zent erlebt hat, aber immer noch
erst 2 Prozent zu Energieerzeu-
gung beiträgt. Freilich ist ihr Po-
tenzial viel größer und liegt lang-
fristig bei 16 Prozent des heuti-

gen Stromverbrauchs in Bayern.
Biomasse würde so mit der Was-
serkraft gleichziehen. Aktuell
sind in Bayern mehr als 1.350
Biomasse-Anlagen in Betrieb.
Sechs weitere große, leistungs-
fähige Anlagen sind in der Pla-
nung. Einerseits ist die Strom-
produktion aus Biomasse vom
Wetter unabhängig und schont
fossile Energieträger. Außerdem
kann Biogas lokal genutzt wer-
den, sei es zur Stromerzeugung
oder als Wärme, oder aber in
gereinigter Form auch ins Erd-
gasnetz eingespeist werden. 

Solarstrom ist teuer und der-
zeit unwirtschaftlich. Mit knapp
einem Prozent trägt er dennoch
zur Gesamtstromerzeugung auf
Grund der Förderung und Ab-
nahmeverpflichtung durch das
EEG in Bayern bei. So gefördert,
kostet heute 1 kWh „Sonnen-
strom“ ca. 50 Cent. Doch dieser
wetterabhängige Strom steht
nicht konstant und verlässlich
zur Verfügung, sodass in der Re-
gel auch Alternativerzeugungen

vorgehalten werden müssen. Da-
gegen kostet 1 kWh aus Biomas-
se, die wetterunabhängig und da-
mit zuverlässig zur Verfügung
steht, lediglich 10 bis maximal
20 Cent. Zudem erfordert Solar-
strom zunehmende Investitionen
der Netzbetreiber in die Vertei-
lernetze. Solarstrom belastet, so
der VBEW, die Verbraucher
stark. Windkraftwerke tragen
nur 0,3 Prozent zur heimischen
Stromerzeugung bei.

Unvertretbare Kosten

Wenn es beim politisch be-
schlossenen Ausstieg aus der
Kernenergie bleibt, wird es nach
Meinung der Energiefachleute
trotz verstärkten Einsatzes von
fossilen und erneuerbaren Ener-
gien in Bayern bis 2020 bei der
Erzeugung zu einer Deckungs-
lücke von ca. 42 Terrawattstun-
den (TWh) oder 42 Billionen
kWh kommen. Diese Lücke, die
immerhin der Hälfte der heuti-
gen Stromerzeugung entspräche,

könnten, so der VBEW, erneuer-
bare Energien - wenn überhaupt
- allenfalls zu völlig unvertretba-
ren Kosten schließen. Zwar wäre
es möglich, dass der Aus- und
Zubau von Erdgas- und Kohle-
kraftwerken den Mangel aus-
gleicht oder wenigstens redu-
ziert, doch diese Maßnahmen
würden zugleich die Problemati-
ken der Treibhausgas-Emissio-
nen und der steigenden Abhän-
gigkeiten von Energieimporten
enorm verschärfen. Die EU-
Kommission hat denn auch in
diesen Tagen die Bundesrepu-
blik ermahnt, auf den Bau der
mehr als 20 geplanten Kohle-
kraftwerke zu verzichten. 

Stärker auf Erdgas als Ener-
giequelle zu setzen, wäre aber
auch problematisch, weil bereits
jetzt 40 Prozent der Erdgasim-
porte aus Osteuropa stammen
und eine weitere Importabhän-
gigkeit riskant wäre. Die Ener-
giewirtschaft kämpft deshalb um
die Verlängerung der Laufzeiten
der Kernkraftwerke.  dhg.

Hauptversammlung der Lechwerke AG: 

Qualitätsziele sichern und neue
Wachstumschancen nutzen 

Partnerschaft mit Kommunen wird gestärkt / Bei Wärmepumpen Gemeinschaftsaktion
mit Herstellern und Handwerkern / Bilanzsumme stieg auf 1.520 Millionen Euro 

Augsburg (jdt). „Die Effizienz weiter verbessern, Qualitätsziele
sichern und neue Wachstumschancen wahrnehmen“; dies seien
die Ziele der Lechwerke AG (LEW), kündigte Vorstandsmit-
glied Ulrich Kühnl an. Er registrierte im Rückblick „kein einfa-
ches Jahr“. In hohem Maße sei die Geschäftsentwicklung ge-
prägt worden durch die Netzregulierung nach dem neuen Ener-
giewirtschaftsgesetz, die eine Kürzung der Netznutzungsentgel-
te um 12,2 Prozent mit sich brachte.

Mit Genugtuung akzeptierten
die Aktionäre die unveränderte
Dividendenausschüttung von 15
Euro je Stückaktie. 

Umsatzerlöse gestiegen

Mit Blick auf die Netzregulie-
rung nach dem Energiewirt-
schaftsgesetz sagte Kühnl, dass
der erste Schritt, der die Netzer-
löse jährlich um rund 35 Millio-
nen Euro schmälere, unterneh-
merische Antworten verlange.
Der Außenumsatz der LEW-
Gruppe ist laut Kühnl um 78
Millionen Euro auf 883 Millio-
nen Euro gestiegen. Zurückzu-
führen könne man dies auf den
sprunghaften Anstieg bei der
Einspeisung nach dem EEG.
Zweite Komponente sind die ge-
stiegenen Strombeschaffungs-
preise, „die wir an unsere Kun-
den weitergegeben haben“. 

Aufmerksamkeit fand Kühnls
Feststellung, dass die Vergütung
an regionale Stromeinspeiser,
die nach dem EEG erfolgte, sich
gegenüber dem Vorjahr nahezu
verdoppelt habe. Sie liege mit
140 Millionen Euro bei einer
neuen Rekordmarke. Die Erstat-
tungen hätten im vergangenen
Jahr den Umsatz und Material-
aufwand um 57 Millionen Euro
erhöht. Die Belastungen habe
man an die Stromkunden weiter-
geben müssen. 

Photovoltaik - Biomasse 

Die größten Zuwachsraten sei-
en, so Kühnl, bei Photovoltaik
und Biomasse zu verzeichnen.
Beim „Sonnenstrom“ habe sich
in der zweiten Hälfte des Jahres
2005 ein Anschluss-Boom erge-
ben, weil die Fördersätze sich
zum 1.Januar des Jahres 2006 re-
duziert hätten. Bei der Biomasse
sei die Anzahl der geförderten
Anlagen um gut 30 Prozent an-
gestiegen. Im Durchschnitt hät-
ten die Lechwerke an jedem
Werktag im Jahr 2006 acht neue
Anlagen zur Stromerzeugung
aus regenerativen Energiequel-
len an ihr Netz angeschlossen. 

Als wichtigen Beitrag zur Zu-
kunftssicherung der Lechwerke
bezeichnete Kühnl das Beschäf-
tigungssicherungspaket, das im
Dezember 2006 mit den Arbeit-
nehmervertretern vereinbart

worden sei. Es belaste den Jah-
resabschluss 2006 mit 25 Millio-
nen Euro. Von dieser Vorsorge
ergebe sich jedoch für die künfti-
ge Ergebnisrechnungen mittel-
fristig eine Entlastung um mehr
als 5 Millionen Euro pro Jahr. 

Maststahlsanierung: 
Aufträge für Region 

Die Bilanzsumme stieg ge-
genüber dem Vorjahr um 111,6
auf 1.520 Millionen Euro. 71
Millionen Euro wurden für In-
vestitionen und Unterhalt der
Anlagen aufgwandt, so Kühl. 56
(Vorjahr: 44) Millionen Euro
gingen als Aufträge in die Regi-
on. Das Programm zur Mast-
stahlsanierung laufe mit Hoch-
druck. Im vergangenen Jahr
wurden 173 Maste modernisiert
und weitere 212 abgebaut oder
ausgetauscht. 

Als Hauptziel führte Ulrich
Kühnl beim Programm „Wir ge-
stalten Zukunft“ die Sicherung
der Arbeitsplätze (1624 Mitar-
beiter) an, verbunden mit der
Wertschöpfung in der Region
unter den neuen Bedingungen
der Netzregulierung. „Nicht all-
täglich für unsere Region und
die heutige Zeit“ nannte Kühnl
den Verzicht auf betriebsbeding-
te Kündigungen bis Ende 2012. 

Stromangebot ausgeweitet

Vorstand Paul Waning kam in
seinem Bericht zunächst auf das
Ziel der Bundesregierung zu
sprechen, durch die Netzpreis-
kürzungen der Bundesnetzagen-
tur die Strompreise und Gasprei-
se zu senken. Für die Stromkun-
den der Lechwerke wirkten sich
die gekürzten Netznutzungskos-
ten unterschiedlich aus. Waning
erklärte: „In der Grundversor-
gung haben wir im September
2006 mit dem Bayerischen Wirt-
schaftsministerium eine freiwil-
lige Vereinbarung geschlossen,
nach der wir die Preise im Allge-
meinen Tarif bis Ende 2007 kon-
stant halten“. Dadurch habe
LEW eine Berg- und Talfahrt der
Strompreise vermeiden wollen.

Für den LEW(Avanza)-Tarif,
das Marktpreismodell, sei das
gleiche Vorgehen gewählt wor-
den. Bei den Individualkunden
gab es eine unmittelbare Weiter-

gabe der veränderten Nutzungs-
entgelte. In Anpassung an die
Bedürfnisse der Kunden sei das
Stromangebot erheblich ausge-
weitet worden. Zudem setze man
dem Wettbewerb, der mit ver-
meintlichen Billigtarifen Kun-
den zum Wechsel des Stroman-
bieters drängen will, einen
Treuebonus entgegen.

Auf die zielgerichtete Förde-
rung energie- und umweltbewuss-
ten Verhaltens durch die Lech-
werke ging Paul Waning ein. Als
ideales Heizungssystem erweise
sich die Wärmepumpe. Diese
werde mit Strom betrieben, unter
Nutzung der in der Erde, im
Grundwasser oder der Luft ge-
speicherte Sonnenenergie.

291 Konzessionsverträge

Als „ganz wichtiges Thema“
bezeichnete Waning die Konzes-
sionsverträge mit den Kommu-
nen, heute Wegenutzungsverträ-
ge genannt. Diese regelten das
Recht, in Städten und Gemein-
den öffentliche Plätze und Wege
für die Stromversorgung nutzen
zu können. Die LEW bezahlen
für dieses Recht Konzessionsab-
gaben an die Gemeinden. Im
Netzgebiet habe das Unterneh-
men 291 Konzessionen, von de-
nen rund 75 Prozent in den kom-
menden Jahren zur Neuverhand-
lung anstünden. Ziel sei es, jede
dieser Konzessionen neu abzu-
schließen. Paul Waning dazu:
„Die Kommunen sind für uns
wichtige Partner und Kunden
und wir möchten es ihnen auch
mit dem Angebot zeitlicher Fle-
xibilität in den Vertragsverhand-
lungen so einfach wie möglich
machen, mit uns zusammenzuar-
beiten“. Waning bezeichnete die
Kooeration mit den regionalen
Kommunen als „wichtige Basis
des Geschäftes“. In jeder vierten
Gemeinde des Netzgebietes hät-
ten sich die Räte in der Konzes-
sionsfrage bereits für eine weite-
re Zusammenarbeit mit LEW
entschieden. 

Die Diskussion starteten Dr.
Peter Friedemann von der Schutz-
gemeinschaft der Kapitalanleger
e.V. und der 2. Bürgermeister
von Meitingen, Heinz Liebert,
zugleich Kämmerer des Bezir-
kes Schwaben. Friedemann
sprach dem Vorstand seine Aner-
kennung aus für den „sehr infor-
mativen Geschäftsbericht, den
fairen Gewinnvorschlag und die
Sicherungssysteme für die Mit-
arbeiter“. Von Liebert kamen
u.a. Fragen zu den Gewerbesteu-
ern für die Gemeinden und der
Zusammenarbeit mit RWE. 
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Senken Sie mit uns
Ihren Energieverbrauch.

Werden Sie EnergieSpar-Detektiv und
entdecken Sie wertvolle Ratschläge im Internet
unter www.eon-bayern.com/energietipps

Und ab Mai 2007 beraten Sie wieder unsere
Experten im E.ON Bayern Energie-Mobil,
wie Sie Energie und Geld sparen können.

Mit Sicherheit

faire Preise

Nach dem Gewinneinbruch im Jahr 2006:

E.ON Bayern klagt über
regulatorische Einflüsse

Dennoch unverändert hohe Investitionen / Ausbau der Biogas-Kapazitäten
Strompreise vorerst stabil

Der Energie-Versorger E.ON Bayern hat 2006 nach den ausgewie-
senen Zahlen einen Ertragseinbruch von 255 Mio. Euro erlitten.
Mit Kostensenkungen, Umstrukturierungen und Wachstum will
das Unternehmen dem Ertragseinbruch begegnen. Unter Berück-
sichtigung der „Ergebnis- und Bilanzgestaltung“, die das zum
E.ON-Konzern gehörenden Unternehmen nach den Worten seines
Vorstandsvorsitzenden Peter Deml „natürlich genutzt hat“, wird
für 2006 nur noch ein Gewinn von 1,6 Mio. Euro ausgewiesen, ob-
wohl der Umsatz um gut 12 Prozent auf 3,32 Mrd. Euro zugenom-
men hat. 2005 wurden noch 257 Mio. Euro Gewinn verbucht. Die
Strompreise sollen mindestens bis Ende 2007 stabil bleiben. Auch
bei den Gaspreisen droht einstweilen keine Erhöhung.

Das Umsatzplus resultiert zu
etwas mehr als der Hälfte aus
gestiegenen Stromeinspeisungen
nach dem Erneuerbare-Energie-
Gesetz (EEG) und ansonsten 
aus der positiven Konjunkturent-
wicklung. Dieses Wachstum hät-
te, so Deml, für ein Ergebnis ge-
reicht, das über dem von 2005 ge-
legen hätte. Doch habe vor allem
die Regulierung in der Energie-
branche für eine neue „Zeitrech-
nung“ gesorgt. 

Sie allein habe nämlich einen
Ergebnisrückgang von 160 Mio.
Euro beschert. Davon resultieren
20 Mio. Euro aus der von der
Bundesnetzagentur erzwungenen
Senkung der Netzentgelte bei
Strom um 12,4 Prozent zum 1.
Oktober 2006 und rund 140 Mio.
Euro aus Rückstellungen für den
Fall, dass die Netzentgelte-Sen-
kung rückwirkend zum 1. No-
vember 2005 gilt, wovon die
Netzagentur überzeugt ist, die
Stromwirtschaft aber nicht. Des-
halb haben etliche Netzbetreiber
geklagt, E.ON allerdings nicht.
Und weitere 96 Mio. Euro des
Ertragseinbruchs  hängen mit der
Dotierung der Pensionsrückstel-
lungen zusammen. Wegen des
niedrigen Zinsniveaus auf den
Kapitalmärkten musste deren
Verzinsung von 6 auf 5 Prozent
zurückgenommen werden.

Gewinnsituation

Deml geht davon aus, dass
in den kommenden sieben bis
acht Jahren die Gewinnsituation
„durchhängt“. Erst 2015 sei wie-
der mit einem ordentlichen Er-
gebnis zu rechnen. Das Ergebnis
2007 werde auf jeden Fall noch
deutlich unter dem von 2005 blei-
ben. Sollten freilich die Entgelte
nicht rückwirkend zum 1. No-
vember 2005 gesenkt werden,
winken E.ON Bayern aus der
Auflösung der Rückstellung zu-
sätzlich 140 Mio. Euro Gewinn.
Insofern ist der Ertragseinbruch
noch nicht endgültig festge-
schrieben. Auf mittlere Sicht
gibt sich E.ON Bayern jedenfalls
durchaus optimistisch.

Der von E.ON Bayern beklag-
ten Ertragsmisere wollen Deml
und seine Kollegen gegensteuern.
Da geht es zunächst um Kosten-
senkungen durch Effizienzstei-
gerungen im Netz. Während 
der Netzbetrieb Kernkompetenz
bleibt, soll der Netzservice ver-
selbständigt werden. Dies auch,
um regionale Partnerschaften zu
ermöglichen. Auch im Vertrieb
soll es strukturelle Veränderungen
geben, indem vertriebliche Kern-
funktionen, „die im Konzern zum
Teil sieben Mal vorgehalten wer-
den“, gebündelt werden. Dazu
gehört auch der Kundenservice.
Damit sei aber kein Rückzug aus
der Region verbunden. Deml auf
Nachfrage: „Wir bündeln  die
Funktionen, aber wir gliedern
nicht das Personal aus.“ Ander-
weitige Spekulationen seien
schlicht Unsinn.

Des Weiteren setzt das Unter-
nehmen auf Wachstum. Hervor-
ragende Potenziale gebe es im
Wärmebereich. Zurzeit erzeugen
80 Anlagen rund 1,8 Mrd. Kilo-
wattstunden (kWh) Wärme im

Jahr. Aktuell wird an 15 neuen
Anlagen gearbeitet, so an einer
Gasturbinen-Anlage in Milten-
berg, die über 100 Mio. kWh

Wärme erzeugen soll. Mit allen
15 neuen Anlagen kommt Eon
Bayern auf eine Erzeugungskapa-
zität von 2 Mrd. kWh Wärme im
Jahr.

Biogas im Blickpunkt

Eine besondere Rolle in dieser
Strategie spielt Biogas, dessen
Potenzial in Bayern nach E.ON-
Darstellung bei 20 Prozent des
heutigen Erdgasverbrauchs liegt.
Mitte 2006 hat E.ON seine erste
Biogasanlage in Schwandorf in
Betrieb genommen, zu Beginn

2007 die Anlage in Arzberg.
Noch in diesem Jahr stehen Anla-
gen in Hammelburg und Bad
Bocklet an. In Poing und Puch-
heim wurden bestehende Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen für
den Betrieb mit Biogas umge-
rüstet. Bis Ende 2007 werde
E.ON Bayern, so Vorstandsmit-
glied Stefan Vogg, auf Biogas-
basis über eine elektrische Kraft-
werksleistung von mehr als 4
Megawatt verfügen. Damit kön-
nen rund 10.000 Haushalte mit
Strom versorgt werden. Die Wär-
meleistung auf Biogasbasis be-
trägt knapp 5 Megawatt.

Großflächige Verfügbarkeit

Der besondere Vorteil von Bio-
gas besteht darin, dass es aufbe-
reitet ins Erdgasnetz eingespeist
werden kann und damit groß-
flächig verfügbar ist. Gemeinsam
mit E.ON Ruhrgas und der Firma
Schmack Biogas aus Schwandorf
wird E.ON Bayern in Kürze eine

europaweite Referenzanlage zur
Aufbereitung von Biogas bauen.
„Damit zählen wird zu den Pio-
nieren dieser Technologie“, sagte
Vogg.

Ausbau des Nebengeschäfts

Wachstumschancen sieht das
Unternehmen auch im Ausbau
der Beteiligungen an regionalen
Gasgesellschaften, die letztlich
mal ganz integriert werden sol-
len. Zuletzt wurde die Kommu-
nalgas Nordbayern mit 15.000
Kunden übernommen. Möglich-
keiten biete auch der Ausbau des
Nebengeschäfts. Dazu zählen
zum Beispiel über die Tochter
Südwasser Dienstleistungen für
kommunale Wasserver- und Ent-
sorgungsbetriebe oder auch der
Ausbau des Straßenbeleuch-
tungsgeschäftes. Mit 570.000
Brennstellen zählt E.ON Bayern
zu den größten Straßenbeleuch-
ter in Deutschland. 

In der harten Konkurrenzsitua-

tion bei Strom und Gas gehen im-
mer wieder Kunden verloren,
aber andererseits werden auch
neue gewonnen. So konnte E.ON
Bayern im Berichtsjahr seinen
Stromabsatz auf 28,4 (27,9) Mrd.
kWh und seinen Gasabsatz auf
6,4 (5,4) Mrd. kWh steigern.
Beim Strom gingen knapp 35
Prozent an Privatkunden und 3,9
Prozent an Kommunen, aber
auch fast 36 Prozent an Weiter-
verteiler. Beim Gas trugen Privat-
kunden zu 35 Prozent und Ver-
triebspartner zu 8 Prozent zum
Absatz bei.

Rahmenverträge

Die Stromversorgung der
Kommunen wird seit länge-
rem über Rahmenverträge abge-
wickelt. Fast alle der nahezu 1300
Kommunen im Versorgungsge-
biet haben dieses Angebot ange-
nommen. Rund 160 Kommunen
werden mit Gas versorgt.

(Fortsetzung auf Seite 8)
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Mit 10 Mrd. kWh wird der

Großteil des Stroms an mehr als
140 Weiterverteiler geliefert. Bei
Gas gibt es allerdings nur drei
Weiterverteiler als Kunden. Über-
legungen der Strom-Weiterver-
teiler, Einkaufgemeinschaften zu
bilden und eigene Kraftwerke zu
bauen, begegnet E.ON Bayern
mit speziellen „Langzeitangebo-
ten mit risikofreier und kalku-
lierbarer Versorgung“.

Zur künftigen Preisentwick-
lung machte Vogg keine konkre-
ten Angaben. Auch wenn bei
Strom zum 1. Juli die staatliche
Preisaufsicht entfalle, blieben
die seit 1. Januar 2006 gültigen
Preise stabil. Man habe lediglich
zwischendurch die Mehrwert-
steuer-Erhöhung weitergereicht.
Der Erdgaspreis sei heuer schon
zweimal gesenkt worden, so
zum Jahreswechsel trotz der
Mehrwertsteuer-Erhöhung um
0,14 Cent pro kWh und zum
1. Mai um weitere 0,48 Cent je
kWh. „Damit“, so Vogg, „spart
ein Vier-Personen-Haushalt mit
einem jährlichen Verbrauch von
30.000 kWh mehr als 140 Euro
im Jahr.“ E.ON Bayern zähle bei
Strom und Gas zu den günstig-
sten Anbietern.

Der Vertriebserfolg werde
aber nicht nur vom Preis be-
stimmt, sondern auch von der
ökologischen Kompetenz und
Qualitätskriterien, betonte Vogg.
Deshalb habe E.ON Bayern eine
Energieeffizienz-Offensive ge-
startet. Bis Ende des Jahres wird
das Unternehmen 500 bayeri-
sche Städte und Kommunen mit
Energiemobilen besuchen. In 40
Grundschulen sollen die Schüler
für Ökologie und Energieeffizi-
enz sensibilisiert werden. Dafür
wurde ein Energiemobil kindge-
recht ausgestattet.

Sodann gibt es für bayerische
Städte und Gemeinden einen
mehrere Millionen Euro schwe-
ren Umweltfonds, mit dem
E.ON Bayern Kommunen bei
der Umsetzung energiesparender

Maßnahmen unter die Arme
greift. Kommunen, die dem
Rahmenvertrag von E.ON Bay-
ern beigetreten sind, haben einen
verbindlichen Anspruch auf fi-
nanzielle Hilfe.

Und schließlich fördert der
E.ON-Bayern-Umweltpreis mit
jährlich 250 000 Euro ökologi-
sche Projekte von Kirchen, Kom-
munen oder bayerischen Unter-
nehmen. Das Spektrum reicht
von Naturbädern über Umwelt-
bildungseinrichtungen bis hin zur
Renaturierung von Landschaften.
Mit dem Stromprodukt E.ON-
AquaPower bietet das Unterneh-
men Strom, der zu 100 Prozent
aus Wasserkraft erzeugt wird und
entsprechend dem Verbrauch ins
Stromnetz eingespeist wird. Der
Preis für dieses Produkt liegt für
einen Durchschnittshaushalt mo-
natlich um rund zwei Euro über
den Tarifen in der Grundversor-
gung. Zugleich erhalten bis zum
1. August AquaPower-Neukun-
den ein einmaliges Startguthaben
von 25 Euro.

Zu den Ökoaktivitäten gehört
auch, dass seit vielen Jahren der
Einsatz der Wärmepumpe geför-
dert wird, was einen regelrechten
Boom ausgelöst habe. Und ge-
meinsam mit Haas-Fertigbau
wird derzeit eine Reihe von Ge-
bäudeprojekten geplant, die un-
ter dem Titel „Haus der Zukunft“
Techniken für eine neue Genera-
tion energieeffizienter Wohnge-
bäude aufzeigen sollen, wie
beispielsweise Lüftungssyste-
me mit Wärmerückgewinnung.
Die Häuser werden in Falken-
berg, Hirschaid, Poing und
Schrobenhausen stehen.

Im Rahmen des Geschäftsfel-
des Straßenbeleuchtung arbeitet
E.ON Bayern in zahlreichen
bayerischen Kommunen an der
Umrüstung von Weiß- auf Gelb-
licht und am Einsatz optimierter
Leuchten. Durch diese Maßnah-
men habe man bislang 20 Mio.
kWh Strom und mehr als 10.000
Tonnen CO2 eingespart, sagte
Vogg.

Die dritte Komponente der
Vertriebsstrategie heißt Qua-
lität. Darunter ist vor allem eine
Verbesserung der Service-Qua-
lität („E.ON Service Plus“) zu
verstehen. Der Erfolg zeige sich
darin, dass E.ON Bayern bei 
einer aktuellen kommunalen
Kundenbefragung wieder sehr
gute Noten erhalten habe. Seit
1. Januar 2007 seien mehr als
eine Millionen Kundenanfragen
abgewickelt worden. Dabei sei-
en rund 96 Prozent aller Prob-
leme beim ersten Telefonat
gelöst worden. „Aus vertriebli-
cher Sicht“, so Vogg, war 2006
ein erfolgreiches Geschäftsjahr,
in dem wir unsere Position am
Markt ausbauen konnten.“

Trotz der angespannten Er-
tragslage investiert E.ON Bay-
ern, das ein Strom- und Gasnetz
von 180.000 km unterhält, jähr-
lich mehr als 200 Mio. Euro. Im
laufenden Jahr werden es sogar
255 Mio. Euro sein. Damit wird
unter anderem die 2003 begon-
nene Verkabelung von störanfäl-
ligen Mittelspannungs-Freilei-
tungen fortgesetzt. Inzwischen
hat sich der Verkabelungsgrad
von 39 auf 48 % erhöht.

Auch im Personalbereich tut
sich Einiges. Um dem Ingeni-
eurmangel vorzubeugen, weitet
E.ON Bayern sein Angebot des
Verbundstudiums aus. Nicht nur
Studenten der Fachhochschule
Ingolstadt, sondern jetzt auch
der in Regensburg werden be-
reits während des Studiums ge-
fördert und „eng an E.ON Bay-
ern gebunden“. Mit etwa 300
Azubis liegt die Ausbildungs-
quote weiterhin bei 9 Prozent.
Die Ausbildungsplätze sind
sehr begehrt. Für heuer 90 Plät-
ze haben sich mehr als 2000 Ju-
gendliche beworben. Nach Ab-
schluss seiner Lehre wird jeder
Azubi wenigstens für ein halbes
Jahr eingestellt. Etwa die Hälfte
erhält einen längerfristigen Ver-
trag. 20 Auszubildende werden
jedes Jahr unbefristet einge-
stellt. dhg.

E.ON Bayern klagt über ...

Neue Arbeitsplätze durch 
Stilllegung von Kraftwerken

Eine Gesamtbilanz der Nachfolgenutzung
ehemaliger Kraftwerksstandorte

Überkapazitäten führten Ende 2000 zu einer bundesweiten
Stilllegung mehrerer Kraftwerksstandorte. Betroffen waren
auch fünf Kraftwerke in Bayern: Arzberg, Aschaffenburg, Er-
langen-Frauenaurach, Schwandorf und das Kraftwerk in
Pleinting, dass in die Kaltreserve übernommen wurde. Die
Gründe waren verschiedener Natur, vor allem aber war „die
Wettbewerbsfähigkeit der Kraftwerke im liberalisierten
Markt“ nicht mehr gegeben, so Hartmut Geldmacher, Perso-
nalvorstand der E.ON Energie AG. 

Mitarbeiter und Kommunen
leisteten erheblichen Widerstand.
E.ON aber versprach „für jeden
einzelnen unserer Mitarbeiter ei-
ne adäquate Lösung zu finden.
Und wir werden dafür sorgen, die
Wirtschaft an den Kraftwerks-
standorten in Schwung zu halten
- durch die Ansiedlung neuer Be-
triebe und Unternehmen“, so
Hartmut Geldmacher. E.ON hat
Wort gehalten. 

Sinnvolle Lösungen

Von den 700 Mitarbeitern, die
von der Stilllegung betroffen wa-
ren, wurden 300 vom E.ON-An-
lagenservice übernommen. Wei-
tere 100 wechselten in andere
E.ON Gesellschaften. Rund 200
gingen in den Vorruhestand oder
in Altersteilzeit und weitere 100
waren auf dem externen Arbeits-
markt erfolgreich. 

Konstruktives Miteinander

E.ON kümmerte sich weiter-
hin um die Nachnutzung ehema-
liger E.ON-Kraftwerksstandorte.
In Zusammenarbeit mit dem
Freistaat Bayern konnten 2100
neue Ersatzarbeitsplätze ge-
schaffen werden. An den betrof-
fenen Standorten entstanden
durch die Ansiedlung neuer Be-
triebe also drei Mal so viele Ar-

beitsplätze wie vormals vor-
handen waren. Wie Geldma-
cher betonte, war die Basis für
den Erfolg „die stets unbüro-
kratische und überaus kons-
truktive Zusammenarbeit mit
dem Bayerischen Wirtschafts-
ministerium“.

Angepasste Konzepte

Bayerns Wirtschaftsminister
Erwin Huber sagte, dass E.ON
bei der Bewältigung der Folgen
der Kraftwerksstilllegungen in
vorbildlicher Weise seiner sozia-
len Verantwortung nachgekom-
men sei. E.ON habe „aktiv bei
der Akquisition zukunftsträch-
tiger Investoren für die Standorte
mitgeholfen ... Für jeden der fünf
Standorte wurde ein angepasstes
Konzept entwickelt. Die Ver-
marktung der Standorte und die
Suche von Investoren bauten ge-
zielt auf den Stärken der jeweili-
gen Region auf. Bei der Gewin-
nung, Begleitung und Förderung
von Investitionsvorhaben an den
ehemaligen Kraftwerksstandor-
ten arbeiteten E.ON, das Wirt-
schaftsministerium und alle be-
teiligten Stellen Hand in
Hand“. ch

Stadtwerke München:

Feldzug gegen Stadtrat
„Die Rechte der kommunalen Selbstverwaltung aus-

gehöhlt“ sieht der Münchner CSU-Stadtrat Marian Off-
man. Dieser hatte in einer Presseerklärung u. a. behauptet,
dass die Stadtwerke München SWM mit Erdgas eine Milli-
arde Umsatz erzielen - eine Tatsache, die diese nun nicht
mehr verbreitet wissen wollen, obschon entsprechende Zah-
len dem im Internet veröffentlichten Geschäftsbericht 2005
zu entnehmen sind. Die Anwälte der Stadtwerke haben den
Kritiker jetzt schriftlich aufgefordert, eine Unterlassungser-
klärung abzugeben und die Anwaltskosten in Höhe von 860
Euro zu begleichen - ein für Offman „mehr als absurdes
Vorgehen“, sei die Zahl doch ein nachweisbarer Fakt.

Wie in zwei ähnlich gelagerten Fällen zuvor - bereits 2004 und
2005 hatten die Stadtwerke mit Erfolg mehrere Behauptungen
Offmans gerichtlich untersagen lassen - weigerte sich der „Gas-
preisrebell“, den Wünschen der SWM-Anwälte nachzukommen.
Er wollte die gerichtliche Auseinandersetzung abwarten. Interes-
sant in diesem Zusammenhang: Oberbürgermeister Christian Ude
befand im Oktober 2004, dass die Geschäftsführung von städti-
schen Gesellschaften bei kritischen Äußerungen von Stadtratsmit-
gliedern auf Anwaltsschreiben verzichten und Unstimmigkeiten
zunächst informell ausräumen solle. Ein solcher Versuch hat Off-
man zufolge jedoch nie stattgefunden.

Der städtische Energieversorger, der sich auffallend bedeckt
hält, konstatiert lediglich, dass Offman „im Rahmen der CSU-Dif-
famierungskampagne gegen die SWM falsche Tatsachenbehaup-
tungen aufgestellt hat“, gegen die man sich zur Wehr gesetzt habe.
Dazu zählt seiner Ansicht nach auch die Aussage des Stadtrats,
dass der Arbeitspreis für Gas zum 1. April lediglich um drei Pro-
zent gesunken sei. Die SWM beharren darauf, sie hätten ihre Erd-
gaspreise um bis zu 14 Prozent gesenkt. Offman hatte die drei Pro-
zent ermittelt, in dem er den alten Vollversorgungstarif II und den
neuen Vollversorgungstarif verglich, aber nur den Arbeitspreis.
Dieser macht neben dem Grundpreis nur einen Teil des Gesamt-
preises aus, ist aber im Tarifblatt der SWM explizit aufgeführt. 

„Dass ein Tochterunternehmen der Stadt einen gewählten Stadt-
rat in seinen Kontrollaufgaben in unerträglicher Weise unter Druck
zu setzen versucht“, ist für Offman „ein Skandal“. Ebenso uner-
träglich sei, einen Stadtrat mit Anwaltsrechnungen in beträchtli-
cher Höhe mundtot zu machen.

Fakt ist, dass sich die Stadtwerke München mit dieser Aktion
keinen Gefallen erweisen. Handelte es sich um ein souveränes Un-
ternehmen, hätte es derlei Angriffsversuche eleganter pariert. So
aber reagiert die Stadtwerke-Führung, als sei sie persönlich ge-
troffen. Chance vertan. DK

E.ON-Vorstandsvorsitzender Dr. Peter Deml (r.) mit Markus 
Wasmeier.

E.ON Bayern Strommuseum
im Lukas-Hof eröffnet

Die Vision eines der erfolgreichsten deutschen Wintersportlers
von einer regionalen Museumswelt mit überregionaler Bedeu-
tung ist umgesetzt: Seit Anfang Mai ist das Museumsdorf von
Markus Wasmeier am Schliersee für die Öffentlichkeit zugäng-
lich. Die E.ON Bayern AG hat im Museumsdorf die Patenschaft
für einen der Höfe, den ein halbes Jahrtausend alten Lukas-Hof
übernommen und dort ein Strommuseum eingerichtet. 

„Dieses einzigartige Projekt
von Markus Wasmeier begleiten
wir nicht nur als Partner, son-
dern helfen mit unserem Strom-
museum auch inhaltlich mit,
diesen Traum zu verwirkli-
chen“, unterstrich der Vor-
standsvorsitzende der E.ON
Bayern AG, Dr. Peter Deml, bei
der offiziellen Eröffnung des
E.ON Bayern Strommuseums
im Museumsdorf von Markus
Wasmeier am Schliersee.

Von der ersten Glühlampe bis
zu - teils kultigen - Elektrogeräten
der Neuzeit wird im E.ON Bay-
ern Strommuseum die Geschich-
te des Stroms und der Energiever-
sorgung erlebbar gemacht und
gezeigt, wie die Elektrifizierung
zum Wandel des Lebens im ver-
gangenen Jahrhundert beigetra-
gen hat. Dr. Deml dankte allen,
die an der Verwirklichung des

Strommuseums beteiligt waren
und insbesondere dem „Museum
Industriekultur“ in Nürnberg und
dem E.ON Bayern Strommuse-
um im oberpfälzischen Theuern,
die zahlreiche Exponate für die
Ausstellung zur Verfügung ge-
stellt haben.

Verbundenheit zur Region

Die Patenschaft für den Lukas-
Hof ist eine Säule des gesell-
schaftlichen Engagements von
E.ON Bayern. Mit diesem Pro-
jekt und Initiativen wie dem
Strommuseum in Theuern oder
dem Kulturpreis Bayern bringt
der Energiedienstleister zum Aus-
druck, dass die Verbundenheit zur
Region und zur bayerischen Tra-
dition und Kultur einen festen Be-
standteil der Unternehmensphi-
losophie darstellt.
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Partnerschaft mit Zukunftsperspektive

ESB-Wärme – Service für Kommunen

Das Contracting-Modell für
öffentliche Gebäude und
Einrichtungen

Wir verstehen uns als regionaler
Partner für konventionelle als auch
innovative Wärme-Konzepte. Im
Vordergrund stehen dabei Wirt-
schaftlichkeit, regionale Energien
und natürlich die Umwelt.
Sie haben einen Partner mit viel
Erfahrung an Ihrer Seite.

Mit dem ESB-WärmeService haben
Sie folgende Vorteile:

• Modernisieren ohne selbst zu
investieren

• ESB-Wärme plant, organisiert und
betreibt Ihre Wärmeversorgung

• Moderne, umweltschonende
Anlagen mit niedrigem Energie-
verbrauch

• Alle Leistungen sind im monat-
lichen Wärmepreis enthalten

ESB-Wärme GmbH • Ungsteiner Straße 31 • 81539 München • Tel. 089-68003-517 • E-Mail: info@esb.de • Internet: www.esb.de

Wir schicken Ihnen gerne unsere
Referenzbroschüre oder vereinbaren
Sie gleich einen Termin mit dem
ESB-Wärme Berater.

Ergomar Erlebnisbad in Ergolding – für Wärme und Strom sorgt ein Blockheizkraftwerk

Kunde

moderne Zentral-Heizungsanlage

EnergieFeld Bayern

Bedienung

Biogas-
Versorgung

Instandhaltung

Betrieb

Errichtung

Planung

Finanzierung

Wartung

Investition
Wärme 

und Service

Wärme-Preis

Das Biogas wird zur
Stromerzeugung in
Biogas-Blockheizkraft-
werken BHKWs ver-
brannt.

Neben Strom liefern
Biogas-Blockheizkraft-
werke auch Wärme.
Wird diese genutzt, er-
höht sich der Wir-
kungsgrad der Ener-
gieausbeute erheblich.

Mit dem Biogas aus ei-
nem Hektar Maissilage
fährt ein Erdgas-Auto
rund 70.000 Kilometer
(fast zweimal die Län-
ge des Äquators).

Biogas - das Multitalent
Strom Wärme Kraftstoff

Biogas: Energie-Diversifizierung
für regionale Erdgasunternehmen

Der weltweit steigende Energiebedarf kann in Zukunft nicht nur
über bestehende Resourcen gedeckt werden. Energiegewinnung
wird deshalb mehr und mehr zur lokalen Herausforderung. Da-
bei stehen Liefersicherheit, Unabhängigkeit von Importen und
kurze Wege zwischen Erzeugung und Anwendung im Vorder-
grund. Durch einen intelligenten Energie-Mix und innovative
Anwendungstechnik entstehen so neue Möglichkeiten. Diese
Leistung zu erbringen ist eine große Herausforderung und zu-
gleich Chance - vor allem für regionale Energieunternehmen.

Energien aus nachwachsenden
Rohstoffen, wie etwa Biogas aus
Pflanzen, stehen in jüngster Zeit
besonders im Blickpunkt der öf-
fentlichen Energiediskussion.
Biomasse als Energieträger wird
zunehmend als Möglichkeit ge-
sehen, die konventionelle Ener-
gieversorgung auf Basis fossiler

sinnvollen Ergänzung unseres
Angebotsportfolios als Wärme-
Dienstleister. 

Als praktische Nutzungsmög-
lichkeiten bietet Biogas als Roh-
stoff neben dem Einsatz in
BHKWs zur Wärme- und Strom-
erzeugung ebenso über die Ein-
speisung ins lokale Erdgasnetz
als Kraftstoff der Zukunft Per-
spektiven. Dazu wird Biogas mit
einem Methangehalt von bis zu
75 Prozent gereinigt und auf
Erdgasqualität mit über 98 Pro-
zent Methananteil veredelt.

EnergieFeld Bayern

Um die Chancen mit Biogas
für die Zukunft zu nutzen, grün-
deten im ersten Schritt die ESB-
Wärme GmbH und die Schmack
Energie Holding eine gemeinsa-
me Gesellschaft zur Herstellung
und Vermarktung von Biogas:
die EnergieFeld Bayern GmbH.
Das Joint-Venture verbindet die
Kernkompetenzen der beiden
Partner für Biogas und Wärme-
Contracting zu lokaler Energie-
und Wärmeerzeugung. Die En-
ergieFeld Bayern bietet Biogas
als Energieträger und Wärme-
dienstleistung ausschließlich mit
regional erzeugtem Biogas an.
Das Angebot richtet sich vor al-
lem an Kunden mit hohem Wär-
mebedarf, denn nur durch den
gleichzeitig erzeugten und aus
dem EEG hoch vergüteten Strom
aus Biogas kann ein wirtschaftli-
cher Betrieb der BHKW-Anla-

und Wartung der Anlagen - und
das ohne direkte Investitionen
und sie profitieren von einem be-
währten System zur Effizienz-
steigerung ihrer Anlagen. 

Bei unterschiedlichen Stand-
orten von Biogas- und Wärme-
anlagen wird das Biogas auf
Erdgasqualität veredelt und über
bestehende Erdgasnetze trans-
portiert. Auf diese Weise werden
Nutzergruppen erschlossen, die
unabhängig von der Erzeugung
regenerative Energien einsetzen

Biogasanlage inmitten eines Maisfeldes, das für sie Rohstoff liefern kann.

Martin Heun ist Geschäftsfüh-
rer der ESB-Wärme GmbH,
der Energiefeld Bayern GmbH
& Co. KG, sowie Prokurist
und Leiter Marketing und
Vertrieb der Erdgas Südbay-
ern GmbH.

Ressourcen in Richtung nach-
haltiger Energiesysteme mit stei-
genden Anteilen erneuerbarer
Energien weiter zu entwickeln.
Nach einer Studie des BGW kann
Biogas bis zum Jahr 2030 etwa

10 Prozent des Erdgasaufkom-
mens in Deutschland ersetzen.

Unternehmensstrategie

Die Erdgas Südbayern (ESB)
sieht das Engagement bei Biogas
als logische Konsequenz ihrer
Unternehmensstrategie. Die Ent-
wicklung bedarfsgerechter Ener-
giekonzepte für die Region ist
der richtige Schritt in die Eigen-
ständigkeit der Versorgung und
ein wichtiger Beitrag zur CO2-
Entlastung. Die Einspeisung von
aufbereitetem Biogas mit Erd-
gasqualität in die Erdgasnetze
bedeutet außerdem Unabhängig-
keit von Standorten. Dafür kann
die bestehende Infrastruktur der
Erdgasnetze ideal genutzt wer-
den. Die ESB verfügt über das
notwendige technische Know-
how, die Nähe zu den Kunden in
der Region und mit der ESB-
Wärme GmbH über die erforder-
liche Kompetenz für Wärme-
Contracting. So wird Biogas zur

gen gewährleistet werden. Große
Anlagen können außerdem die
Forderung nach Energieeffizienz
und Klimaschutz besser erfüllen.

Komplettlösungen

„Das Geschäftsmodell bietet
maßgeschneiderte Komplettlö-
sungen aus einer Hand,“ erklärt
Martin Heun, Geschäftsführer
der EnergieFeld Bayern und Pro-
kurist der ESB. „Im Idealfall er-
halten unsere Kunden über die
Installation eines Blockheiz-
kraftwerks Strom und Wärme
aus Biogas, womit der Wir-
kungsgrad der eingesetzten En-
ergie optimal genutzt wird. Der
Strom wird in das öffentliche
Stromnetz eingespeist und nach
dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) zum Höchstsatz ver-
gütet. Der Mehrwert, den die
Kunden durch dieses Angebot
erhalten ist zum einen das kom-
plette Energiemanagement - Pla-
nung, Bereitstellung, Betrieb

wollen. Die EnergieFeld Bayern
ist hierzu der Partner, der Kunde
kann sich auf sein Kerngeschäft
konzentrieren:“ 

Innovatives Energiekonzept

Mit der Erzeugung und Ver-
marktung von Biogas ist in den
vergangenen Jahren ein innova-
tives Energiekonzept entstanden,
das eine sinnvolle Ergänzung
des Angebotsportfolios für Erd-
gasunternehmen darstellt. Auf-
grund der regionalen Struktur
des Unternehmens gehört es zur
Strategie der ESB, ihre Aktivitä-
ten sowohl nach wirtschaftlichen
und umweltrelevanten als auch
nach regionalen Kriterien auszu-
richten. Mit der Schmack Biogas
AG hat das Unternehmen nun ei-
nen starken Partner an seiner
Seite und kann von Synergieef-
fekten bei der Herstellung und

Vermarktung von Biogas profi-
tieren. Als Vorreiter beim Einsatz
innovativer Technik und Ener-
gielösungen nutzt die ESB somit
in einer sich wandelnden Ener-
giewirtschaft die Potenziale von
Wärme-Contracting mit Biogas. 

Regionale Partner

In der Wertschöpfungskette
sind regionale Partner aktiv in
die Umsetzung von Energie-
Konzepten eingebunden. Allein
die Arbeiten beim Bau von Bio-
gas- und Energieanlagen werden
zum Großteil von regionalen Fir-
men erbracht. Durch die Nut-
zung landwirtschaftlicher Flä-
chen werden heimische Ressour-
cen in den Energiekreislauf inte-

griert. Dabei kommt eine Ko-
operation mit der örtlichen
Landwirtschaft allen Beteiligten
zugute. Landwirte erhalten die
Chance, sich als Rohstoffliefe-
rant oder Energiewirte ein zwei-
tes Standbein aufzubauen und
sich von den Preisschwankun-
gen am Agrarmarkt zu lösen.
Damit erweist sich Biogas als
Motor für Arbeitsplätze und die
regionale Wirtschaft. 

Nachhaltige Nutzung

Die politischen Rahmenbedin-
gungen unterstützen durch das
EEG das Engagement der Ener-
gieunternehmen bei Biogas. Hier
sind die Weichen für eine nach-
haltige Nutzung regenerativer
Energien gestellt. Damit hat die
ESB mit der Erzeugung und Ver-
marktung von Biogas gleich
mehrere Trümpfe in der Hand. 

Unter der Prämisse einer effi-
zienten Nutzung der verfügbaren
Agrarflächen, könnte Biogas bis
2030 hierzulande einen jährli-
chen Anteil von 100 Mrd. kWh
decken. In Erwartung dieser Ent-
wicklung wird die ESB ihre Ak-
tivitäten für Biogas-Anwendun-
gen weiter ausbauen und den ak-
tuellen Contracting-Anfragen
von Kommunen, Wohnungs-
wirtschaft, Investoren sowie An-
lagenbauern nachkommen. 

Orientierung am Bedarf

Wir brauchen nicht zu jeder
Zeit möglichst viel und mög-
lichst billige Energie, wir brau-
chen vielmehr Energie als
Dienstleistung, die sich intelli-
gent am Bedarf orientiert. Diese
Herausforderung kann Biogas
leisten - durch vielseitigen Ein-
satz und intelligente Anwendun-
gen. Obendrein ist Biogas eine
große Chance für die regionale
Wirtschaft und die Energiever-
sorger. Den prognostizierten
Boom dieser Energie wird die

In die Altersteilzeit verabschie-
det wurde Dr.-Ing. Hartmut
Hechler von Bayerngas-Ge-
schäftsführer Dr. Ulrich Mös-
sner und dessen Stellvertreter
Franz Obermeier. Über viele
Jahre war Hechler der „Mister
Erdgasfahrzeug“ der Gaswirt-
schaft. Sein Anliegen war es
stets, den Einsatz von Erdgas
als Kraftstoff für Fahrzeuge zu
forcieren. Er hielt den Kontakt
zu den Kommunen, bereiste
die ganze Welt, um im Interes-
se der Anteilseigner die Bay-
erngas GmbH optimal zu posi-
tionieren. Er war auch der
langjährige Ausrichter der
Bayerngas-Symposien. Jetzt
freut er sich auf mehr freie
Zeit in seinem Heimatort
Bernried am Starnberger See,
wo er aktiv in das örtliche Ge-
meindeleben integriert ist. 

ESB nutzen und über ihre Toch-
tergesellschaft, die EnergieFeld
Bayern ihren Kunden Biogas in
vielseitiger Form anbieten. 

Erfolgreicher Start für novogate:

Ergebnisse über Plan
Die novogate GmbH, gemein-
same Gasbeschaffungsplatt-
form für Stadtwerke von Deut-
scher Essent GmbH und Bay-
erngas GmbH, hat im Rumpf-
geschäftsjahr 2006 die Planun-
gen deutlich übertroffen. 

Bereits die Startphase schloss
mit schwarzen Zahlen. Ursachen
waren ein über den Erwartungen
liegendes Volumen von rund 3
TWh bei Erdgasliefergeschäften
sowie eine große Nachfrage bei
Consulting und sonstigen Dienst-
leistungen. 

Das Unternehmen erwartet für
das Jahr 2007 eine Fortsetzung
der positiven Entwicklung. „Wir

sehen ganz klar einen steigenden
Bedarf der Stadtwerke an novo-
gate-Produkten. Sie erkennen
zunehmend, dass wir eine attrak-
tive Alternative zu den her-
kömmlichen Beschaffungswe-
gen sind“, sagt Klaus Schüßler,
Geschäftsführer in Düsseldorf.
Sein Kollege Ulrich Mayr, Ge-
schäftsführer in München, er-
gänzt, „ dass das sehr große In-
teresse der Stadtwerke an novo-
gate zeigt, wie wichtig leistungs-
starke kommunale Kooperati-
onsplattformen für die Zukunft
sind; insbesondere in der Erd-
gasbeschaffung Down-, Mid-
und Upstream“. 
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N-ERGIE-Bilanzpressekonferenz:

Gestärkte Position
Trotz lebhafter Marktbewegungen hat die N-ERGIE mit Sitz in
Nürnberg im abgelaufenen Geschäftsjahr ihre Position als unab-
hängiges Unternehmen erfolgreich behauptet. Der Vorstand zeig-
te sich bei der Bilanzpressekonferenz in der Norisstadt ausgespro-
chen zufrieden mit der Entwicklung und den erzielten Ergebnis-
sen. In einem dynamischen Umfeld konnte N-ERGIE die beste-
henden Marktanteile verteidigen und neue erschließen.

Wie Vorstandsvorsitzender Her-
bert Dombrowsky erläuterte, stei-
gerte N-ERGIE den Stromabsatz
außerhalb des Netzgebietes auf
36 Prozent des Gesamtstromab-
satzes. Der Energieanbieter zäh-
le damit weiterhin zu den zehn
größten Stromversorgern Deutsch
lands. N-ERGIE sei Mitglied der
so genannten 8KU-Gruppe, einer
Interessengemeinschaft mehr-
heitlich kommunaler Energie-
versorgungsunternehmen in
Deutschland. Sie, die 10 Prozent
des deutschen Strom- und Gasbe-
darfs deckt und über einen Um-
satz von rund 10 Mrd. Euro bei
28.000 Beschäftigten verfügt, re-
präsentiere neben den großen vier
nationalen Energieversorgern in
Deutschland den „Meinungsbild-
ner in der Energiebranche“. Die
8KU-Gruppe hat zu Beginn 2007
in Berlin ein Büro eröffnet, um
die Interessen ihrer Mitglieder
gemäß ihrer Forderung „Wettbe-
werb braucht starke Wettbewer-
ber“ zu vertreten.

Erfreuliche Entwicklung

Der regionale Versorger konnte
mit einem Konzernergebnis von
4,3 Mio. Euro im Geschäftsjahr
2006 die positive Entwicklung
der Vorjahre fortsetzen, erklärte
der Vorstandsvorsitzende. Der
Umsatz im vergangenen Ge-
schäftsjahr wuchs um 20,7 Pro-
zent auf insgesamt knapp 1.680
Mio. Euro. Die Bilanzsumme
stieg um 7,7 Prozent auf 1.363
Mio. Euro an. Die Eigenkapital-
quote betrug einschließlich der
Einbeziehung eigenkapitalähnli-
cher Mittel 37,3 Prozent.

Tief greifende Änderungen zog
im abgelaufenen Geschäftsjahr
das neue Energiewirtschaftsrecht
nach sich. Um den Anforderun-
gen zur gesellschaftsrechtlichen
Entflechtung gerecht zu werden,
erfolgten im Oktober bzw. No-
vember die Gründung der N-ER-
GIE Netz GmbH bzw. der ÜWS
Netz GmbH, an der die N-ER-
GIE Aktiengesellschaft bzw. die
Überlandwerk Schäftersheim
GmbH & Co. KG zu je 100 Pro-
zent beteiligt sind. Aufgabe der
Netzgesellschaften ist das Planen,
Bauen, Betreiben und Instandhal-
ten von Netzen der Elektrizitäts-,
Erdgas-, Wasser- und Fernwär-
meversorgung sowie der dazu-
gehörenden Datenübertragungs-
systeme. Im Jahr 2006 prüfte die
Bundesnetzagentur erstmals und
stringent die beantragten Netzent-
gelte für Strom und Erdgas. Die

Bescheide führten zu einer Kür-
zung der beantragten Netzentgelte
von 16,5 Prozent bei Strom und
11 Prozent bei Erdgas, was zu ei-
nem Gesamtbetrag von ca. 50
Mio. Euro führte. Um dem stei-
genden Kosten- und dem zuneh-
menden Wettbewerbsdruck zu be-
gegnen, startete N-ERGIE 2006
ein umfangreiches Strategie- und
Restrukturierungsprogramm.

Damit die Position im Produk-
tionsmarkt gestärkt werden kann,
gründete die N-ERGIE zusam-
men mit E.ON Kraftwerke
GmbH, Hannover, und der Mai-
nova AG, Frankfurt am Main, im
April vergangenen Jahres die Ge-
meinschaftskraftwerk Irsching
GmbH, Vohburg. Die N-ERGIE
hält hierbei 25,2 Prozent der An-
teile. Das Kraftwerk soll Anfang
2009 den Probebetrieb aufneh-
men und über eine Leistung von
800 Megawatt verfügen. Im ab-
gelaufenen Geschäftsjahr inve-
stierte der N-ERGIE Konzern
Dombrowsky zufolge 84,7 Mio.
Euro, davon 76,2 Mio. Euro in
Sachanlagen. 

Regionalstudie

Dass diese Investitionen nicht
nur einen wichtigen Beitrag zur
Versorgungssicherheit darstellten,
sondern auch vor allem für die
wirtschaftliche Entwicklung der
Region von Bedeutung sind, zeigt
das Ergebnis einer Regionalstu-
die, die das Pestel Institut Hanno-
ver in Zusammenarbeit mit der
Universität Erlangen-Nürnberg
erstellte. Von jedem Euro, den die
Kunden der N-ERGIE beispiels-
weise für Strom bezahlen, ver-
bleiben 41 Cent in der Region.
Bei einem Wechsel zu einem
überregionalen Anbieter wären
dies nur 18 Cent. Der Vorsitzen-
de: „Die Wertschöpfung der N-
ERGIE ist ein bedeutender Stan-
dort- und Wirtschaftsfaktor im
Netzgebiet und sichert vor Ort
qualifizierte Arbeitsplätze. Die
Geschäftsaktivitäten und -ergeb-
nisse des N-ERGIE Konzerns
waren 2006 wesentlich von der
N-ERGIE Aktiengesellschaft be-
stimmt.“

Trotz notwendiger Preisanpas-
sungen blieben die Strom- und
Erdgaspreise der N-ERGIE im
bundesweiten Vergleich auf nied-
rigem Niveau. Aufgrund stark ge-
stiegener Bezugskosten, Steuer-
und Abgabenlasten hob das Un-
ternehmen nach Angaben des
Vorstands die Preise für die All-
gemeine Grundversorgung und

für Stromprodukte zum 1. Januar
2006 bzw. zum 1. März 2006 um
jeweils 0,81 Cent/kWh an. Preis-
belastende Marktfaktoren wie die
erneut gestiegenen Kosten der
Strombeschaffung standen im
Jahr 2006 einer Senkung der von
der Regulierungsbehörde festge-
legten Netznutzungsentgelten ge-
genüber. Um eine daraus resultie-
rende Berg- und Talfahrt der Prei-
se zu vermeiden, garantiere N-
ERGIE für die Nettopreise der
Grundversorgung und der Strom-
produkte eine Preiskonstanz bis
Dezember 2007. Im Erdgasbe-
reich erhöhte N-ERGIE nach ein-
jähriger Preiskonstanz zum 1.
September 2006 die Preise der
Produktfamilie IDEAL um 0,75
Cent/kWh, verbunden mit einer
Preisgarantie bis 31. März 2007.
Zudem wurde die Umsatzsteue-
rerhöhung ab 1. Januar 2007 nicht
an die Kunden weitergegeben,
was einer Nettopreissenkung von
drei Prozent entspricht.

Neue Erdgasprodukte

Zudem wartete das Unterneh-
men zum 1. April 2007 mit neuen
Erdgasprodukten für seine Privat-
und Gewerbekunden auf und
senkte zugleich die Erdgaspreise
um durchschnittlich sieben Pro-
zent. Als zusätzliche Servicelei-
stung wurde eine Bestpreisab-
rechnung eingeführt. Der Strom-
absatz stieg im Konzern insbe-
sondere durch die überregionalen
Kundenakquisitionen um 10,3
Prozent auf 9,3 Mrd. Kilowatt-
stunden (kWh) an. Die absatz-
stärkste Kundengruppe stellten
die Industriekunden mit 51,1 Pro-
zent. Die Stadt- und Gemeinde-
werke trugen mit 22,6 Prozent
zum Gesamtabsatz bei. Im Erd-
gasgeschäft verringerte sich die
Gesamtabgabe um 2,1 Mrd. kWh
auf 12,5 Mrd. kWh, in erster Li-
nie verursacht durch einen Kraft-
werksminderbedarf sowie wett-

bewerbs- und witterungsbedingte
Einflüsse. Mit einem Anteil von
42,6 Prozent des Erdgasbezugs
stellten kommunale Erdgasver-
sorger und regionale Erdgasliefe-
rungsgesellschaften die größte
Kundengruppe.

Witterungsbedingt schwächte
sich der Absatz der Wärmever-
sorgung um 4,3 Prozent auf 1,2
Mrd. kWh ab. Der Wasserabsatz
verringerte sich um 3,6 Prozent
auf insgesamt 32 Mio. cbm. Der
Materialaufwand nahm um 26,6
Prozent auf 1.282 Mio. Euro zu.
Er reflektierte die enorm verteu-
erten Energiebezugskosten, die
stark gestiegenen EEG Einspeise-
vergütungen, aber auch geringere
Fremdleistungen und gefallene
Netznutzungskosten. Mit einem
Anteil von 83 Prozent am gesam-
ten Materialaufwand dominierte
der Aufwand für den Strom- und
Erdgasbezug. Der Strombedarf
wurde überwiegend durch Bezug
von SYNECO Trading GmbH
sowie durch Eigenerzeugung aus
dem Heizkraftwerk Sandreuth
und die Abnahme regenerativer
Einspeisemengen gedeckt. Das
von einem positiven Beteili-
gungsergebnis getragene Finan-
zergebnis weist ein Plus von 8,2
Mio. Euro aus. 

Preise auf hohem Niveau

Im laufenden Geschäftsjahr
geht N-ERGIE nach Angaben des
Vorstands von zunehmen-dem
Wettbewerb, steigenden An-
sprüchen der Kunden sowie kom-
plexen regulatorischen und ver-
schärften kartellrechtlichen Rah-
menbedingungen aus. Es sei ab-
sehbar, dass sich der Erdgasmarkt
weiter dynamisiert. Konsequent
weiter verfolgt werden die Markt-
chancen im Produktionsmarkt 
zur Steigerung der Eigenstrom-
produktion. Insgesamt rechnet 
N-ERGIE für das Geschäftsjahr
2007 mit einer positiven Ge-
schäftsentwicklung im Konzern.
Die Preise auf den Energiemärk-
ten werden sich nach Ansicht des
Versorgers auch 2007 auf hohem
Niveau bewegen. DK

„European Geothermal Congress 2007“:

Schauplatz Unterhaching
Mit ihrem innovativen Geothermie-Projekt findet die Gemeinde
Unterhaching weltweit Beachtung. So war es nahe liegend, den
„European Geothermal Congress 2007“ dort stattfinden zu lassen.
Drei Tage lang setzten sich rund 400 europäische Experten aus
Forschung, Entwicklung und Wirtschaft mit den Zukunftschan-
cen der nachhaltigen Energieform auseinander. Begleitet wurde
der Kongress durch eine Fachausstellung. 22 Stände von Unter-
nehmen und Organisationen gaben einen Einblick in das weite
Spektrum der technischen und wirtschaftlichen Entwicklung. 

Politiker und Wissenschaftler
fordern einen massiven Ausbau
der Erdwärmenutzung. Für das
EU-Ziel einer Erhöhung des An-
teils erneuerbarer Energien auf
20 Prozent bis 2020 seien Geo-
thermiekraftwerke unverzicht-
bar, betonte Kongressleiter Horst
Rüter. Benötigt würden „hunder-
te Kraftwerke und nicht nur eine
Handvoll“. Ein Hemmschuh für
Kraftwerke seien derzeit noch
die hohen Risiken der mehrere
tausend Meter in die Erde rei-
chenden Bohrungen, stellte Rü-
ter fest. Denn nicht immer sei si-
cher, ob in der Tiefe Thermal-
wasser in ausreichender Tempe-
ratur und ausreichender Menge
gefunden werde.

Geothermie in Kraftwerken

Um die Nutzung der Geother-
mie in Kraftwerken voranzubrin-
gen, kündigte die Staatssekretärin
im Bundesumweltministerium,
Astrid Klug, einen Projektfonds
unter Mitarbeit der bundeseige-
nen KfW-Förderbank und der
Versicherungswirtschaft an, um
gegen das Anfangsrisiko bei den
Bohrungen zu versichern. Klug:
„Wir wissen, dass es wichtig ist,
die Möglichkeit zu haben, das Ri-
siko zu reduzieren.“

„Mit der in der Erde gespei-
cherten Sonnenenergie können
Häuser klimafreundlich und ko-
stengünstig beheizt und gekühlt
werden“, erklärte Bayerns Um-
weltstaatssekretär Otmar Bern-
hard. Die geologischen Bedin-
gungen für die oberflächennahe
Erdwärmenutzung seien nahezu
überall im Freistaat günstig. Wer
beim Hausbau die Speicherwär-
me des Bodens anstelle der her-
kömmlichen Ölheizung nutzt,
spare fossile Brennstoffe und
senke so den Ausstoß des klima-
schädlichen CO2 um bis zu 80
Prozent. Gleichzeitig verringer-
ten sich die Betriebs- und Heiz-
kosten bis zur Hälfte. 

Neben der „flachen“ Geother-
mie sei Bayern in der glückli-
chen Lage, im Gebiet zwischen
Donau und Alpenvorland einen
weiteren, tief im Untergrund ver-
borgenen Schatz zu besitzen -
die heißen Thermalwässer im
Malmkarst, fuhr Bernhard fort.
Mit diesem kochend heißen
Wasser werde das derzeit größte
Geothermievorhaben Deutsch-
lands in Unterhaching verwirk-
licht. Erstmals in Europa soll 

mit der sog. Kalina-Kraftwerks-
technik CO2-freier Strom und
klimafreundliche Heizwärme aus
tiefen Hydrothermalwässern er-
zeugt werden. Im Gegensatz zu
herkömmlichen Geothermie-
kraftwerken arbeiteten Kalina-
Kraftwerke schon ab Wassertem-
peraturen von 90 Grad Celsius
rentabel. Bernhard: „Geothermie
in Bayern boomt, nicht nur in Un-
terhaching. Schon heute befinden
sich etwa zwei Drittel der in
Deutschland erschlossenen Geo-
thermieleistung im Freistaat.“

Im Gebiet zwischen Donau
und Alpenvorland wurden bis
jetzt rund 100 Erlaubnisfelder
zum Aufsuchen von tiefer Erd-
wärme beantragt. 80 davon konn-
ten schon genehmigt werden, und
sechs größere kommunale Anla-
gen zur Nahwärmeversorgung
sind in Straubing, Erding, Sim-
bach, Unterschleißheim, Mün-
chen-Riem und Pullach in Be-
trieb gegangen. Insbesondere der
Großraum München könnte sich
nach Ansicht Bernhards bis Ende
2010 zu einem der bedeutendsten
Geothermie-Standorte Westeuro-
pas entwickeln.

Offene Fragen

Trotz der derzeitigen Euphorie
gebe es aber auch offene Fragen,
räumte der Staatssekretär ein.
Bei der Stromerzeugung etwa
müsse Grundwasser zur Küh-
lung eingesetzt werden. Hier
könnten bei einem massiven
Ausbau der Geothermie-Kraft-
werke Grenzen erreicht werden.
Kongressleiter Rüter sagte, die
Projekte seien auf 30 bis 40 Jah-
re ausgelegt und berechnet. Dass
einige Projekte danach nicht
mehr wirtschaftlich sind, könne
nicht ausgeschlossen werden.

Das Unterhachinger Kraft-
werk soll von diesem Herbst an
Wärme und Strom liefern. Insge-
samt könnte es zwei Drittel der
Haushalte des 20.000-Einwoh-
ner-Ortes mit Wärme und alle
Haushalte mit Strom versorgen.
In Bayern sind 100 Geothermie-
Projekte angemeldet, 80 davon
sind genehmigt. „Ohne das Pro-
jekt in Unterhaching hätte es 
diesen Boom nicht gegeben“,
erklärte Bürgermeister Erwin
Knapek. In Unterhaching war
mit bis zu 141 Grad überra-
schend heißes Wasser gefunden
worden, auch die Menge über-
traf alle Erwartungen. DK

Ehemalige Berufsschule Passau:

Modernste Heiztechnologie
Dank des Contracting-Mo-

dells der Südwärme AG, die zu-
sammen mit ihrem örtlichen
Partnerbetrieb, Klaus Burke, den
Zuschlag bekam, konnte mo-
dernste Heiztechnologie mit be-
ster Energie-Effizienz und 88 %
CO2-Ausstoß-Einsparung (ent-
spricht 179 Tonnen pro Jahr) ko-
stenneutral realisiert werden.
Der jährliche Pelletsverbrauch
liegt bei ca. 108 Tonnen.

Pelletsheizung

Wie in vielen älteren Gebäu-
den dieser Art waren die Kel-
lerräume so groß dimensioniert,

dass hier problemlos die deutlich
mehr Platz benötigende Pellets-
heizung untergebracht werden
konnte. Die nun installierte
Kombination besteht aus einem
220 kW-Pelletskessel, der ca. 85
Prozent der Heizenergie erzeugt
und einem 530 kW-Ölkessel für
Spitzenlasten. 

Versorgung sichergestellt

Die Anlage kann bei Bedarf
mit Holzpellets oder einblasba-
ren Hackschnitzeln betrieben
werden. Durch diese Wahlmög-
lichkeit ist die Brennstoffversor-
gung langfristig sichergestellt.
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Wir versichern Bayern.

Wer gesund ist, hat 1000 Wünsche. Wer krank oder verletzt ist, nur einen:
wieder gesund zu werden. Mit unserer Privaten Krankenversicherung oder
unserer Unfallversicherung kommen Sie schnell wieder auf die Beine.
Welche Möglichkeiten und Vorteile wir Ihnen noch bieten, erfahren Sie
in über 4 000 Versicherungsagenturen, Sparkassen oder auf
www.versicherungskammer-bayern.de

Ein Beinbr uch ist
doch kein Beinbr uch.

Versicherungskammer Bayern
im Aufwind

Lebensversicherungen verzeichneten größte Steigerung / Mitarbeiterzahl blieb konstant 

München. Für den Konzern Versicherungskammer Bayern war
2006 ein sehr erfolgreiches Jahr. Wie der Vorstandsvorsitzende
Friedrich Schubring-Giese bei der Bilanzpressekonferenz in
München berichtete, lag die Anstalt mit einem Beitragswachs-
tum von 3,2 Prozent auf 5,54 Milliarden Euro deutlich über dem
Markt. Den größten Anteil an den Beitragseinnahmen brachte
mit 38,5 Prozent die Sparte Lebensversicherung. Die Schaden-
und Unfallversicherung trug 31 Prozent und die Krankenversi-
cherung 30,5 Prozent dazu bei. Insgesamt hat die Gruppe seit
der Privatisierung 1995 bei den Beitragseinnahmen um 77,8
Prozent zugelegt, was einem jährlichen Durchschnittsanstieg
von 5,4 Prozent entspricht. 

Die Verwaltungskosten stie-
gen um 1,6 Prozent, sie blieben
damit deutlich unter dem Bei-
tragswachstum. Der Kapitalanla-
genbestand erhöhte sich um 5,4
Prozent auf 31,74 Milliarden Eu-
ro. Der Konzern erzielte einen
Jahresüberschuss in Höhe von
153,6 Millionen Euro, das sind
70,3 Prozent mehr als im Vor-
jahr. Das Konzern-Eigenkapital
konnte um 117,6 Millionen Euro
erhöht werden. 

Wachstumsmotor

Was den Geschäftsverlauf der
einzelnen Sparten betrifft, stie-
gen in der Lebensversicherung
die Bruttobeiträge um 4,4 Pro-
zent auf 2,13 Milliarden Euro.
Die Neubeiträge wuchsen mit
44,2 Prozent deutlich über 
Markt auf 616,9 Millionen Eu-
ro. Wachstumsmotor waren die
Rentenversicherungen gegen
Einmalbeitrag und die Riester-
Produkte. Das Beitragsvolumen
der von der Versicherungskam-
mer Bayern verwalteten Pen-
sionskassen und Pensionsfonds
belief sich auf 292,2 Millionen
Euro. Der Bestand umfasste am
Jahresende 263887 Verträge. Die
Krankenversicherer des Kon-
zerns setzten ihren Wachstums-
kurs ebenfalls fort. Die Beitrags-
einnahmen stiegen um 2,8 Pro-
zent auf 1,69 Milliarden Euro.

Dies resultierte zum größten Teil
aus einem guten Neugeschäft
und nicht aus Beitragsanpassun-
gen. Mit einem Plus im Neuge-
schäft von 7,7 Prozent erzielten
die Krankenversicherer einen
Jahresbeitrag von 140,8 Millio-
nen Euro. Die Anzahl der versi-
cherten Personen erhöhte sich
um 5,4 Prozent auf rund 2,5 Mil-
lionen davon waren 128.000
neue Kunden. Die Leistungsaus-
gaben stiegen um knapp zwei
Prozent, dieser Anstieg liegt
deutlich unter dem Beitrags-
wachstum. Bei der Schaden- und
Unfallversicherung konnte der
Konzern seine Wettbewerbsposi-
tion verbessern.

Höhere Beitragseinnahmen

Entgegen dem Trend wuchsen
die Beitragseinnahmen um 2,1
Prozent auf 1,72 Milliarden Eu-
ro. Besonders dazu beigetragen
hat ein zweistelliges Wachstum
in der Unfallversicherung sowie
ein deutlicher Zuwachs in der
Haftpflicht- und Kraftfahrtversi-
cherung. Die Anzahl der Verträ-
ge stieg um 3,7 Prozent auf über
9,9 Millionen Stück. Die Brutto-
Schadensquote sank nach einem
sehr günstigen Schadenjahr er-
neut und lag bei 66,6 Prozent.
Trotz einiger Großschäden redu-
zierte sich die Schadenbelastung
um 15,5 Millionen Euro. 

Nach der verabschiedeten Ge-
sundheitsreform steht die Pflege-
reform nach den Worten von
Schubring-Giese auf der Agenda
der Regierung. „Damit der Bei-
trag zur sozialen Pflegeversiche-
rung nicht ins Unermessliche
steigt, gibt es nur einen ziel-
führenden Weg, nämlich die Er-
gänzung bzw. schrittweise Ablö-
sung der Umlagefinanzierung
durch kapitalgedeckte Elemen-
te“. Kritik übte der Vorstands-
vorsitzende an der geplanten Re-
form des Versicherungsvertrags-
gesetzes. Nicht zielführend seien
beispielsweise die Abschaffung
des Policenmodells und des Al-
les-oder-Nichts-Prinzips sowie
die vorgesehene Beteiligung der
Lebensversicherungskunden an
den stillen Reserven. 

Starke Wettbewerbsposition

Sieben Gesellschaften des
Konzerns Versicherungskam-
mer Bayern hatte die Rating-
agentur Standard & Poor’s be-
reits im November vergangenen
Jahres im Erstrating mit „A“
(sehr gut) bewertet. Nun wur-
den zum ersten Mal vier weitere
Gesellschaften, die Saarland
Lebensversicherung AG, Saar-
land Feuerversicherung AG,
Feuersozietät Berlin Branden-
burg Versicherung AG und Öf-
fentliche Lebensversicherung
Berlin Brandenburg AG, in das
Rating einbezogen. Standard &
Poor’s stuft auch die Tochterge-
sellschaften des Konzerns Ver-
sicherungskammer Bayern als
„sehr gut“ ein; der Ausblick ist
stabil.

Bei der Versicherungskammer
Bayern waren im vergangenen
Jahr durchschnittlich 6.380 Mit-
arbeiter beschäftigt, kein einzi-
ger Mitarbeiter wurde betriebs-

bedingt entlassen. Insgesamt
wurden 133 Auszubildende ein-
gestellt. „Diese Anzahl entspricht
dem ermittelten Bedarf der ein-
zelnen Unternehmen und Res-
sorts für das Jahr 2009, die Versi-
cherungskammer ist mit ihrem
Engagement auf dem Lehrstel-
lenmarkt der Versicherungswirt-
schaft in München führend“, be-
tonte Schubring-Giese. 

Bewährtes Vertriebsnetz

Ein zentrales Thema ist für
den Konzern externes Wachs-
tum. Derzeit laufen die Verhand-
lungen über die Gründung von
zwei Versicherungsgesellschaf-
ten in Ungarn. „Gemeinsam mit
der BayernLB und der MKB
Bank werden wir voraussichtlich
ab Juli Lebens- und Komposit-
versicherungen in Ungarn ver-
kaufen“, sagte der Vorstandsvor-
sitzende. Man finde in diesem
Land vertraute und bewährte
Strukturen und beim Verkauf der
Produkte könne man auf das be-
stehende Filial- und Vertriebs-
netz der MKB zurückgreifen,
deren Geschäftsmodell sich an
das erfolgreiche Allfinanz-Kon-
zept der Sparkassen-Finanzgrup-
pe anlehne. 

Die Versicherungskammer
Bayern rechnet für das laufende
Jahr mit einem Wachstum von
2,4 Prozent. Im Krankenversi-
cherungsgeschäft werde die neue
Drei-Jahresregelung den Wech-
sel in die private Krankenversi-
cherung erschweren, dennoch
werde ein starkes Geschäft mit
den Krankheitskostenvoll- und
Zusatzversicherungen erwartet.
Auch die Lebensversicherung
verspreche eine wachsende
Nachfrage. Ferner will der Kon-
zern auch in der Schaden- und
Unfallversicherung sein über
dem Markt liegendes Wachstum
stabilisieren. E. Scholl

Versicherungskammer
reagiert auf Klimawandel

Bayern besonders stark betroffen
Dialog mit den Kommunen 

Der Klimawandel stellt auch die Versicherungskammer Bay-
ern vor erhebliche Herausforderungen, da mit einer zuneh-
menden Schadenhäufigkeit und -intensität zu rechnen ist. 

Der Sturm „Kyrill“ im Januar beispielsweise hat der VKB
ordentlich zugesetzt: 70.000 Schadensmeldungen gingen bei dem
Unternehmen ein. Insgesamt werden etwa 53 Millionen Euro
an Versicherungsleistungen ausbezahlt. Experten prognosti-
zieren eine weitere Zunahme meteorologischer Extremereignisse.
Die Temperatur soll in den kommenden hundert Jahren weltweit
um durchschnittlich drei Grad steigen. In Bayern werde die Er-
wärmung jedoch deutlich stärker ausfallen. Infolge der höheren
Temperatur solle auch die Niederschlagsmenge deutlich zuneh-
men, meteorologische Extremereignisse würden häufiger. 

Auf diese Entwicklung hat die Versicherungskammer Bay-
ern als Marktführer im Freistaat frühzeitig reagiert. Vorstands-
mitglied Rainer Fürhaupter erklärte bei der Bilanzpressekon-
ferenz, man habe sich mit gezielten Maßnahmen zur Bewälti-
gung der Klimafolgen gut gewappnet. Umweltschonendes
Verhalten belohne die Kammer bereits seit Jahren. 

Gut gegen Naturgefahren gerüstet

Für Niedrig-Energiehäuser und Modernisierungen mit Voll-
wärmeschutz erhielten Kunden einen Energiesparrabatt. Zu-
schlagfrei würden Solar- und andere Anlagen der regenerati-
ven Energieerzeugung in bestehende Gebäudeversicherungen
eingeschlossen. Versichert werden könnten auch regenerative
Energieanlagen wie beispielsweise Biogas und Solar. Privaten,
gewerblichen und kommunalen Kunden biete die VKB einen
kostenlosen Warndienst, der per SMS, Fax oder E-Mail vor
Extremereignissen warnt. 

Die Versicherungskammer Bayern ist nach den Worten von
Fürhaupter auch aus unternehmerischer Sicht bereits gut gegen
die Naturgefahren gerüstet. Das „Zonierungssystem für Über-
schwemmung, Rückstau und Starkregen“ (ZttRS) liefere ex-
akte Daten über die Gefährdung eines Gebäudes und ermögli-
che so eine risikoadäquate Kalkulation. Große Naturkatastro-
phen sind durch Rückversicherungsprogramme sowie eine
sehr gute Risiko- und Eigenkapitalausstattung gedeckt. „Nicht
zuletzt tritt die Versicherungskammer Bayern - neben aktuel-
len Forschungsprojekten - auf eigenen Klima-Symposien mit
Akteuren und Betroffenen aus Kommunen und Gewerbe in
den Dialog. E. Scholl

Profi-Tipps für erfolgreiche Unternehmen:

Sparkassen vergaben 
„Bayerischen Gründerpreis 2007“

Im Umfeld einer Unternehmerkonferenz der bayerischen Spar-
kassen unter dem Motto: „Von Profis lernen - so machen Sie Ihr
Unternehmen stark!“zeichnete der Sparkassenverband Bayern in
Nürnberg die Sieger des Bayerischen Gründerpreises 2007 aus.

Die Trophäe als beste „Nach-
folge“ erhielt Claus Schuster aus
Erlangen für die Weiterführung
der „defacto Marketing GmbH“.
In der Kategorie „Konzept“ ging
der Preis ebenfalls nach Erlan-
gen, an die Firma „Ara-Coa-
tings“ für die Entwicklung neuer
Techniken der Farbherstellung.
Als bestes „StartUp“-Unterneh-
men wurde die Blue Cell Net-
works GmbH aus Bamberg vor-
gestellt. Das junge Unternehmen
hat ein neuartiges drahtloses
Kommunikationssystem für Mes-
sebesucher entwickelt. Der Preis
in der Kategorie Aufsteiger ging
an die „AXIS Engineering
GmbH“ aus München. Der tech-
nische Dienstleister realisiert
Technologie- und Management-
projekte in den Bereichen Auto-

motive, Sondermaschinenbau,
Telekomunikation, Luft- und
Raumfahrt sowie Medizin. In
der Kategorie „Lebenswerk“
wurde der Fürther Unternehmer
Heinz Bruder, BRUDER Spiel-
waren GmbH + Co. KG für die
langjährige erfolgreiche Unter-
nehmensführung eines mittel-
ständischen Produktionsbetriebs
geehrt. 

6.000 bis 8.000 neue Jobs

2006 haben die bayerischen
Sparkassen für rund 1.700 Exi-
stenzgründungen insgesamt 160
Mio. Euro an Gründungsdarle-
hen ausgereicht, so Vizepräsi-
dent Rudolf Faltermeier. Da mit
einer Errichtung eines Unterneh-
mens durchschnittlich drei bis

vier Arbeitsplätze geschaffen
werden, ermöglichten die Initia-
tiven der Gründer sowie die Kre-
dite der Sparkassen etwa 6.000
bis 8.000 neue Jobs. 

Die bayerischen Sparkassen
vergaben 2006 an Unternehmen
und Selbstständige neue Darle-
henszusagen für mittel- und län-
gerfristige Finanzierungen im
Volumen von 6,2 Mrd. Euro.
Die von den bayerischen Spar-
kassen durchgeleiteten Förder-
kredite der LfA Förderbank er-
höhten sich 2006 sowohl beim
Volumen als auch bei den Stück-
zahlen und zwar von 294,8 Mio.
Euro auf 355,3 Mio. Euro (plus
60,5 Mio. Euro oder 20,5 %)
bzw. von 2.418 Stück auf 3142
Stück (plus 724 Stück oder
29,9 %). Mit einem volumen-
mäßigen Marktanteil von 39,5 %
behielten die Sparkassen die
Marktführerschaft. 

Der Bayerische Gründerpreis
entstand aus dem 1997 ins Leben
gerufenen StartUp-Wettbewerb
für Existenzgründer. „Nicht die
Konzeption allein entscheidet.
Auch Wachstum, Aufstieg und
Nachfolge wollen im ökonomi-
schen Leben gut organisiert
sein.“, so Rudolf Faltermeier.
Deshalb sei aus dem „StartUp“-
Gedanken der ersten Stunde ein
umfassender, praxisorientierter
Unternehmerpreis entwickelt
worden. Neu hinzugekommen sei
außerdem eine Unternehmerkon-
ferenz als Plattform für Wissen
und Erfahrung.

Die Bundessieger des Deut-
schen Gründerpreises werden am
19. Juni 2007 in Berlin geehrt.

Vorstellung der Sieger (v. l.): Vizepräsident Rudolf Faltermeier,
Sparkassenverband Bayern; Rainer Rother, Blue Cell (StartUp);
Claus Schuster, defacto (Nachfolger); Dr. Ralph Domnick, Ara-
Coatings (Konzept); Amir Roughani, AXIS (Aufsteiger) und
Heinz Bruder, BRUDER Spielwaren („Lebenswerk“).



AUS DER S-FINANZGRUPPE12 GZ07. 06. 2007

Bayerische Landessiedlung GmbH

KOMPETENTE
Dienstleistungen für Kommunen

Franken: Herr Grauer Tel. 0911/ 23 20 929
Herr von Imhoff Tel. 0911/ 23 20 920

Oberbayern
und Schwaben: Herr Danninger Tel. 089 / 23 87-0
Niederbayern
und Oberpfalz: Herr Müllner Tel. 0941/ 78 00 116
Regional- und
Standortentwicklung: Herr Streng Tel. 0921/ 78 42-0

Ihre Ansprechpartner:

Gemeinsam
Werte schaffen

Wussten Sie eigentlich, dass bei der BLS
unter anderem Stadtplaner, Architekten,
Landschaftsplaner, Agraringenieure und
Immobilienkaufleute tätig sind? Dieses
kompetente Team bietet Ihnen umfassende
Dienstleistungen �aus einer Hand�!

Regional- und
Standortentwicklung
Immobilienentwicklung
Wohnungsbau /
Einheimischen-Modelle

Kreissparkasse München Starnberg und BayernLB:

Workshop zu
geothermalen Projekten
München - Die hydrothermale Geothermie, also die Gewin-
nung von Energie und Wärme durch extrem heißes, aus
großen Tiefen gefördertes Wasser, gewinnt in Südbayern zu-
nehmend an Bedeutung. Das deutschlandweit größte geother-
male Projekt befindet sich derzeit in Unterhaching.  Die Kreis-
sparkasse München Starnberg und die BayernLB, die das Ge-
othermieprojekt in Unterhaching mit finanziert haben, infor-
mierten mit einem Workshop am 10. Mai 2007 Kommunen
und kommunalnahe Unternehmen über diese wirtschaftlich
interessante und umweltverträgliche Möglichkeit der Energie-
gewinnung und deren Finanzierung.

Den Besonderheiten von Geo-
thermieprojekten und den spe-
ziellen Finanzierungsbedürf-
nissen kommunaler Kunden
haben die Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg und die Bay-
ernLB Rechnung getragen und
auf die verschiedenen Geother-
mieprojektphasen zugeschnit-
tene Finanzierungsalternativen
konzipiert.

Diese Finanzierungsmöglich-
keiten sowie die Chancen und Ri-
siken derartiger Großprojekte
wurden im Rahmen des Work-
shops vorgestellt und erläutert.
Praxisberichte verschiedener Ge-
meinden mit Geothermieprojek-

ten rundeten den Workshop ab.
Mit der regen Beteiligung an

diesem bayernweit einzigarti-
gen Workshop waren gleicher-
maßen die geladenen Bürger-
meister und Kämmerer sowie
Organisatoren sehr zufrieden. In
seiner Eröffnungsrede wies Dir.
Walter Fichtel auf die große
Chance der Geothermie in Bay-
ern hin und stellte die Kreis-
sparkasse München Starnberg
und BayernLB als zukunftsori-
entierte und kompetente Kredit-
institute dar. „Wir engagieren
uns für unsere Region, die Bür-
ger in der Region und für die
Kommunen“, so Fichtel.

Dr. Johann Keller (3. v. l.), Finanzfachmann beim Bayerischen
Gemeindetag, referierte beim Kommunalforum der Sparkasse
Coburg-Lichtenfels. Namens der Sparkasse dankten (v. l.) die
Vorstände Roland Vogel und Siegfried Wölki, Kommunalkun-
denbetreuer Erwin Wolfram, Außenhandelsexperte Thomas
Werthmann und Vorstandsmitglied Dr. Martin Faber.

Von links: Peter Markert, Bernhard Loderer, Simone Hold, 
Rita Smischek, Wolfgang Meier und Bruno Werzinger.

3. Kommunalforum der Sparkasse Mittelfranken-Süd:

Innenstädte vom
Aussterben bedroht? 

Schwerpunkt des 3. Kommunalforums der Sparkasse Mittel-
franken-Süd war die Entwicklung der Innenstädte mit den damit
verbundenen Konsequenzen für die Kommunen. Eingeladen wa-
ren Landräte, Bürgermeister, Kämmerer und sonstige Funkti-
onsträger der Städte und Gemeinden aus der Stadt Schwabach,
dem Landkreis Roth und dem Altlandkreis Weißenburg .

Zunächst referierte Dipl.-Ing.
Peter Markert, Landschaftsarchi-
tekt und Stadtplaner, zum Thema
„Demographischer Wandel und
Innenentwicklung“. Dabei warf
er einen Blick auf den Land-
kreis Roth, die Stadt Schwa-
bach und den Altlandkreis
Weißenburg. Auch hier sind be-
reits jetzt deutlich erkennbare
Veränderungen zu spüren.

Unter Berücksichtigung der
sozialen und ökonomischen
Aspekte wurden veränderte An-
forderungen aufgezeigt, die in
die Frage mündeten: Was kön-
nen Bürgermeister und Stadtpla-
nung zur Stärkung der Kommu-
ne leisten? Was kann beispiels-
weise getan werden, wenn die
Bevölkerung sich rückläufig ent-
wickelt, die Geburtenrate sinkt
und damit eine Zunahme der
Ein- und Zwei-Personenhaushal-
te erfolgt? 

Peter Markert rief alle Verant-
wortlichen auf, jetzt zu handeln
und unter Einbeziehung der Be-
völkerung alles zu unternehmen,
damit Fehlentwicklungen ver-
mieden werden.

Im Anschluss daran präsen-
tierte Simone Hold von der Re-
gierung von Mittelfranken das
Modellprojekt „Leben findet In-
nenstadt“. Initiiert vom Bayeri-
schen Innenministerium und
durch den Sparkassenverband
Bayern unterstützt, wurden zehn
bayerische Städte und Gemein-
den ausgewählt, die sich für das
Projekt beworben hatten. Bam-
berg, Erlangen, Fürstenfeld-
bruck, Forchheim, Kaufbeu-
ren, Langquaid, Neunburg vorm
Wald, Passau und Wunsiedel
sind dabei die „Pilotgemeinden“.

Hier wurden Innenstadtgebiete
ausgewählt und darauf aufbau-
end Maßnahmen festgelegt um
diese Gebiete attraktiver zu ge-
stalten. Im Rahmen einer öffent-
lich-privaten Partnerschaft sollen
sich dabei Immobilieneigentü-
mer, Unternehmer und Bewoh-
ner aktiv an der Strukturverbesse-
rung und Aufwertung des jeweili-
gen Projektgebietes beteiligen.
Ziel ist es, beispielhafte und inno-
vative Ideen zur Standortstärkung
zu entwickeln und dabei insbe-
sondere private Aktivitäten und
Investitionen anzustoßen. Nach
Abschluss des Projektes liegen si-
cherlich viele Denkanstöße vor,
die auch in anderen Gemeinden
umgesetzt werden können.

Wohnraumförderung

In einem weiteren Referat stell-
ten Wolfgang Meier und Bern-
hard Loderer von der Bayern La-
bo die Wohnraumförderung des
Freistaates Bayern vor. Spezielle
Programme bezogen auf die
Wohnraumförderung für eigene
und vermietete Objekte bzw. Zu-
schüsse für altersgerechtes Woh-
nen zeigten sehr interessante und
attraktive Möglichkeiten für Pri-
vatpersonen auf. Hier besteht
noch Informationsbedarf für die
breite Öffentlichkeit, denn vielen
sind diese Fördermöglichkeiten
bisher nicht bekannt.

In seinem Schlusswort kam
der Kommunalkundenbetreuer
der Sparkasse Mittelfranken-
Süd, Bruno Werzinger, zu der
Erkenntnis, dass künftig keine
Einzelmaßnahmen initiiert, son-
dern Gesamtkonzepte unter Ein-
beziehung aller, vor allem der

1. Kommunal-Forum der Sparkasse Coburg-Lichtenfels:

Entwicklung am
Kapitalmarkt

Lichtenfels. Die Auswirkungen der Unternehmenssteuerreform
und die Entwicklung am Kapitalmarkt standen im Mittelpunkt
des 1. Kommunal-Forums der Sparkasse Coburg-Lichtenfels.
Teilnehmer waren die kommunalen Behördenleiter und Käm-
merer fast aller Kommunen der Region. 

Sparkassendirektor Siegfried
Wölki hob zur Eröffnung des
Kommunalforums die tiefe Ver-
wurzelung der Sparkasse in ihrer
Heimatregion, sowohl als Finanz-
partner und Kreditgeber wie auch
als Steuerzahler, Arbeitgeber und
Förderer hervor. Aus der bedeut-
samen Kundengruppe der Kom-
munen betreue man 300 Mio. Eu-
ro an Anlagen und Krediten.
Dank der Fusion habe man mit
Erwin Wolfram sogar einen sehr
erfahrenen Berater für kommuna-
le Kunden installieren können.
Dadurch könne die Sparkasse
speziell auf Kommunen ausge-
richtete Anlage- und Finanzie-
rungsformen oder auch Dienstlei-
stungen wie Baulanderschließung
kompetent vor Ort anbieten bzw.
vermitteln.

In seinem Grußwort lobte der
Lichtenfelser Landrat Reinhard
Leutner, stv. Verwaltungsratsvor-
sitzender der Sparkasse, die gute
Zusammenarbeit zwischen den
seit 2005 zusammengeschlosse-
nen Partnern aus Coburg und
Lichtenfels.

Kommunalfinanzen

Großes Interesse fand der
Vortrag von Finanzreferent Dr.
Johann Keller vom Bayerischen
Gemeindetag über die „Ent-
wicklung der Kommunalfinan-
zen im Licht der geplanten Un-
ternehmenssteuerreform“. Sie
solle am 1. Januar 2008 in Kraft
treten und die Gesamtbelastung
von Kapitalgesellschaften von
derzeit 38,65 auf knapp unter 30
Prozent senken. Politisches Ziel
sei, deutsche Unternehmen und
den Standort international wett-
bewerbsfähiger zu machen. Das
prognostizierte Entlastungsvo-
lumen sieht Dr. Keller mit fünf
Mrd. Euro eher optimistisch 
angesetzt. Im Gegensatz zu 
den offiziellen Verlautbarungen,
wonach alleine Bund und Län-
der hiervon betroffen seien,
rechnet er sehr wohl mit Min-
dereinnahmen auch in den kom-
munalen Kassen.

Unterschiedliche Steuerkraft

Die Gewerbesteuer könne
künftig zwar nicht mehr als Be-
triebsausgabe angesetzt werden,
dafür aber bei Personengesell-
schaften umfangreicher mit der
Einkommensteuer verrechnet
werden. Im Gegenzug seien aber
wohl auch attraktive Freibeträge
bei den Berechnungsgrundlagen
zu erwarten.

Der Finanzfachmann des Ge-
meindetags zeigte an Hand von
Beispielen die riesigen Unter-
schiede in der Steuerkraft der

Kommunen auf. Er plädierte
dafür, die Verteilungsgerechtig-
keit untereinander durch den sog.
„Finanzausgleich“ weiter zu stär-
ken, damit auch die schwächer
mit Steuermitteln ausgestatteten
Gemeinden ihre Aufgaben eini-
germaßen vergleichbar erfüllen
könnten. Andererseits mahnte er,
mit einer zuweilen spürbar ver-
besserten Einnahmesituation ver-
antwortungsvoll umzugehen, in-
dem man möglichst auch hohe
Verschuldungen abbaue, um so
wieder Handlungsspielräume zu
gewinnen.

Zinsderivate

Thomas Werthmann, Experte
für Auslandsgeschäfte bei der
Sparkasse, gab einen Überblick
über die Absicherung von Zinsri-
siken durch Zinsderivate. Mit
Cap, Zinsswap und Doppelswap
stellte er Absicherungsinstrumen-
te vor, die bis auf 30 Jahre ausge-
legt werden können.

Dr. Jürgen Pfister, Chefvolks-
wirt der BayernLB, beleuchtete
faktenreich die aktuelle Ent-
wicklung auf den Kapitalmärk-
ten. Auf Grund der lang anhal-
tenden Dynamik der Weltwirt-
schaft erwartet er sehr gute
Chancen auf einen lang anhal-
tenden Aufschwung, wobei Risi-
kofaktoren wie Kriege, der Öl-
preis und langfristig auch der
Klimawandel als Risikofaktoren
nicht außer Acht zu lassen seien. 

Die sowohl in etablierten wie
in aufstrebenden Industrieländern
nur noch moderat steigenden
Preise sieht er als notwendige
Voraussetzung für ein langfristig
niedriges Zinsniveau. Sein Insti-
tut geht für die nächsten zwölf
Monate am Kapitalmarkt von ei-
nem leichten Zinsanstieg von der-
zeit etwas über vier auf nicht über
fünf Prozent aus. Dabei werde die
Zinskurve zwischen dreimonati-
gen und zehnjährigen Laufzeiten
wohl flach bleiben.

Aktienmarkt

Auf Grund des anhaltenden
Leistungsbilanzdefizits von 800
Mrd. Dollar erwartet der Experte
eine in Wellen verlaufende wei-
tere Abschwächung der US-
Währung gegenüber dem Euro.
Die seit vier Jahren anhaltende
Aufwärtstendenz auf dem Akti-
enmarkt bewertet der Chefvolks-
wirt als intakt. Denn DAX-Papie-
re seien mit einem in diesem Zeit-
raum stabilen Kurs-Gewinn-Ver-
hältnis von zwölf immer noch re-
lativ billig. Zum Vergleich: Beim
DAX-Höchststand von 8.100
Punkten im Jahr 2000 hatte dieser
Wert bei 30 gelegen.

Bürger, entwickelt werden müs-
sen, damit künftig das optimale
Wohnumfeld geschaffen wird um
Standorte zu erhalten, denn jeder
lebt, wohnt und arbeitet gerne in
einer attraktiven Umgebung. Er
wird auf die Kommunen, die es
wünschen, zugehen und erörtern,
welche Einzelmaßnahmen ge-
schnürt zu einem Gesamtpaket
dazu beitragen können das Ziel ei-
nes optimalen Wohnumfeldes zu
erreichen.

BayernLB:

Mehrheitliche Beteiligung an Hypo
Alpe-Adria-Bank International AG 
Klagenfurt /München - Die Bayerische Landesbank (Bayern-
LB) mit Sitz in München erwirbt 50 Prozent plus eine Aktie an
der österreichischen Hypo Alpe-Adria-Bank International AG.
Die Kärntner Landes- und Hypothekenbank-Holding wird ih-
re Anteile an der Bank von derzeit 44,91 Prozent auf rund 20
Prozent reduzieren. 

Die Hypo Alpe Adria Mitar-
beiter Privatstiftung behält rund
3 Prozent ihrer bislang 4,55 Pro-
zent. Die Berlin & Co. Capital
S.a.r.l., die als Vermögensver-
walter im Auftrag von deutschen
und österreichischen Investoren
im Zuge einer Kapitalerhöhung
zunächst 9,09 Prozent der Antei-
le erworben hatte und, wie im
letzten Jahr vereinbart, auf 25
Prozent aufstockt, wird ihre Be-
teiligung auf ca. 1 Prozent zu-
rückführen und damit den mehr-
heitlichen Einstieg der Bayern-
LB unterstützen.

Die Grazer Wechselseitige
Versicherung AG (GraWe) be-
hält rund 26 Prozent an der Hypo
Alpe-Adria-Bank-International
AG. Der Kaufpreis beträgt 1,625
Milliarden Euro für 50 Prozent
plus eine Aktie. Zusätzlich wird
an die Altaktionäre eine Sonder-
dividende von rund 50 Millionen
Euro ausgezahlt. 

Die Aufteilung erfolgt folgen-
dermaßen: Die Kärntner Landes-
holding erhält 23,525 Millionen
Euro, die GraWe-Gruppe 21,715
Millionen Euro, Berlin & Co. so-
wie die Hypo Alpe Adria Mitar-
beiter Privatstiftung je 2,38 Mil-
lionen Euro.

Die Hypo Group Alpe Adria
wird als Tochtergesellschaft der
BayernLB mit eigenem Markt-
auftritt und Firmensitz in Kla-
genfurt geführt werden. Dr. Tilo
Berlin, bislang Vorstandsvorsit-
zender von Berlin & Co. AG,
wird -wie geplant- mit Wirkung
zum 1. Juni 2007 den Vorstands-
vorsitz der Hypo Alpe-Adria-
Bank International AG überneh-
men. Nach den bisherigen Pla-
nungen ist vorgesehen, dass vier
Vertreter der BayernLB in den
Aufsichtsrat einziehen werden.

win-win-Situation

Werner Schmidt, Vorstandsvor-
sitzender der BayernLB betont:
„Mit dieser Mehrheitsbeteiligung
schaffen wir die Voraussetzungen
für eine einmalige win-win-Situa-
tion für alle Beteiligten. Mit der
BayernLB steht der Hypo Group
Alpe Adria zukünftig ein starker
Partner zur Seite, der zudem in
der Mitte Europas über eine her-
ausragende Marktstellung ver-
fügt. Für die Bayern LB wieder-
um erschließen wir ein großes
Potential in wesentlichen Zu-
kunftsmärkten und im Retailge-
schäft. Die BayernLB ist ein stra-
tegischer Investor, der mit seiner
Kapitalstärke und seinem Know-
how die Hypo Group Alpe Adria
langfristig zu einem führenden
Finanzdienstleister in Mittel- und
Südosteuropa ausbauen will. Ein
starker Bankenplayer für die
Wachstumsregionen Europas ent-
steht“.
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Drosseln Sie Ihre
Energiekosten!
Mit LBS-Bausparen.

Sparkassen-Finanzgruppe

www.lbs-bayern.de

Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.

Jetzt modernisieren
und Zuschuss der KfW
bis 8.750 Euro* sichern!

*) Zuschuss der KfW-Förderbank im Rahmen des CO2-Gebäudesanierungsprogramms, der an konkrete Fördervoraussetzungen geknüpft ist.
Es besteht kein Rechtsanspruch.

Energiesparen mit LBS-Bausparen!
Den Anstieg der Energiepreise können Sie nicht aufhalten. Die Höhe Ihres eigenen Energieverbrauchs haben Sie
dagegen selbst in der Hand. Bringen Sie deshalb Ihre Immobilie energetisch auf Vordermann! Durch die passenden
Modernisierungsmaßnahmen können Sie Ihre Heizkosten um bis zu 50% senken. Ein LBS-Bausparvertrag oder
eine LBS-Sofortfinanzierung machen’s möglich. Das Schöne daran ist: Nicht nur Ihr Geldbeutel freut sich darüber,
sondern auch die Umwelt.
Sprechen Sie jetzt mit Ihrem Berater in den LBS- oder Sparkassen-Geschäftsstellen.

Finanzierung der
Gemeindeausgaben

Eine Gemeinde kann die erforderlichen Ausgaben nur be-
streiten, wenn ihr entsprechende Einnahmen zur Verfügung
stehen. Für die Erzielung dieser Einnahmen kommen unter-
schiedliche Handhabungen in Frage. Immer wieder gibt es
aber einzelne, die der Auffassung sind, sie würden im Ver-
hältnis zu anderen unverhältnismäßig belastet. 

Bei dieser Ausgangslage hat sich der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof im Beschluss vom 1.2.2007 - 4 ZB 06.2567 -
mit der Frage befasst, ob ein Grundstückseigentümer gegen die
Anhebung des Hebesatzes für die Grundsteuer B vorgehen
kann. Er war der Auffassung, die in der Gemeindeordnung vor-
geschriebene Rangfolge der Einnahmebeschaffung wäre nicht
beachtet worden.

Die gesetzlich festgelegte Rangfolge der Deckungsmittel
geht von dem Grundsatz aus, dass derjenige, der eine kommu-
nale Leistung in Anspruch nimmt oder eine kommunale Ein-
richtung benutzt, die entstehenden Kosten in vertretbarem
Umfang tragen soll. Die Regelung soll zugleich der Entwick-
lung entgegenwirken, auf angemessene Gegenleistungen zu
verzichten und den Aufwand für die dem einzelnen besonders
zugute kommenden Leistungen aus allgemeinen Deckungs-
mitteln zu bestreiten. Dabei handelt es sich um zwingendes
Recht und nicht bloß um einen Programmsatz. Allerdings folgt
aus dieser rechtlichen Qualifizierung nicht, dass der einzelne
Bürger sich unmittelbar auf eine Verletzung dieser Vorschrift
berufen kann. 
Die gegenüber der Allgemeinheit bestehende Verpflichtung der
Gemeinden, bei der Erhebung kommunaler Steuern die Rang-
folge der Deckungsmittel zu beachten, verleiht dem einzelnen
Bürger kein individuelles, einklagbares Recht auf Einhaltung
dieses Grundsatzes. Dies folgt daraus, dass die Gemeinde ei-
genverantwortlich darüber zu entscheiden hat, in welchem Aus-
maß und in welcher Höhe die speziellen Entgelte im Rahmen
des wirtschaftlich Gebotenen und Sozialvertretbaren festzuset-
zen sind. Es ist jeder einzelnen Gemeinde im Rahmen ihrer Fi-
nanzautonomie überlassen, inwieweit sie in dem ihr durch die
Haushaltsgrundsätze gesteckten äußersten rechtlichen Rahmen
von den Einnahmequellen Gebrauch macht.
In diese eigenverantwortliche Entscheidung der Gemeinde wür-
de eingegriffen, wenn dem einzelnen Gemeindebürger das
Recht eingeräumt würde, seine subjektiven Vorstellungen, die
sich je nach Betroffenheit von den Ansichten anderer Gemein-
debürger unterscheiden dürften, einzuklagen. So ist es auch ei-
nem Gericht verwehrt, die im Ermessen der Gemeinde liegende
Entscheidung durch eine eigene zu ersetzen. Dr. O.

Die bayerischen Sparkassen und Kooperationspartner
T-Mobile haben eine Vertriebsinititative im Jugendmarkt gestar-
tet. Im Rahmen einer Roadshow in der Sparkassenakademie Bay-
ern wurde das „Speedy-Konto“ als Bündelprodukt vorgestellt und
in den landesweiten Vertrieb genommen. Die Ergebnisse der Pilot-
sparkasse Dachau mit 1250 Konto-Neu-Eröffnungen in sieben
Monaten (plus 300 %) überzeugte die Vertriebs-Spezialisten. Das
Kernangebot Speedy besteht aus einem kostenlosen, mitwachsen-
den Jugendgirokonto, einem kostenlosen Marken-Handy, einer
Prepaid-Karte mit 5 Euro Startguthaben und dem dazugehörigen
Tarif Xtra SMS Friends des Kooperationspartners T-Mobile. Un-
ser Bild zeigt v. l.: Maskottchen „Speedy“; Hermann Krenn, Mit-
glied des Vorstandes Sparkasse Dachau; Ilona Wayand, Key Ac-
count manager T-Mobile Deutschland; Michaela Wintermayr-
Greck, Leiterin Medialer Vertrieb Sparkasse Dachau; Günther
Tittel, Sparkassenverband Bayern, Direktor des Geschäftsbereichs
Sparkassengeschäft.

Bürgschaftsbank Bayern GmbH:

Schlüssel zum Erhalt
von Fremdkapital

Die Bürgschaftsbank Bayern GmbH stellt einen „entscheidenden
Schlüssel zum Erhalt von Fremdkapital für die Betriebe des ge-
werblichen Mittelstands“ dar, wie der Verwaltungsratsvorsitzen-
de, Heinrich Traublinger, MdL, bei der Vorstellung der Bürg-
schaftsbank vor der Presse in München betonte.

Die Bürgschaftsbank Bayern
nahm zum 1. April 2007 ihre Ge-
schäftstätigkeit auf. Sie entstand
aus dem Zusammenschluss der
Kreditgarantiegemeinschaften
des Handels, des Handwerks, des
Hotel- und Gaststättengewerbes
sowie des Gartenbaues in Bayern.
Die Bürgschaftsbank übernimmt
Ausfallbürgschaften für Kredite
an kleinere und mittlere Unter-
nehmen aus den oben genannten
Branchen. Sie startet mit rund
1.500 Kreditengagements und ei-
nem Bürgschaftsvolumen von ca.
200 Mio. Euro, das für Kredite
von über 300 Mio. Euro steht.

Was ist förderfähig?

Die Bürgschaftsbank kann das
Risiko für Kredite in Form von
Bürgschaften bis zu 80 Prozent
des Kreditbetrages und bis zu ei-
nem Höchstbetrag von 1 Mio. Eu-
ro übernehmen. Förderfähig sind
grundsätzlich alle wirtschaftlich
sinnvollen Vorhaben, seien es
Existenzgründungen, Wachs-
tumsfinanzierungen oder die Be-
reitstellung von Betriebsmitteln.
Der Sprecher der Geschäfts-
führung der Bürgschaftsbank
Bayern Hartmut Kahlich: „Ent-
scheidend ist, dass die finanzie-
rende Bank oder Sparkasse einen
Bürgschaftsantrag stellt und damit
die Finanzierung durch Einsatz
unserer Bürgschaft ermöglicht.“

Die Gründung der Bürgschafts-
bank schaffe angesichts der Ent-
wicklung auf dem Kapitalmarkt
und des Konzentrationsprozesses
in der deutschen Bankenland-
schaft größere Handlungsmög-

lichkeiten, so Traublinger. Durch
die Veränderungen der Rahmen-
bedingungen im Kreditwesen in
den vergangenen Jahren verlan-
ge auch die Hilfe zur Selbsthilfe
für kleinere und mittlere Betrie-
be nach größeren Einheiten. Zu-
dem ergäben sich durch den Zu-
sammenschluss Synergien in der
Verwaltung und damit auch bei
der Bearbeitung der Bürg-
schaftsanträge.

Bildung von Eigenkapital

Der Verwaltungsratsvorsit-
zende machte deutlich, dass
auch die Politik dafür sorgen
müsse, dass die geringe Eigen-
kapitalquote mittelständischer
Betriebe steige. Traublinger:
„Dem mittelständischen Unter-
nehmer muss von seinem er-
wirtschafteten Umsatz genug
bleiben, um weiteres Eigenkapi-
tal bilden zu können!“ So müss-
ten beispielsweise bei der ge-
planten Unternehmenssteuerre-
form im Sinne des gewerbli-

Empfehlenswerte Publikation:

„Betriebswirtschaftslehre
für Städte und Gemeinden“

Von Verwaltungsamtsrat Armin Thoma,
Bayerischer Landkreistag

Das Buch „Betriebswirtschaftslehre für Städte und Gemeinden“
von Prof. Dr. Thomas Rau, 2007 in 2. Auflage im Münchner Ver-
lag Franz Vahlen erschienen, ist ein umfassendes Lehrbuch zur
Vermittlung des Verständnisses und von Kenntnissen der öffent-
lichen Betriebswirtschaftslehre. Als Nachschlagewerk gehört es
in jedes Regal!

Der inhaltliche Schwerpunkt
des Buches liegt auf Fragen des
öffentlichen Wirtschaftens, in
der strategischen Steuerung von
Kommunalverwaltungen sowie
dem Personalmanagement und
organisatorischen Fragen. Die
aus der Eigenschaft eines öf-
fentlichen Betriebs resultieren-
den Anforderungen eines „mo-
dernen Managements“ gerade
in Kommunalverwaltungen füh-
ren den Leser zur Strategischen
Steuerung und den Instrumen-
ten des Neuen Steuerungsmo-
dells.

Anschauliche Beispiele

Grundsätzliche Zusammen-
hänge werden an Hand zahlrei-
cher Beispiele anschaulich auf-
gezeigt. Innerhalb der Kapitel
Personalmanagement (Personal-
wesen) und Organisation werden
umfassende Informationen von
der Personalbedarfsermittlung
bis zu den Führungsmodel-
len bzw. von der Stellenbil-
dung bis zur Organisationsun-
tersuchung angeboten. Ein Ka-
pitel zur Rechtsform kommuna-
ler Betriebe rundet das anschau-
liche Lehrbuch inhaltlich ab.

Im Ergebnis handelt es sich
bei der Publikation um eine um-

fassende wissenschaftliche Ab-
handlung zu den genannten The-
menfeldern. Wie bereits dem
Vorwort zu entnehmen ist, wur-
de das Rechnungswesen (und
damit auch die Finanzbuchhal-
tung und Kosten- und Leistungs-
rechnung) aus dem Werk ausge-
koppelt und bleibt einem weite-
ren Band vorbehalten. Entspre-
chend dieser Zielsetzung kann
das Lehrbuch zwangsläufig für
die praktische Umstellung der
Buchführung einer Gemeinde
auf die Doppik nur wenig Unter-
stützung bieten.

Anzumerken ist, dass die ent-
haltenen Beispiele in der Regel
aus nordrhein-westfälischen
bzw. norddeutschen Kommu-
nen stammen. Auf aktuelle
bayerische Entwicklungen (zum
Beispiel auch im Haushalts-
recht) bzw. Praxisbeispiele wird
kein Bezug genommen. Ande-
rerseits ist darauf hinzuweisen,
dass die mit der Reform des
kommunalen Haushaltsrechts
angestrebte Veränderung des
kommunalen Wirtschaftens auf
den im Lehrbuch dargestellten
allgemeinen Inhalten beruht
und das grundlegende Verständ-
nis dieser Inhalte ein Erfolgs-
faktor für Veränderungsprojekte
im Rechnungswesen ist.

Kommunaler Hochbau in Oberbayern:

100 Millionen Euro zusätzliches 
Neuaufnahmevolumen

„Ein wichtiger Investitionsimpuls!“ Mit diesen Worten teilte Fi-
nanzminister Kurt Faltlhauser mit, dass den Kommunen in
Oberbayern zur Verwirklichung dringender Bauvorhaben, vor
allem im Schulbereich, ein zusätzliches Neuaufnahmevolumen
in Höhe von 100 Millionen Euro zur Verfügung gestellt wurde. 

Damit kann die Regierung
von Oberbayern den Kommu-
nen in diesem Jahr den vorzeiti-
gen Maßnahmebeginn für kom-
munale Investitionen im Ge-
samtumfang von rund 314 Mil-
lionen Euro bewilligen. 

Die verbesserte Finanzlage
der Kommunen habe, wie Faltl-
hauser anmerkte, zu einem An-
stieg der Investitionsmöglich-
keit und -tätigkeit geführt. Die
Kommunen können aber bei
förderfähigen Bauvorhaben nicht
mit der Baumaßnahme begin-
nen, bevor die Bewilligungs-
behörde zugestimmt hat. 

Fairer Partner

Damit die Kommunen umge-
hend mit den oftmals dringli-
chen Maßnahmen beginnen
können und ein Investitionsstau
vermieden wird, hat Faltlhauser
nun das Neuaufnahmevolumen
deutlich erhöht. „Auch in den
anderen Regierungsbezirken
können alle angemeldeten Vor-
haben bedient werden“, teilte
Faltlhauser mit. Über die Ein-
planung der Fördermaßnahmen
in das Neuaufnahmevolumen
entscheidet zuständigkeitshal-
ber die Regierung von Oberbay-
ern.

„Wir wollen fairer Partner der
Kommunen sein. Meine Auf-

stockungs-Entscheidung stellt
diese Grundeinstellung wieder
unter Beweis“, stellte Faltlhau-
ser fest.

Immobilienfinanzierung DG HYP und MünchenerHyp:

Mögliche Bündelung der Kräfte
Die Vorstände der Deutsche Genossenschafts-Hypotheken-

bank AG (DG HYP) und der Münchener Hypothekenbank eG
(MünchenerHyp) führen Sondierungsgespräche über eine
mögliche Fusion der beiden Institute. Eine entsprechende Ab-
sichtserklärung wurde unterschrieben. In weiteren Gesprächen
sollen Eckpunkte der Ausrichtung und Details der künftigen
strategischen Ausrichtung der neuen Bank definiert und in ei-
ner Grundsatzvereinbarung (Memorandum of Understanding)
festgehalten werden.

chen Mittelstands noch etliche
Nachbesserungen vorgenom-
men werden und bei der Re-
form der Erbschaftsteuer müs-
se auf jeden Fall gewährleistet
werden, dass die kleinen und
mittleren Betriebe ohne finan-
ziellen Substanzverlust in die
nächste Generation übergehen
können.
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Mit dem neuen kompakten Unimog schlägt Mercedes-Benz auf
der IAA Nutzfahrzeuge 2006 in Hannover ein neues Kapitel in
der Geschichte dieser legendären Baureihe auf: Er erweitert
die aktuelle Palette des Unimog nach unten um einen leichten
Geräteträger mit 7,5 t bis 8,5 t zulässigem Gesamtgewicht.

Neuer kompakter Unimog-Geräteträger U 20: Die bewährte
Technik der größeren Geräteträger U 300, U 400 und U 500
verbindet der Mercedes-Benz Unimog U 20 mit niedrigerem
Fahrzeuggewicht, ausgeprägter Wendigkeit ...

Angebote unter
einem Dach

DaimlerChrysler Dienstleistungen auf der
transport logistic in München

Vom 12. bis 15. Juni 2007 präsentiert sich die DaimlerChrysler
AG mit ihren Dienstleistungsangeboten für Nutzfahrzeuge auf
der transport logistic in München. In Halle A6 auf dem Merce-
des-Benz Stand 201/302 kann sich das Fachpublikum darüber
informieren, was den Mercerdes-Benz Lkw noch attraktiver
macht. DaimlerChrysler Services FleetBoard, Mercedes-Benz
CharterWay und DaimlerChrysler Bank, TruckStore und
Mercedes-Benz Profi-Beratung zeigen mit ihren maßgeschnei-
derten Dienstleistungen rund um den Lkw konkrete Verbesse-
rungspotentiale von Wirtschaftlichkeit und Transparenz im
Transportalltag.

Die DaimlerChrysler Servi-
ces FleetBoard GmbH demon-
striert auf der transport logistic
erstmals ihre Telematik-Lösung
für den Daten-Download der 
digitalen Fahrerkarte. „Damit
gehören zeitaufwändiges Ausle-
sen und Zusammenführen der
Fahrerdaten der Vergangenheit
an und alle gesetzlichen Doku-
mentations- und Archivierungs-
pflichten werden erfüllt“, betont
FleetBoard Geschäftsführer Dr.
Ralf Forcher. „Download und
Speicherung der Daten sind in
wenigen Minuten abgeschlos-
sen und die Informationen kön-
nen problemlos visualisiert wer-
den.“ Per Knopfdruck werden
alle Daten der Fahrerkarte an
die Spedition übermittelt, ohne
dass sich Fahrer oder Fahrzeug
in ihrem Transportunternehmen
einfinden müssen.

FleetBoard Rechenzentrum

Nach Abschluss des Down-
loads sind alle Informationen
der Fahrerkarte bis zu 24 Mona-
te im gesicherten FleetBoard
Rechenzentrum gespeichert.
Mit Hilfe von Software zur Da-
tenanzeige stehen Berichte bei-
spielsweise über Verstöße ge-
gen die Lenk- und Ruhezeiten,
über fehlende Downloads oder
Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen zur Verfügung. Von wei-
teren Vorteilen kann der Unter-
nehmer mit der FleetBoard 
Fahrerarbeitszeiterfassung und -
auswertung profitieren. Sowohl
mit angebundenem digitalem
und analogem Tachografen als
auch ohne Tachografen-Anbin-
dung können die Arbeitszeiten
kumuliert und nach zusätzli-
chen Arbeitszeitkategorien er-
fasst werden. Die Fahrer wer-
den auf Basis ihrer Restlenkzei-
ten optimal eingeplant und ihre
Arbeitszeiten an die Lohnab-
rechnungs-Software zur Weiter-
verarbeitung weitergegeben.

Zum ersten Mal präsentiert
FleetBoard live seine Telema-
tik-Dienste für Aufbauten, Trai-

ler oder Anhänger. Am Beispiel
eines Kühlaufliegers auf dem
Mercedes-Benz Messestand
wird die lückenlose Dokumen-
tation und Übermittlung der
Kühltemperaturen und Türöff-
nungszeiten gezeigt. Alarmmel-
dungen per E-Mail oder SMS
verweisen auf Über- oder Un-
terschreitungen der definierten
Soll-Temperatur. Lange Aus-
drucke am Temperaturschreiber
sind nicht mehr erforderlich, da
alle Daten der Kühlkette in
Form von Tabellen und Grafi-
ken dem Auftraggeber nachge-
wiesen werden können.

Auf dem Weg
zu mehr Kosten- und 
Leistungstransparenz

In mehr als 50 Ländern kön-
nen auch Transportunternehmer
mit grenzüberschreitendem Ver-
kehr von der internationalen
FleetBoard Flatrate profitieren.
Die Datenübertragung erfolgt
via GPRS. Der Kunde bezahlt
pro Dienstepaket eine monatli-
che Gebühr, in der alle Dienste-
und Kommunikationsgebühren
enthalten sind. Damit werden
die Kosten für Telematik nicht
nur kalkulierbar, sondern auch
deutlich günstiger. Transportun-
ternehmen erhalten alle Lei-
stungen aus einer Hand.

Fahrer im Tagesgeschäft

Der mobile FleetBoard Dis-
poPilot ist noch leistungsfähi-
ger geworden. Mit der 3D-Na-
vigation im Vollbild-Modus
lassen sich Be- und Entlade-
stellen einfacher finden. Neue
Funktionen wie die elektroni-
sche Unterschrift liefern den
Nachweis für die Warenannah-
me. Ein Novum ist auch der
Soll-Ist-Abgleich für intelli-
gentes Logistik-Management:
Der Fahrer scannt mit dem
Dispo-Pilot jedes Packstück
und erhält so die Information,
ob alle Packstücke abgeladen
wurden oder Pakete fehlen.

Ein Jahr Unimog-Museum im Murgtal:

„Hier lebt die Legende“
Gaggenau. Ein Jahr nach der Eröffnung zieht das Unimog-
Museum im Murgtal positive Bilanz. Über 45.000 Besucher ka-
men in den ersten zwölf Monaten, das sind rund doppelt so vie-
le wie erwartet. Etwa jeder dritte Gast nutzte außerdem den
attraktiven Außen-Parcours und fuhr in einem Unimog mit
über den Museums-Hügel. Wer ein Fahrertraining buchte,
konnte sogar selbst den Parcours meistern. Um den Betrieb des
Museums zu gewährleisten, sind etwa 100 ehrenamtliche Hel-
fer bei Museumsführungen, im Shop, bei der Aufsicht und dem
Fahrer-Außen-Parcours sowie Arbeiten an Bau und Gelände
aktiv.

Am 3. Juni 2007 feierte das
Jubiläum mit einem umfangrei-
chen Rahmenprogramm. Jede
halbe Stunde wurden kosten-
freie Museumsführungen ange-
boten und es gab den ganzen
Tag Vorführungen verschiede-
ner ferngesteuerter Unimogmo-
delle. Fünf Jugend-Musikkapel-
len sorgten für die musikalische
Unterhaltung und eine Bilder-
show zeigte die Höhepunkte des
ersten Jahres.

Die Stunde des Unimog

Das Unimog-Museum finan-
ziert sich ohne öffentliche Zu-
schüsse durch Mitgliedsbeiträ-
ge, Spenden, Sponsoring und
Einnahmen. „Wir als Daimler-
Chrysler AG leisten hier gern
unseren Beitrag“, erklärt Martin
Daum, Leiter des Lkw-Werkes
in Wörth. „Denn hier im Uni-
mog-Museum lebt die Legende.
Seit dem ersten Prototyp im
Jahr 1948 arbeitet sich der un-
verwüstliche Mercedes-Benz
Unimog durch unwegsame Re-
gionen auf der ganzen Welt. Ob
auf dem Bau, in der Land- und
Fortwirtschaft oder in Kommu-
nalbetrieben: Geht es um beson-
dere Leistungen, dann schlägt
die Stunde des Unimog, das
kann man hier in einmaliger Art

und Weise erleben“, so Daum. 
Veranstaltungshighlights im

Unimog-Museum waren in den
letzten zwölf Monaten unter 
anderem die erste große Son-
derausstellung „Feuerwehr“ mit
der Kunstausstellung „MogArt“
von Sylvia Benub, die „Mo-
ped- und Mokickausstellung“ 
in Zusammenarbeit mit dem
Schwarzwälder Moped- und
Roller-Museum e.V. Bad Peter-
stal sowie die „Eisenbahnvor-
führung“ mit den Tischeisen-
bahnfreunden. Im Dezember
2006 präsentierte die Rennfah-
rerin Ellen Lohr im Unimog-
Museum ihr neues Team für die
Rallye Paris-Dakar.

Ein weiterer Höhepunkt war
die offizielle Übergabe der
Skulptur „Red Loops for Roten-
fels“ des Gaggenauer Künstlers
Prof. Eberhard Eckerle im Ok-
tober 2006. Im Beisein von Dr.
Dieter Zetsche, dem Vorstands-
vorsitzenden der DaimlerChrys-
ler AG, sowie rund 200 weite-
ren Förderern und Sponsoren,
wurde die riesige, 6,70 Meter
hohe Plastik direkt vor dem
Museum eingeweiht.

Darüber hinaus konnte sich
das Museum als Veranstaltungs-
ort etablieren. Im Juni wird so-
gar die erste Hochzeitsfeier im
Museum stattfinden.

Ein Jahr Mercedes-Benz Welt in Stuttgart:

Positive Bilanz
Stuttgart. Ein Jahr nach der Eröffnung der Mercedes-Benz Welt
in Stuttgart ziehen sowohl das Mercedes-Benz Museum als auch
das Mercedes-Benz Center eine positive Bilanz des ersten Be-
triebsjahres. Insgesamt rund 940.000 Menschen aus aller Welt
besuchten in den ersten zwölf Monaten das Mercedes- Benz Mu-
seum. In der außergewöhnlichen Verbindung zwischen Nieder-
lassung, Markenwelt und Veranstaltungsort kann auch das
Mercedes-Benz Center auf ein erfolgreiches erstes Jahr zurück-
blicken.

Das weltweit einmalige Kon-
zept mit dem Mercedes-Benz
Museum und dem Mercedes-
Benz Center der Niederlassung
Stuttgart bietet Kunden und Be-
suchern die Möglichkeit, die
faszinierende Geschichte der
Marke Mercedes-Benz von den
Anfängen bis zur aktuellen Pro-
duktpalette zu entdecken und
stellt damit eine einzigartige
Verbindung zwischen Tradition
und Gegenwart dar.

Veranstaltungshighlights in der
Mercedes-Benz Welt waren u. a.
die Weltpremiere der neuen Mer-
cedes-Benz C-Klasse, die Bambi-
Verleihung und die Aktivitäten zur
Fußballweltmeisterschaft. Am 20.
Mai feierte die Mercedes-Benz
Welt das Jubiläum mit einem Tag
der offenen Tür.

Markenplattform

„Wir freuen uns, dass wir mit
dem Mercedes-Benz Museum
bereits mehr als 940.000 Besu-
cher aus aller Welt für die Marke
Mercedes-Benz begeistern konn-
ten“, sagt Michael Bock, Ge-
schäftsführer der Mercedes-Benz
Museum GmbH. „Das Merce-
des-Benz Museum hat sich in
sehr kurzer Zeit als hervorragen-
de Markenplattform etabliert.
Dort können die Besucher den
Mythos und die Faszination der
Marke Mercedes-Benz in einma-
liger Art und Weise erleben.“

Seit der Eröffnung besuchten
über 10.000 Gruppen mit rund
300.000 Teilnehmern das Muse-
um. Außerdem fanden rund 5.500
Führungen statt, an denen fast
80.000 Personen teilnahmen.
Darüber hinaus hat sich das Mer-
cedes-Benz Museum als Top-
Event-Location in Stuttgart eta-
bliert: Im ersten vollen Jahr wur-
den im Museum mehr als 350
Events und Veranstaltungen mit
insgesamt fast 50.000 Gästen
durchgeführt. 

Für das laufende Kalenderjahr
stellt sich die Buchungssituation
für Gruppen, Führungen und
Events ebenfalls wieder sehr po-
sitiv dar. Das Mercedes-Benz
Museum plant mit 800.000 Be-
suchern.

Der nächste Höhepunkt in der
Mercedes-Benz Welt ist die Feier
anlässlich des ersten Geburtsta-
ges. Am 20. Mai fand im Muse-
um, im Center und auf dem ge-
samten Gelände ein Tag der offe-
nen Tür statt. Ab 11 Uhr wurden
die Besucher mit unterschiedli-
chen Attraktionen unterhalten.
Neben einem Frühschoppen
stand ab Mittag ein „Concours
d’Elégance“ auf dem Programm,
an dem zahlreiche Besitzer von

Mercedes-Benz Oldtimern teil-
nahmen. Der Eintritt in das Mer-
cedes-Benz Museum war an die-
sem Tag kostenlos.

Das Mercedes-Benz Center in
Stuttgart hat als fester Bestandteil
der Mercedes-Benz Welt eben-
falls ein hervorragendes Jahr hin-
ter sich. Mit dem Stuttgarter Cen-
ter hat Mercedes-Benz seine Visi-
on vom Autohaus der Zukunft
realisiert. Entstanden ist eine
einmalige Verbindung aus Nie-
derlassung, Veranstaltungs- und
Markenwelt sowie Museum.

Hans-Michael Huber, Direktor
der Mercedes-Benz Niederlas-
sung Stuttgart: „Der erfolgreiche
Start an unserem neuen Standort
ist neben unseren hervorragenden
Produkten natürlich auch darauf
zurück zu führen, dass unser An-
gebot mit dem neuen Mercedes-
Benz Center in Stuttgart für unse-
re Kunden noch attraktiver ge-
worden ist. In der Mercedes-Benz
Welt mit dem Museum bieten wir
eine einzigartige Markenplatt-
form, in der die Faszination der
Marke Mercedes-Benz und unse-
rer Produkte für die Kunden auf
eindrucksvolle Art und Weise er-
lebbar gemacht wird.“

Komplette Produktpalette
auf drei Ebenen

Auf über 9.100 Quadratmetern
verglasten und lichtdurchfluteten
Ausstellungsräumen findet der
Kunde im neuen Center auf drei
Ebenen die komplette Personen-
wagen-Produktpalette von Mer-
cedes-Benz. Speziell gegliederte
Bereiche führen durch einzelne
Baureihen oder inhaltliche The-
mengruppen wie beispielsweise
Cabrios, 4MATIC Allradantrieb-
oder AMG sowie designo-ver-
edelte Fahrzeuge. 

Auf diese Weise können
Kunden und Besucher die
überzeugende Produktvielfalt
der Marke Mercedes-Benz mit
rund 130 Ausstellungsfahrzeu-
gen erleben. An exponierter
Stelle - im Markenturm des
Centers - stellt sich Mercedes-
Benz dem Betrachter mit
wechselnden Ausstellungen zu
Forschungs- und Sicherheits-
themen und Design dar. 

Bis zum 3. August 2007 er-
wartet die Besucher des Centers
in Stuttgart beispielsweise eine
Ausstellung zum Thema Merce-
des-Benz Guard Sonderschutz-
fahrzeuge. Mitarbeiter im Ver-
kauf stehen den Kunden und In-
teressenten zur Beratung zur
Verfügung. Insgesamt sind im
Mercedes-Benz Center rund
130 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter beschäftigt.

24-Stunden-Rennen auf dem Nürburgring:

Erdgas-Polo erfolgreich
bei Vorrennen

Beim diesjährigen ADAC ACAS H&R-Cup hat das Team Chri-
stan Görke mit seinem erdgasbetriebenen VW Polo in der Klas-
se Alternative Antriebe den zweiten Platz erreicht. Der Überra-
schungserfolg zeigte, dass sich Erdgas-Boliden auch gegenüber
einer starken Diesel- Konkurrenz behaupten können. Der er-
folgreich verlaufene Wettbewerb stimmt den Erdgas-Piloten zu-
versichtlich für das 24-Stunden-Rennen auf dem Nürburgring
am 9. und 10. Juni. Auch das Team Christian Eigen geht dort
wieder mit seinem erdgasbetriebenen VW Golf V an den Start. 

Die Spannung steigt, denn am
9. Juni 2007 beginnt das 24-
Stunden-Rennen auf dem Nür-
burgring. Nach der geglückten
Premiere im vergangenen Jahr,
als der VW Golf V des Erdgas
Racing Teams als erstes Erdgas-
fahrzeug in der Geschichte die-
ses Rennwettbewerbs das Ziel
erreichte, wagen sich die Piloten
Christian Görke und Christian
Eigen dieses Jahr gleich mit
zwei Erdgasfahrzeugen in die le-
gendäre „Grüne Hölle“.

Alternative Antriebe

So gehen Christian Eigen und

seine Teamkollegen Julia
Drewes und Timo Frings in der
Klasse Alternative Antriebe
wieder mit einem erdgasbetrie-
benen Golf V an den Start. Chri-
stian Görke tritt mit einem 190
PS starken VW Polo das Ren-
nen an. 

Optimierter Bolide

In seinem Team setzen sich
auch Harald Frings, Dieter
Brandl und Andreas Leue ans
Steuer - allesamt routinierte
Langstreckenfahrer, deren Wis-
sen in die Optimierung der Bo-
liden einfloss. Der VW Golf V

hat einen 2- Liter-TSI-Motor
unter der Haube, der hundert-
prozentig auf Erdgas abge-
stimmt ist und die hohe Klopf-
festigkeit besonders gut nutzt.

230 Stundenkilometer

Mit seinen 240 PS erzielt das
Fahrzeug eine Spitzengeschwin-
digkeit von 230 Stundenkilo-
metern. Der umweltschonende
Kraftstoff gelangt bei beiden
Rennautos aus einem 28-Kilo-
gramm-Tank, der hinter den 
Fahrersitzen untergebracht ist, in
den Verbrennungsraum. Eine
Tankfüllung reicht für etwa acht
Runden auf der 25 Kilometer
langen Nordschleife des Nür-
burgrings. 

Überraschungserfolg

Der VW Polo mit einem auf
Erdgas umgerüsteten 1,8- Liter-
TSI-Motor hat inzwischen zwei
4-Stunden-Rennen erfolgreich
absolviert. Während das Au-
to mit der Startnummer 413 
am 28. April noch als sechstes
von acht die Ziellinie bei der
„38. Adenauer ADAC Rund-

strecken- Trophy“ überfuhr,
konnte das Team Christian Gör-
ke nach weiteren Fahrzeug-Ver-
besserungen am 12. Mai beim
„49. ADAC ACAS H&R-Cup“
schon den zweiten Platz von
neun Startern feiern. „Ange-
sichts der sehr starken Konkur-
renz ein echter Überraschungs-
erfolg“, freute sich Görke. 

Dieselfahrzeuge

Die eigentliche Herausforde-
rung stellten vor allem die Die-
selfahrzeuge mit einem Hub-
raum von über 2,0 Litern dar,
die ebenfalls in der Klasse Al-
ternative Antriebe starteten. Da
gilt es, auch beim Tanken mög-
lichst wenig Zeit zu verlieren.
Görke: „Bei den bisherigen
Testläufen hat dank der vom
Trägerkreis Erdgasfahrzeuge
gesponserten mobilen Tankan-
lage und dem erfahrenen Betan-
kungs-Team von GasCom alles
perfekt geklappt.“

Weitere Informationen zum
Thema Erdgasfahrzeuge un-
ter der telefonischen Infoline
01802 - 234500 (0,06 Euro pro
Gespräch).
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Wachsende Betriebsstundenzahlen
mit zeit- und kostensparenden Arbeits-
kombinationen bestimmen heute den
Alltag bei Kommunen und privaten
Unternehmen. Geradezu prädestiniert für
die anspruchsvollen Aufgaben sind dafür
die stufenlosen Varios von Fendt. Höchste
Vielseitigkeit, niedrige Verbrauchswerte
und lange Wartungsintervalle sorgen für
überragende Wirtschaftlichkeit.
Fendt hat dabei eine einzigartige
Erfahrung aus über 50.000 Maschinen im
weltweiten Einsatz. Profitieren auch Sie
von den Innovationen und Erfahrungen
aus dem Hause Fendt.
Sprechen Sie jetzt mit Ihrem Fendt-
Vertriebspartner.

AGCO GmbH • Fendt-Marketing • 87616 Marktoberdorf
Telefax 08342 / 77684 • www.fendt.com

Fendt Vario –
von 95 bis 360 PS

100 % stufenlos –
100 % wirtschaftlich

Besuchen Sie uns auf der

demopark
Stand: A 124

für Vario 900

Minister Glos besuchte
AGCO-Fendt

Marktoberdorf (sm). Michael Glos, Bundesminister für Wirt-
schaft und Technologie, hat das Unternehmen AGCO-Fendt in
Marktoberdorf besucht. Das rund eineinhalbstündige Besuchs-
programm umfasste die Vorstellung der Marke Fendt und sei-
ner Produktpalette sowie eine kurze Werksführung. 

Die Zukunftsperspektiven sei-
nes Unternehmens bezeichnete
Hermann Merschroth, Sprecher
der Geschäftsführung AGCO-
Fendt als hervorragend. Er ver-
wies auf die Chancen der Bio-
masse als Energieträger und die
enormen Wachstumspotenziale

in den Märkten Osteuropas und
der GUS-Staaten. Dies werde zu
einem schnell wachsenden Be-
darf an leistungsfähigen Trakto-
ren und Erntetechniklösungen
führen. Minister Glos teilte diese
positive Einschätzung und ver-
wies auf die Vorteile der erwei-
terten EU: „Vorbehalte gegen die
gewachsene Europäische Union
sind immer noch weit verbreitet.
Gerade ein Unternehmen wie
Fendt profitiert davon stark“. 

Der Minister erwies sich als
kompetenter Gesprächspartner.
Immerhin war Michael Glos vor
seiner politischen Karriere als
Müllermeister und Landwirt
tätig. Auf seinem landwirtschaft-
lichen Betrieb, den inzwischen
der Sohn bewirtschaftet, laufen
seit Anfang der 70er Jahre
Fendt-Traktoren. Aktuell sind
mehrere Vario-Traktoren im Ein-
satz und ein neuer 820 Vario
wird demnächst ausgeliefert.

Die Eindrücke seines Besuchs
bei AGCO-Fendt fasste der Mi-
nister so zusammen: „Meine ho-
he Anerkennung, für das, was
dieses Unternehmen leistet. Sei-
ne Stärke sind gut ausgebildete,
motivierte Facharbeiter und In-
genieure. Es wird auch in Zu-
kunft an diesen Mitarbeitern lie-
gen, den Erfolg des Unterneh-
mens fortzusetzen.“ 

Minister Glos ist ein Technik-Freak: Mittags saß er im Cockpit
des neuen Mega-Airliners Airbus A 380, abends im Cockpit des
neuen Mega-Traktors Fendt 936 Vario.  Werkfoto: Agco-Fendt

Komplett neu sind die Model-
le der Baureihe Fendt 300 Vario.
Sie leisten zwischen 95 und 125
PS und verfügen jetzt ebenfalls
über das stufenlose Vario-Getrie-
be. Zahlreiche weitere Verbesse-
rungen betreffen beispielsweise
die komfortable Kabine, die
überarbeitete Hydraulik oder das
deutlich erhöhte Tankvolumen.
Mit diesen Neuerungen sind die
300er Varios perfekte Partner für
den kommunalen Einsatz und
überzeugen als kompakte und
leichte Standardtraktoren mit
einfacher Bedienung. Ebenfalls
komplett neu sind die Großtrak-
toren der zwischen 220 und 360
PS starken Baureihe Fendt 900
Vario. Sie sind jetzt auf eine
Höchstgeschwindigkeit von
60km/h ausgelegt. Dazu verfü-
gen sie über ein Fahrwerk, das in
Sachen Fahrsicherheit und -sta-
bilität dank aktiver Stabilitäts-
kontrolle FSC und einzelradge-
federter Vorderachse Maßstäbe
setzt. Die großzügige Kabine ist
ergonomisch und komfortable.
Details wie die Klimaautomatik
und die perfekte Geräuschdäm-
mung sorgen dafür, dass sich der
Fahrer auch nach stundenlangen
Einsätzen wohl fühlt. Verbessert
wurden die Baureihen Fendt 400
Vario (115 bis 155 PS) und Fendt
700 Vario (130 bis 180 PS).
Wichtige Neuerungen sind 
beispielsweise das reduzierte
Geräuschniveau und der deutlich
größere Tankinhalt.

Die bewährten Schmalspur-

schlepper V/F/P der Baureihe
200 (65 bis 95 PS) sind jetzt mit
aktiver Vorderachsfederung er-
hältlich. Diese Innovation er-
möglicht eine bisher in diesem
Schleppersegment unerreichte
Fahrstabilität auch bei schneller
Fahrt auf schlechten Wegen. Mit
einer Baubreite von nur 1.070
mm (Modelle 206 und 207) sind
die 200er als wendige Kletter-
künstler perfekt für kommunale
Pflegeeinsätze beispielsweise in
Grünanlagen oder auf Gehwe-
gen geeignet. Auch die Baureihe
200 S verfügt über eine Kabine,
die in Sachen Ergonomie und
Komfort Maßstäbe setzt.

Perfekt für
kommunale Pflegeeinsätze

„Wir wollen aber nicht nur
perfekte Schlepper für den kom-
munalen Bereich und die Grün-
landpflege anbieten, sondern un-
sere Kunden durch komplette
Lösungen überzeugen. Dazu
gehört ein konsequent auf den
Einsatz abgestimmtes Anbau-
geräteprogramm“, sagt Fritz
Obermaier, Vertriebsleiter Son-
derfahrzeuge bei AGCO-Fendt.
Er betont zudem, dass Schlepper
der Marke Fendt im Vergleich zu
anderen Spezialfahrzeugen be-
sonders universell einsetzbar sei-
en. So biete das Vario-Getriebe
mit seinen zahlreichen Steue-
rungsfunktionen und die Rück-
fahreinrichtung den Nutzern
höchste Anwendungsvorteile.

demopark und demogolf vom 17. bis 19. Juni 2007 in Eisenach:

Treffen der Galabauer, 
Kommunen und Greenkeeper

Der positive Trend ist ungebrochen. „Die demopark 2007 vom
17. bis 19. Juni 2007 in Eisenach wird zum Treffpunkt für Gala-
bauer, Kommunen und Greenkeeper aus ganz Europa werden“
kündigt der Geschäftsführer des VDMA Landtechnik und Ver-
anstalter der demopark, Dr. Bernd Scherer an. 

Auf der demopark wird den
Besuchern das komplette Pro-
gramm von Maschinen für die
Grünflächenpflege, den Land-
schaftsbau und Sportplatzbau
gezeigt. Maschinen für den kom-
munalen Einsatz, für den Platz-
und Wegebau werden vorge-
führt. Auf nochmals erweiterten
Ausstellungs- und Demonstrati-
onsflächen ist das Angebot an

Maschinen größer denn je. Es
werden wieder viele Neuvorstel-
lungen und beachtenswerte Wei-
terentwicklungen der Maschinen
gezeigt. 

Größter Einzelbereich wird
der Produktbereich Mähtechnik
sein, dann folgen Kommunal-
technik, Baumaschinen und Ma-
schinen und Geräte für den Win-
terdienst. Alle Bereiche für die

Zielgruppen GaLaBau, Kom-
munen, Lohnunternehmer und 
Greenkeeper werden komplett
vertreten sein, sodass sich die
Besucher umfassend informie-
ren können.

Internationale Bedeutung

Mit über 50 ausländischen
Ausstellern aus 14 Ländern hat
die demopark ihre internationale
Bedeutung weiter ausgebaut.
Aussteller aus Italien, Niederlan-
de, Dänemark, Österreich, Frank-
reich, Belgien, Schweiz, Finn-
land, Großbritannien, Kroatien,
Slowenien, Schweden, Tschechi-
en und USA sind vertreten. Die
Gesamtfläche von über 250.000
m² ist einmalig in Europa. 

Im Internet können sich die
Besucher über die Homepage

der demopark - www.demo-
park.de - vorab informieren.

Neuheiten-Schau

Auf der demopark werden die
von einer Jury mit Gold- und Sil-
bermedaillen ausgezeichneten
Maschinen und Geräte gezeigt.
Die Aussteller nutzen die Mög-
lichkeit, ihre Neuentwicklungen
im praktischen Einsatz vorzu-
führen. Darunter sind vollkom-
men neu entwickelte Maschinen,
die erstmalig gezeigt werden, al-
so Weltpremiere haben. 

Technische Trends 

Steigerung der Produktivität
und multifunktioneller Einsatz
der Maschinen liegen im Trend,
sowie die Minimierung der Um-
weltbelastungen hinsichtlich der
Geräusche und der Abgase. Op-
timierung der Bedienerführung,
Verbesserung der Ergonomie
und des Komforts sowie die Ver-
einfachung und Verbesserung
der Handhabung und der War-
tung werden von den Herstellern
als wichtige Detailverbesserun-
gen genannt. Technische Ent-
wicklungen, wie Hydraulik-
Steuerelemente, die der Entlas-
tung des Fahrers dienen, hy-
drostatische Antriebe der Ma-
schinen und mechatronische
Funktionsverbesserungen wer-
den auf der demopark gezeigt.
Dabei stehen die Steigerung der
Produktivität und die Kosten-
senkung für den Kunden im Vor-
dergrund.

Anforderungen der
Kunden an die Hersteller

Die wichtigsten Anforderun-
gen der Kunden an die Maschi-
nen ist die Bedienerfreundlich-
keit gefolgt von einem hohen In-
novationsgrad. Neue Maschinen
müssen einen erheblichen zu-
sätzlichen Kundennutzen bieten.
Qualität und Betriebssicherheit
der Arbeitsmaschinen haben ei-
nen hohen Stellenwert. Daneben

erwarten die Kunden ein dichtes
Händler- und Servicenetz und ei-
ne schnelle Verfügbarkeit der ge-
wünschten Maschinen und Gerä-
te. Die Kundenzufriedenheit
steht bei den Herstellern an er-
ster Stelle. Dies gilt für Technik
und Service gleichermaßen.
Aber nicht nur die technische
Ausstattung und Leistung der
Maschine ist kaufentscheidend,
auch der Preis ist ein Thema
beim Verkauf.

Ausstellungsprogramm

Das Ausstellungsprogramm in
Stichworten: Platz- und Land-
schaftspflege, Grünanlagen und
-bau, Platz- und Wegebau, Kom-
postierung, Friedhofstechnik,
Winterdienst, Transport, Gestal-
tungselemente für Außenanla-
gen, Wassertechnik, Hubbühnen,
Pflanzen und Saatgut, Biolo-
gische, chemische Produkte,
Dienstleistungen.

Fentdt auf der Demopark 2007:

21 neue Modelle im
Programm

Marktoberdorf (sm). Seit der letzten „demopark“, Europas
größter Freilandausstellung für Grünflächenpflege und kom-
munale Pflegearbeiten, hat der Schlepperhersteller AGCO-
Fendt sein Angebot grundlegend erweitert und überarbeitet.
Ziel dieser Offensive mit 21 neuen Modellen war es, in den Dis-
ziplinen Qualität, Leistungsfähigkeit, Fahrkomfort und Be-
triebskosten erneut Maßstäbe zu setzen. So erhielten alle Mo-
delle der Baureihen 300, 400, 700, 800 und 900 neue Motoren,
die dank 4-Ventiltechnik, Common-Rail Einspritzsystem und
neuartiger Abgasrückführung jetzt deutlich kräftiger, sparsa-
mer und schadstoffärmer sind.

Parallelveranstaltung demogolf
Parallel zur demopark findet erstmalig die demogolf statt. Ihr

Angebot umfasst alle Bereiche um den Golfplatz für Planer und
Betreiber von Golfplätzen, Golfplatzbauer und Greenkeeper.
Praktische Vorführungen von Pflegemaschinen auf speziellen
Grünflächen werden erstmalig zu sehen sein. Auf einer Grün-
fläche können die Hersteller von Golfplatzpflegemaschinen ihre
Maschinen im praktischen Einsatz vorführen. demopark und de-
mogolf ergänzen sich in idealer Weise. Etwa 70 Aussteller haben
in Ihrem Angebot Golfplatzbedarf, vom Fairway-Mäher über
Projektplanung bis zur Lochfahne. 

Alles was man sich vorstellen kann zur Pflege von Grünanlagen, im Landschaftsbau, in der
Kommunaltechnik ... demopark und demogolf liefern einen umfassenden Überblick. 
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Umweltminister Dr. Werner Schnappauf:

„Bayerwald“ soll so grün 
wie möglich bleiben!

Bei der Vorstellung des Konzepts der Nationalparkverwaltung
für die Aufarbeitung der Windwürfe im niederbayerischen Re-
gen betonte Umweltminister Dr. Werner Schnappauf, der Natio-
nalpark „Bayerischer Wald“ soll so grün wie möglich bleiben.
Schnappauf: „Orkan Kyrill hat in den bayerischen Wäldern
rund 4 Millionen, davon allein im Nationalpark Bayerischer
Wald 160.000 Festmeter Sturmholz geworfen. Jetzt gilt es, die
drohende großflächige Ausbreitung des Borkenkäfers durch ra-
sches Handeln zu begrenzen. Denn oberstes Ziel ist es, den Na-
tionalpark so gesund und grün wie möglich zu erhalten.“ 

Das Konzept dazu wurde von
der Nationalparkverwaltung er-
arbeitet und mit dem Kommuna-
len Nationalparkausschuss abge-
stimmt. „Deutschlands erster
Nationalpark ist weit über die
Grenzen Bayerns hinaus be-
kannt. Seit Grizmeks Zeiten ist
der Schutz des wilden Waldes
zur Herzenssache vieler Men-
schen geworden“, so Schnap-
pauf. Der Entwurf der zu novel-
lierenden Nationalpark-Verord-
nung sieht vor, dass an den Rän-
dern des Nationalparks zum
Schutz der angrenzenden Pri-
vatwälder eine Borkenkäfer-
bekämpfung dauerhaft durchge-
führt wird; in den entlegenen
Hochlagen des Erweiterungsge-
biets außerhalb der Naturzone
bleibt die Bekämpfung noch bis
2027 erlaubt. 

Studien aus der Schweiz

Grundsätzlich ist in Wirt-
schaftswäldern der Windwurf
schnellstmöglich aufzuarbeiten
und das Sturmholz zu entfernen.
Im Naturwald des Nationalparks
dagegen werden von den insge-
samt rund 350 Hektar Wind-
wurffläche im Erweiterungsge-
biet zwei Drittel, rund 240 Hek-
tar, ausgeräumt. Das Konzept
orientiert sich an den neuesten
Erkenntnissen und wissenschaft-
lichen Studien aus der Schweiz.
Während man früher gemeint
hat, dass hauptsächlich große
Wurfflächen die Ausbreitung des
Borkenkäfers begünstigen, ist in-
zwischen erwiesen, dass die
weitaus größere Gefahr von ei-
ner Vielzahl kleiner Würfe und
damit schwer kontrollierbarer

Nester ausgeht. Deshalb setzt die
Nationalparkverwaltung neben
der Aufarbeitung der flächigen
Windwürfe in Tallagen insbe-
sondere auf vollständige Aufar-
beitung der kleinen Nesterwürfe.

„Abkapselung“

Ausnahmen sind fünfflächige
Windwürfe in den abgelegenen
Hochlagen nahe der tschechi-
schen Grenze. Durch das Lie-
genlassen der Bäume kann hier
am besten erreicht werden, das
so schnell wie möglich wieder
ein neuer Wald entsteht. Durch
eine Aufarbeitung würden be-
reits vorhandene Waldverjün-
gung und verjüngungsfördernde
Strukturen zerstört. Diese insge-
samt rund 110 Hektar großen
Gebiete werden zum Schutz des
stehenden Hochlagenwaldes vor
dem Borkenkäfer „abgekapselt“.
Um jede der fünf großen Wind-
wurfflächen in den Bereichen
Lackenberg, Sandl, March, Di-
stelruck und Bärnloch wird ein
mehrere Hundert Meter breiter
Beobachtungsring („cordon sa-
nitaire“) im Stehendholz gezo-
gen und darin der Borkenkäfer
intensiv beobachtet und sofort
bekämpft. 

Diese Vorgehensweise beruht
auf den Erkenntnissen und Vor-
schlägen von Waldbau-Wissen-
schaftlern und Borkenkäfer-Ex-
perten mit dem Ziel, den Wald so
grün wie möglich zu halten. Die
intensive Beobachtung dieser
Hochlagenbereiche garantiert
ein frühzeitiges Entdecken eines
Borkenkäferbefalls; der einzelne
befallene Baum wird gefällt und
geschält bzw. entnommen, um

ein Übergreifen des Käfers auf
stehende Waldbestände zu ver-
hindern.

Die Kraft der Natur

Auch wenn trotz der intensi-
ven Kontrolle eine Borkenkäfer-
Ausbreitung in diesen Gebieten
nicht gänzlich ausgeschlossen
werden kann, sieht die National-
parkverwaltung in der natürli-
chen Waldverjüngung die größe-
ren Vorteile. Dem in der Na-
tionalparkverordnung festgeleg-
ten Ziel der Erhaltung und Er-
neuerung des Hochlagenwaldes
soll so entsprochen werden. Er-
fahrungen in der Naturzone des 
Nationalparks lehren, dass al-
lein durch die Kraft der Natur
mehr als zehn Millionen junge
Bäumchen gesprossen sind. 

Die schnelle Wiederbegrü-
nung wird gerade durch das lie-
gen gelassene Sturmholz geför-

dert: Die durch den Windwurf
entstandenen Rohböden im Be-
reich der aufgeklappten Wurzel-
teller sind ideale „Kinderstuben’’
für junge Bäumchen, sei es für
die in den Hochlagen verbreitete
Fichte oder auch für Laubbäume
wie die Eberesche. Die Wurzel-
teller bieten auch Schutz vor
Erosion und Schneedruck, eine
flächige verjüngungshemmende
Vergrasung wird verhindert und
die herumliegenden Stämme und
dicken Äste halten das Wild fern
und schützen vor Verbiss.

Totholz als Refugium

Verrottet ein am Boden liegen-
der Baumstamm, werden die im
Holz gespeicherten Nährstoffe
mit fortschreitender Zersetzung
langsam freigegeben, was zu ei-
ner Düngung bzw. Mineralisati-
on des Bodens führt. Totholz 
ist Lebensgrundlage und Refugi-
um tausender Arten von Tieren,
Pflanzen, Pilzen und Flechten
und dadurch ein wichtiger Be-
standteil des Ökosystems Wald.
Neben der Verjüngung auf Roh-
böden verjüngt sich die Fichte
auch gerade auf dem liegenden
toten Holz.

Ein starkes Team im Straßenbau: Multicar M 26 mit ATC As-
phalt-Thermo-Container.

Multicar M 26 mit ATC Asphalt-Thermo-Container:

Kompakter
Straßenbaumeister

Ausgerüstet mit dem ATC Asphalt-Thermo-Container wird
der kompakte Geräteträger und Spezialtransporter M 26 Pro-
fiLine aus dem Hause Multicar, Zweigwerk der Hako-Werke
GmbH, zum wendigen Straßenbaumeister. 

Wo die großen Arbeitsfahr-
zeuge mit 5 t und mehr Nutzin-
halt zu überdimensioniert sind,
wird für die „kleinen Aufgaben
zwischendurch“ oftmals zur
guten alten Handarbeit überge-
gangen: Den Asphalt auf die
Pritsche des LKW´s laden,
mühsam mit Schaufeln entladen
und verteilen und anschließend
die Ladefläche aufwändig reini-
gen. Auch bei kleinen Baustel-
len ist mit dieser Arbeitsweise
der Personalaufwand enorm
und die Qualität der Leistung
leidet durch das schnelle Ab-
kühlen der Teermischung.

Richtige Dimensionierung

Mit 1,25 t Inhalt ist der ATC
Asphalt-Thermo-Container auf
dem kompakten Multicar M 26
genau richtig dimensioniert 
für kleine Baustellen, beengte
Raumverhältnisse und Ausbes-
serungsarbeiten an Straßen,
Rad- und Fußwegen.

Das Andocken des Containers
auf dem Rücken des M 26 ist
durch mechanische feuerver-
zinkte Stützen innerhalb weni-
ger Minuten in Einmann-Bedie-
nung vollbracht. Zum Beladen
mit Asphalt werden die großen
4-teiligen Klappen am Deckel
des Containers geöffnet. Auch
niedrige Mischanlagen durch-
fährt der Multicar M 26 so zü-
gig und sicher.

Um den Asphalt auf der ge-

wünschten Verarbeitungstempe-
ratur zu halten, ist der Container
mit zwei separaten Heizkam-
mern ausgestattet, die jeweils
mit einem umweltfreundlichen
Propangasbrenner beheizt wer-
den. Im Boden des V-förmigen
Innenbehälters läuft eine För-
derschnecke, die das Material
nach hinten aus dem Container
transportiert. Über eine drehba-
re V2A-Schurre kann der As-
phalt exakt dosiert und arbeits-
kraftschonend verteilt werden. 

Maximaler Arbeitsdruck

Alle beweglichen Teile sind
in das Hydrauliksystem des 
M 26 eingebunden. Die mobile
3-Kreis-Hydraulik des M 26
ProfiLine bietet mit 90 l/min ei-
nen maximalen Arbeitsdruck
von 200 bar, mit der neben dem
Asphalt-Thermo-Container
auch noch viele weitere An- und
Aufbaugeräte kraftvoll ange-
trieben werden können. Der
Geräteträger ist somit vielseitig
rund ums Jahr einsetzbar.

Das Team Multicar M 26 /
ATC Asphalt-Thermo-Contai-
ner sichert durch die einfache
und arbeitserleichternde Hand-
habung eine schnelle Amortisa-
tion der getätigten Investitio-
nen. Alle Multicar-Baureihen
werden bereits mit Euro 4-Mo-
tor ausgeliefert und schonen so
nicht nur das Budget, sondern
auch die Umwelt.

Erfolgreiche Kooperation
wird fortgesetzt

STADT und RAUM - das neue AREAL auf der FSB

„Wir setzen unsere zur FSB 2005 erfolgreich initiierte Zusam-
menarbeit fort und bauen damit die Themen Freiraum, Stadt-
möblierung, Spielgeräte, Urbanes Design und Stadtgestaltung
im Rahmen der bedeutendsten internationalen Messeplattform
für Sportanlagen, Schwimmbad, Freiraum und Urbanes Design
weiter aus!“ Mit diesen Worten unterzeichneten jetzt Oliver P.
Kuhrt, Geschäftsführer der Koelnmesse GmbH und Rolf von
der Horst, Geschäftsführer der STADT und RAUM Messe und
Medien GmbH, eine neue Kooperationsvereinbarung. 

„Schon 2005 ist es mit der
Sonderschau ,Urbane Räume’
gelungen, so wichtige Besucher-
gruppen wie kommunale Ent-
scheider, Architekten und Land-
schaftsgärtner zur FSB, der In-
ternationalen Fachmesse für
Freiraum, Sport- und Bäderanla-
gen, und zur Sonderschau ,Urba-
ne Räume’ zu locken. Diese in-
haltliche Kompetenz werden wir
in den kommenden Jahren wei-
ter ausbauen,“ betonte Oliver P.
Kuhrt. Rolf von der Horst er-
gänzte: „Die Branche freut sich
über das neue Kommunikations-
und Business-Forum. Das Inter-
esse an dem Thema ‘Stadt und
Raum’ auf der gemeinsamen
Veranstaltung 2007 ist sehr
groß!“

Lebendige Sonderfläche

Eine lebendig gestaltete Son-
derfläche ist eine der drei Säulen
von „STADT und RAUM, das
neue AREAL auf der FSB“. Sie
macht das Thema „Urbane Räu-
me“ erlebbar und präsentiert sich
in weiten Bereichen wie eine
reale städtische Landschaft mit
verschiedenen Akzenten der
Freiraumplanung, Landschafts-
architektur und Spielraumgestal-
tung. Außerdem gibt es weitere
gestaltete Sonderflächen zu ver-
schiedenen Aspekten des vielsei-
tigen Segments. 

Geplant sind unter anderem
„Informations- und Leitsysteme
im urbanen Raum“, „Barrierefrei
planen!“ oder „Sicherheit auf
Spielplätzen“. Zu den aktuellen
Diskussionsfeldern der Branche
werden Foren und Informations-
veranstaltungen eingerichtet. Die
zweite Säule des neuen Veran-
staltungskonzepts ist das Kon-
gress- und Weiterbildungsange-
bot, das aus dem schon 2005
sehr hochwertigen Seminarpro-
gramm zur damaligen Sonder-
schau „Urbane Räume“ hervor-
geht. Damit verbindet „STADT
und RAUM, das neue AREAL
auf der FSB“ Theorie und Praxis
2007 zu einem hochwertigen
Event mit vielen zusätzlichen
Synergien. Dafür sorgen nicht

zuletzt namhafte Verbände und
Institutionen aus Stadtplanung
und Landschaftsarchitektur, die
bereits jetzt ihr Interesse an einer
Zusammenarbeit bekundet ha-
ben und als kompetente Partner
in die Veranstaltungen eingebun-
den werden. 

Last but not least wird der
Deutsche SPIELRAUM-Preis
2007, der renommierteste und
bedeutendste Preis für Spielplät-
ze und Spielräume, in Köln ver-
geben. Die innovativsten und
schönsten Spielareale Deutsch-
lands präsentieren sich jetzt 
im Rahmen der international
führenden Fachmesse FSB vom
31. Oktober bis 2. November
und werden ausgezeichnet.

„Urbi et Orbi“
des Messegeländes

In der FSB-Halle 3.2 platziert,
ist „STADT und RAUM, das
neue AREAL auf der FSB“ di-
rekt an den neuen attraktiven
Südeingang der Koelnmesse
GmbH angebunden. Dieser
schließt den ebenfalls neuen
Messeboulevard, die Flanier-
und Servicemeile des Geländes,
an den auf dem Gelände gelege-
nen Bahnhof Köln Messe /
Deutz an. Damit ist die FSB auf
kürzestem Weg sowohl mit der
Kölner Innenstadt als auch mit
der ganzen Welt verknüpft, sozu-
sagen das „Urbi et Orbi“ des
Kölner Messegeländes. So errei-
chen internationale Gäste in nur
15 Minuten Fahrt vom Flugha-
fen Köln / Bonn den Bahnhof
Köln Messe / Deutz. Von dort
sind es nur wenige Minuten
Fußweg zur FSB. Ebenfalls in
kurzer Zeit per pedes erreichbar
ist die Innenstadt von Köln mit-
samt dem weltberühmten Dom,
die einzigartige citynahe Lage
des viertgrößten Messegeländes
der Welt macht es möglich.

Kurze Wege

Auch zu den räumlich und
zeitlich in unmittelbarer Nach-
barschaft stattfindenden beiden
weiteren erfolgreichen Veran-

staltungen des Kölner Messe-
trios der gesamten Freizeit- und
Wellnessbranche sind die Wege
kurz. Die aquanale, Internationa-
le Fachmesse für Sauna, Pool,
Ambiente findet in Halle 10.1
(ehemals 14.1) sowie in der neu-
en Halle 9 statt und wächst damit
um 15.000 auf 35.000 Quadrat-

meter. Die SOLARIA, Interna-
tionale Fachmesse für Sonnen-
licht-Systeme, belegt die kom-
plette Halle 10.2 (ehemals 14.2).
Beide sind sowohl über den neu
gestalteten Eingang Ost als auch
von der FSB aus über den Mes-
seboulevard und die neue Piazza
bestens erreichbar.

Kernkraftwerk Gundremmingen:

Neues Rettungsfahrzeug
Um den Anforderungen modernster Notfallmedizin gerecht
zu werden, hat das Kernkraftwerk Gundremmingen ein
neues Sanitätsfahrzeug für rund 90.000 Euro in Dienst ge-
stellt. Neben einer optimalen Raumnutzung durch passge-
naue Schränke und fixierbare Stauräume ist das Fahrzeug
mit modernster Rettungstechnik ausgestattet. 

Es verfügt über eine fahrbare Patientenliege auf einem luftge-
federten, verschiebbaren Tragetisch sowie zwei nahe an der Lie-
ge eingebauten Sitzen zur medizinischen und psychologischen
Betreuung der Patienten. Selbstverständlich ist das Fahrzeug so-
wohl mit Klimaanlage als auch mit einer Zusatzheizung ausge-
stattet. Daneben ist das Fahrzeug mit allen notwendigen Einrich-
tungen des modernen Rettungswesens ausgestattet. Dazu zählt
unter anderem ein externer Stromanschluss, eine Sauerstoffver-
sorgung und ein Kühlschrank für wärmeempfindliche Medizin
und Infusionslösungen. Zusätzlich führt das Fahrzeug ein Defi-
brillationsgerät zur Wiederbelebung nach einem Herzstillstand
sowie ein mobiles Absauggerät für die Atemwege mit. 

Jeder Unfall ist ein Unfall zuviel

„Ich hoffe, dass unser neues Rettungsfahrzeug trotz seiner
modernen medizinischen Ausrüstung das bleibt, wofür es ei-
gentlich angeschafft wurde, eine Vorsorgemaßnahme für Fälle,
die hoffentlich nicht eintreffen werden“, meinte Rettungsassi-
stent Harry Grund vom Kernkraftwerk Gundremmingen an-
lässlich der Übergabe des Fahrzeugs. Und die Chancen dafür
stehen gut. Unfallschutz und Arbeitssicherheit werden im
Kernkraftwerk wie auch im Mutterkonzern RWE Power, zu
dem Gundremmingen mehrheitlich gehört, groß geschrieben.

Im Zuge der 2005 aufgelegten Kampagne „Mit neuer Power.
Immer sicher.“ hat RWE Power die Unfallhäufigkeit um rund
40 Prozent auf 3,1 Arbeitsunfälle je eine Million geleisteter Ar-
beitsstunden senken können. Die gewerbliche Wirtschaft in
Deutschland liegt bei einer durchschnittlichen Unfallhäufigkeit
von rund 18 (Stand: 2005). „Arbeitssicherheit fängt in den
Köpfen an. Das müssen wir unseren Mitarbeitern immer wie-
der verdeutlichen“, erklärt Erwin Winkel, Personalvorstand der
RWE Power. „Klar ist: Jeder Unfall ist ein Unfall zuviel!“

Heckabsicherung von Feuerwehrfahrzeugen:

Jakob Kreidl fordert 
Ausnahmeregelung

„Die deutlich sichtbare Heckabsicherung mit Warnleuchten, die
Feuerwehrfahrzeuge im Einsatz verwenden, ist aus Gründen
der Verkehrssicherheit unverzichtbar.“ Das hat heute der Vor-
sitzende des Arbeitskreises für kommunale Fragen und innere
Sicherheit der CSU-Landtagsfraktion, Dr. Jakob Kreidl, betont.
In einem Antrag fordert Kreidl deshalb die Staatsregierung auf,
eine Ausnahmeregelung für Einsatzfahrzeuge der Feuerwehren
zu schaffen, die es diesen gestattet, zur Heckabsicherung ihrer
Fahrzeuge im Einsatz Warnleuchten zu verwenden.

„Mit diesem Antrag unterstüt-
ze ich ausdrücklich die entspre-
chenden Überlegungen, die das
bayerische Innenministerium
bereits angestellt hat.“

Kreidl stellte klar, dass es kei-
nen Beschluss des Bund-Län-
der-Arbeitskreises gebe, die Ver-
wendung der bislang gedulde-
ten Warnleuchten endgültig zu

untersagen. „Entgegen anders
lautenden Meldungen hat sich
der Bund-Länder-Arbeitskreis
nicht auf eine gemeinsame Li-
nie geeinigt. Ich bedauere es
außerordentlich, dass es da-
durch zu einer massiven Verun-
sicherung bei den Feuerwehren
gekommen ist“, sagte der CSU-
Innenpolitiker.
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Starke Leistung: BOKIMOBIL von Kiefer.

BOKI auf der Demopark
Kommunalfahrzeuge für den Ganzjahreseinsatz präsentiert die
Kiefer GmbH, 84402 Dorfen, auf der DemoPark in Eisenach. Das
weiterentwickelte BOKIMOBIL mit dem schadstoffarmen Euro-
IV-Motor mit eingebautem Partikelfilter verbindet kompakte Ab-
messungen, totale Wendigkeit und starke Leistung. Serienmäßig
sind die Fahrzeuge jetzt mit Scheibenbremsen ausgestattet.

Vier Lenkungsarten (Vorder-
rad-, Hinterrad, Rundgang- und
Hundeganglenkung) sorgen auf
Wunsch für die extreme Wendig-
keit der beiden hydrostatisch an-
getriebenen BOKIMOBILE HY
1251 und HY 1351, z.B. beim
Kehr- und Mäheinsatz. Das 1-
Mann-Schnellwechselsystem
sorgt in kürzester Zeit dafür, dass
alle beliebigen Anbaugeräte,
ob Sommer- oder Winterdienst,
schnell zum Einsatz kommen.

Neben den hydrostatisch ange-
triebenen Fahrzeugen zeigt Kie-
fer das schaltgetriebene Fahrzeu-
ge in unterschiedlichen Fahrzeug-
breiten.

Universelle Einsetzbarkeit

Allein die hier gezeigte Aus-
wahl an Anbaugeräten wird 
das Messepublikum überzeugen:
BOKIMOBIL Kommunal-Fahr-
zeuge sind so universell einsetz-
bar, dass das ganze Jahr hindurch

garantiert keine Stillstandszeiten
entstehen.

Natürlich bringt die Kiefer
GmbH auch alle BOKI-Bagger-
Typen mit und so können sich
die Messebesucher von den
Qualitäten der Friedhofsbagger
überzeugen. 

Ökologisches Denken

Umweltschutz und nachhalti-
ges ökologisches Denken sollte
auch auf dem Friedhof nicht halt
machen. Die BOKI-Bagger in ih-
rer Konzeption haben einen her-
vorragenden Ansatz dafür: nahe-
zu vollständige Recyclingfähig-
keit aller Bauteile, günstige Ab-
gas- und Geräuschemissionen
durch modernste Motorentechnik
mit optionalem Diesel-Partikelfil-
ter, Verwendung von biologisch
abbaubaren, Fetten, Hydraulik-
und Motorölen sowie schwerme-
tall- und lösungsmittelfreie Deck-
lackierungen.

„Gemeinsam unterwegs“: 

Skulpturenweg führt
durch Kaufbeuren

Kaufbeuren (pm). „Gemeinsam unterwegs“: Unter diesem Ti-
tel wird am Freitag, 15. Juni, eine ungewöhnliche Doppelaus-
stellung in Kaufbeuren eröffnet. Mit einer öffentlichen Vernis-
sage ab 17.00 Uhr im Bezirkskrankenhaus wird der Weg frei-
gegeben für einen Skulpturenweg, der ein Jahr lang von der
Klinik in die Stadt und zurück führt. Zu sehen sind dabei bis
Juni 2008 Werke des renommierten Künstlers Rudl Endriß. 

Der emeritierte Dozent für In-
nenarchitektur an der Fach-
hochschule Rosenheim ist vor
allem für seine eindrucksvollen
Skulpturen aus unterschiedlich-
sten Materialien wie Holz, Stein
und Eisen weithin bekannt.
1993 traf den mittlerweile
64jährigen Künstler ein Schlag-
anfall, seither ist er rechtsseitig
gelähmt, auch das Sprechen
musste er wieder lernen. 

„Schriftsteine“

Diese Auseinandersetzung
mit den Wörtern führte in der
Folgezeit zu dem Projekt
„Schriftsteine“, monumentale
Steine, in die der gebürtige
Münchner die wiedergefunde-
nen Worte eingravierte. 30 die-
ser eindrucksvollen Werke wer-
den sowohl auf dem Gelände
des Bezirkskrankenhauses Kauf-
beuren als auch an verschiede-

nen Standorten in der Stadt zu
sehen sein. Mit integriert ist
auch eine Ausstellung im Erd-
geschoss der Klinik mit Werken
von Mitarbeitenden und Patien-
ten des Hauses unter dem Titel
„Wort im Bild“. 

„Das Wort ist Würde“

Den Kontakt zu Rudl Endriß
stellte Adelheid Weigl-Gosse
von der katholischen Kranken-
hausseelsorge am Bezirkskran-
kenhaus her. Sie sah erstmals
2002 Werke von Endriß und
war sofort von ihrer Aussage
berührt. Ein Stein trägt die In-
schrift „Das Wort ist Würde“.
„Das gilt nicht nur für die seel-
sorgerische Tätigkeit, sondern
auch für die ganze Arbeit in der
Psychiatrie“, sagt die Pastoral-
referentin. „Noch immer leiden
vor allem die Patienten unter
der Tabuisierung ihrer Krank-

heiten - Worte können hier
wichtige Brücken schlagen“. 

Offene Ohren

Die Schriftsteine ließen Adel-
heid Weigl-Gosse nicht mehr
los: Sie machte Leben und Werk
von Rudl Endriß nicht nur zum
Thema ihrer Hausarbeit im
Rahmen der Ausbildung zur Pa-
storalreferentin, sondern setzte
sich nun auch für das Kunstpro-
jekt in Kaufbeuren ein. Dort
stieß sie schnell auf offene Oh-
ren - gehört doch Kunst am
Bezirkskrankenhaus Kaufbeu-
ren seit langem zum therapeu-
tischen Angebot. „Kreatives
Schaffen hilft innere Ressour-
cen zu wecken und Unaus-
sprechliches ansichtig zu ma-
chen“, sagt die Pastoralreferen-
tin. Ebenso hat aber auch Spra-
che ihren wichtigen Platz im
therapeutischen Prozess - so
verbinden die Schriftsteine zwei
wichtige Ausdrucksformen in
der Therapie.

„Mir war es jedoch auch ein
Anliegen, mit den Skulpturen
auch einen Weg zu schaffen, der
Stadt und Bezirkskrankenhaus
verbindet“, betont Adelheid
Weigl-Gosse. Einen wichtigen
Partner fand sie dabei in Ober-
bürgermeister Stefan Bosse, der
das Projekt sofort unterstützte.
Als ihr direkter Ansprechpart-
ner setzte sich Günther Pietsch
von der Kunstförderung der
Stadt Kaufbeuren engagiert für
die Umsetzung ein. Er klärte
nur die möglichen Standorte der
Skulpturen im Stadtgebiet - so
am Zollhäuschen und am Obst-

markt - ab und organisiert mit
dem Bauhof der Stadt das Auf-
stellen der Skulpturen. Zudem
ermöglichte die Stadt den
Druck von Flyern für das
Kunstprojekt. „Wir hoffen nun,
dass sich möglichst viele Besu-
cher von der Ausstellung im
wahrsten Sinne des Wortes 
bewegen lassen und den Skulp-
turenweg begehen“, meint
Pietsch.

Gemeinsam unterwegs

So sind für diese ungewöhn-
liche Doppelausstellung also
auch die Stadt und das Bezirks-
krankenhaus, die als Veranstal-
ter zusammenarbeiten, gemein-
sam unterwegs: Daher wird der
Skulpturenweg am Freitag, 15.
Juni, 18.00 Uhr, auch gemein-
sam von Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert und Oberbür-
germeister Stefan Bosse eröff-
net. Im Anschluss an den Fest-
akt besteht die Möglichkeit, an
einem geführten Rundweg teil-
zunehmen. Auch Rudl Endriß
selbst wird bei der Eröffnung
anwesend sein. Bereits ab 17.00
Uhr ist für die Öffentlichkeit die
Ausstellung im Bezirkskran-
kenhaus zugänglich, zudem
werden das CD-Projekt, ein
Schreibstand und weiteres prä-
sentiert.

Am Samstag, 16. Juni, 16.00
Uhr, veranstaltet der Autoren-
kreis Allgäu eine musikalisch
umrahmte Lesung zum Thema
in der Kaufbeurer Volkshoch-
schule. Am Sonntag, 17. Juni,
wird um 8.30 Uhr, im Gottes-
dienst der Klinikgemeinde, St.
Thomas, das Projekt „gemein-
sam unterwegs“ vorgestellt und
das Werk „Das Wort ist Würde“
von Rudl Endriß in der Anspra-
che ausgedeutet. Weitere Veran-
staltungen im Laufe der ein-
jährigen Ausstellungsdauer sind
geplant, Informationen dazu je-
weils in der Tagespresse.

BUGA-Schirmherr und Bundespräsident Horst Köhler (l.)
beim Rundgang mit seiner Frau in der „Neuen Landschaft
Ronneburg“ (vorn): ACHSE-Schirmherrin Eva Luise Köhler
(2. v. l.) freute sich über eine Spendenzusage in Höhe von ins-
gesamt 6.000 Euro für die Allianz Chronisch Seltener Erkran-
kungen durch BGL-Präsident Hanns-Jürgen Redeker (3. v. l.),
BdB-Präsident Karl-Heinz Plum (4. v. l.) und ZVG-Präsident
Heinz Herker (5. v. l.). An dem Rundgang nahmen auch der
thüringische Ministerpräsident Dieter Althaus (ganz rechts)
und seine Frau Katharina Althaus (2.v. r.) teil.

Grüne Spende auf BUGA
Bad Honnef / Ronneburg. Grün steigert die Lebensqualität, för-
dert das Wohlbefinden und wirkt sich rundum positiv auf die Ge-
sundheit aus. Vor diesem Hintergrund beteiligten sich die Land-
schaftsgärtner anlässlich der „Bundesgartenschau Gera und Ron-
neburg 2007“ jetzt gern an einer Spendenaktion zugunsten der
Allianz Chronisch Seltener Erkrankungen e. V. (ACHSE). 

Diese Initiative setzt sich un-
ter Schirmherrschaft von Eva
Luise Köhler für die Erfor-
schung seltener Krankheiten ein
- rund vier Millionen Menschen
in Deutschland sind von einer
der etwa 5.000 seltenen Erkran-
kungen betroffen. Die Gattin
von Bundespräsident Horst
Köhler freute sich über die Zu-
sage einer Spende in Höhe von
insgesamt 6.000 Euro durch den
Bundesverband Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau e. V.
(BGL), den Bund deutscher
Baumschulen e. V. (BdB) und
den Zentralverband Gartenbau
e. V. (ZVG).

BGL-Präsident Hanns-Jürgen
Redeker erklärte: „Gemeinsam
sind wir super - dieses Motto
der BUGA-Eröffnung haben
wir mit den beiden anderen 
Verbänden der grünen Branche,
unseren Partnern in der Deut-
schen Bundesgartenschau GmbH,
gern aufgegriffen und unterstüt-
zen miteinander die Allianz
Chronisch Seltener Erkrankun-
gen.“ Die ACHSE ist ein Netz-
werk von Patientenorganisatio-
nen von Kindern und erwachse-
nen Betroffenen und deren An-
gehörigen, das sich für durch-

greifende Verbesserungen im
Gesundheitswesen einsetzt. 

Die gemeinsame Spende ihrer
grünen berufsständischen Orga-
nisationen besiegelten BGL-
Präsident Hanns-Jürgen Rede-
ker, BdB-Präsident Karl-Heinz
Plum und ZVG-Präsident Heinz
Herker per Handschlag mit Eva
Luise Köhler und Bundespräsi-
dent Horst Köhler am Pavillon
der Landschaftsgärtner in der
„Neuen Landschaft Ronne-
burg“. Dort hatte der Bundes-
präsident gemeinsam mit seiner
Frau bei einem Rundgang ganz
persönliche Eindrücke von der
Bundesgartenschau gesammelt. 

Vielfältige Pflanzenwelt

Der BUGA-Schirmherr traf an
der Lehrbaustelle auch mit eini-
gen jungen Menschen zusam-
men, die zurzeit in Mitglieds-
betrieben des Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbaues be-
ziehungsweise in Baumschulen
ihre Ausbildung zum Land-
schaftsgärtner / zur Landschafts-
gärtnerin absolvieren. 

Die Auszubildenden freuten
sich über das angeregte Ge-
spräch mit Horst Köhler und

sein Interesse am Beruf der
Landschaftsgärtner. Sie über-
reichten dem Bundespräsiden-
ten dazu das zweibändige Pflan-
zenbuch - in dem rund 800
Pflanzen umfassend dargestellt
werden - und regten ihn an,
auch mit Hilfe der beigefügten
CD-ROM auf Entdeckungsreise
durch die vielfältige Pflanzen-
welt zu gehen.

Der Präsident des Bundesver-
bandes Garten-, Landschafts-
und Sportplatzbau e. V. (BGL),
Hanns-Jürgen Redeker, erläu-

terte dem BUGA-Schirmherrn
bei dem Treffen mit den Aus-
zubildenden: „Die Ausbildungs-
quote in unseren GaLaBau-
Mitgliedsbetrieben liegt bei
beachtlichen elf Prozent.“ Die
Branche habe ihren Umsatz in
2006 um 2,5 Prozent auf rund
4,35 Milliarden Euro gestei-
gert und biete jungen Men-
schen gute Zukunftsperspekti-
ven. Denn privates und öffent-
liches Grün gewinne immer
stärker an Bedeutung, so Re-
deker.

GEO-Zentrum setzt
auf Umweltbildung

„Boden begreifen, erleben und schützen“

Eine der wichtigsten geowissenschaftlichen Umweltbildungsein-
richtungen im Freistaat - das GEO-Zentrum an der Kontinenta-
len Tiefenbohrung (KTB) - wird jetzt noch attraktiver. Das beton-
te Umweltstaatssekretär Otmar Bernhard beim ersten Spaten-
stich für den Erweiterungsbau in Windischeschenbach.

Seit Beendigung der Bohrung
zieht das GEO-Zentrum jährlich
rund 25.000 Besucher an und
leistet so nach den Worten des
Staatssekretärs erfolgreiche Bil-
dungsarbeit auf breiter Ebene.
Bernhard: „Durch praxisnahes
Lernen mit modernen Methoden
sollen insbesondere junge Men-
schen für die Wunder des Bo-
dens, aber auch die Notwendig-
keit des Bodenschutzes begei-
stert werden. Das Lehrlabor wird
mit dem Erweiterungsbau größer
und attraktiver. Hier lässt sich
„Boden und Geologie begreifen
und erleben“.

Dauerausstellung

Ergänzt wird das Labor zu-
künftig durch eine Dauerausstel-
lung zu geowissenschaftlichen
Themen und zur Bohrtechnik so-
wie um ein Geo-Kino. So sollen
die Erkenntnisse aus der Tiefen-
bohrung, aber auch die Geowis-
senschaften der Bevölkerung, den

Schulen und Universitäten näher
gebracht werden. Das Umwelt-
ministerium fördert den Ausbau
des GEO-Zentrums mit 250.000
Euro. Die Erweiterung soll im
Frühjahr 2008 fertig gestellt sein.
Der Staatssekretär bedankte sich
in diesem Zusammenhang bei
den Akteuren vor Ort und den
Förderern des Projekts für ihr
großes Engagement. 

Im Fokus der Umwelterzie-
hung stehen an der KTB vor al-
lem Themen mit Bezug zur
Nachhaltigkeit, wie beispiels-
weise die Bedeutung minerali-
scher Rohstoffe einschließlich
ihrer Gewinnung, schonende
umwelttechnische Verfahren
oder neue Formen der Energie-
gewinnung. Die vom GEO-Zen-
trum ins Leben gerufene Reihe
der Geo-Touren vervollständigt
das Angebot: Eine „Vulkan-
Tour“ und eine „Boden-Tour’’
werden mit Unterstützung des
Umweltministeriums noch in
diesem Jahr realisiert.
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Den Spatenstich zum Baubeginn des Biokraftwerks Lechfeld vor-
genommen haben (von links): Georg Radlinger, Markus Kittl,
Klaus-Peter Dietmayer, Erdgas Schwaben; Dr. Karl Vogele,
Landrat Landkreis Augsburg; Max Strehle, MdL; Hans Winkler,
Bürgermeister Gemeinde Graben; Benedikt Zedelmaier, Ge-
schäftsführer Biokraftwerk Lechfeld; Franz Wolfsecker, Ge-
schäftsführerAgroEnergie und Biokraftwerk Lechfeld.

Spatenstich für Bau des Biokraftwerks Lechfeld:

Chance für Landwirtschaft
und Energieversorger

In der Gemeinde Graben im südlichen Landkreis Augsburg er-
folgte der Spatenstich für den Bau des Biokraftwerks Lechfeld.
Aus 35.000 t Nachwachsender Rohstoffe (NawaRo) werden hier
ab Ende 2007 mittels Vergärung jährlich 8,5 Mio. m³ Biogas er-
zeugt und nach entsprechender Aufbereitung ins Erdgasnetz ein-
gespeist. Dadurch können pro Jahr rund 5 Mio. m³ Erdgas sub-
stituiert werden, was dem Jahresverbrauch von ca. 2.500 Durch-
schnittshaushalten entspricht. 

Zudem werden 9.000 t CO2
eingespart - ein aktiver Beitrag
zur Steigerung der Unabhängig-
keit von fossilen Energieträgern.
Somit entsteht in Graben eine der
größten Biomethananlagen in
Deutschland. 

Wertschöpfung

Angestoßen wurde das Projekt
durch die Firma AgroEnergie
GmbH, Geisenhausen, die gleich-
zeitig mit der Projektleitung be-
traut ist. Der Geschäftsführer,
Franz Wolfsecker, legt großen
Wert auf die positiven Auswirkun-
gen für die Region: „Die Schaf-
fung sowie der Erhalt von Arbeits-
plätzen und die Teilhabe der hei-
mischen Landwirte an der Wert-
schöpfung kommt schließlich dem
gesamten Umland zugute.“

In der Biokraftwerk Lechfeld
GmbH & Co KG haben sich
nämlich zur Finanzierung und

den Betrieb der Biogasanlage
knapp 60 Landwirte zusammen-
geschlossen, die langfristig auch
für die Bereitstellung der Ener-
giepflanzen sorgen werden. Die
Aufbereitung und Verwertung
des erzeugten Biogases obliegt
dem Regionalversorger, der Erd-
gas Schwaben GmbH. 

Die Anlagentechnik, zwei
Pfropfenstromreaktoren mit quer
liegenden Rührwerken, stammt
von Firma Linde-KCA, einem
führenden Anbieter auf dem Ge-
biet der Trockenfermentation.
Höchste Sicherheitsstandards ge-
paart mit einer in sich geschlosse-
nen Bauweise sorgen für einen
geruchsfreien Betrieb der Anlage. 

Die Investitionskosten des
kompletten Biokraftwerkes lie-
gen inklusive der Biogasaufberei-
tung und -einspeisung bei 
8,3 Mio. Euro. Anfang 2008 soll
dann erstes Biomethan in das
Erdgasnetz gedrückt werden.

„At home in Bavaria -
successful in the world“

Rathausgespräch in Traunreut mit TUM-Präsident
Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Wolfgang A. Herrmann

Unter dem Motto „At home in Bavaria - successful in the
world“ referierte der Präsident der Technischen Universität
München, Professor Dr. Dr. h. c. mult. Wolfgang A. Herrmann
anlässlich des Rathausgespräches in Traunreut, zu dem Erster
Bürgermeister Franz Parzinger geladen hatte. 56 Schülerinnen
und Schüler der K 12 des Traunreuter Johannes-Heidenhain-
Gymnasiums folgten mit Schulleiter Dr. Robert Anzeneder der
Einladung des Stadtoberhauptes und nutzten die Gelegenheit,
ausführliche Informationen über die Universitäts- und Hoch-
schullandschaft zu erhalten. 

Bürgermeister Parzinger initi-
iert einmal jährlich im Traunreu-
ter Rathaus eine Gesprächsrunde
mit der K 12 des Johannes-Hei-
denhain-Gymnasiums und be-
müht sich um prominente Persön-
lichkeiten aus Wirtschaft, Politik,
Bildung und weiteren Bereichen
als Referenten. Parzinger gab ei-
nen Einblick in die Stadtge-
schichte und verwies vor allem
auf die rund 11.000 Arbeitsplätze
in Traunreut, davon 6.500 in der
Industrie. Ziel der Rathausge-
spräche sei es, den Schülern den
Kontakt zur Arbeitswelt zu er-
möglichen. 

Nachdem in den naturwissen-
schaftlichen Fächern sinkende
Studentenzahlen zu verzeichnen
sind, bestünde die Gefahr, dass
die jungen Menschen „am Markt
vorbei“ studierten. Deshalb habe
er in diesem Jahr Professor Dr.
Dr. h. c. mult. Wolfgang A. Herr-
mann eingeladen und sich über
dessen Zusage sehr gefreut. Es
folgte ein Eintrag von Professor
Dr. Dr. h. c. mult. Wolfgang A.
Herrmann ins Goldene Buch der
Stadt. Schulleiter des Gymnasi-
ums, Dr. Robert Anzeneder, be-
dankte sich im Namen der Kol-
legstufe mit einem speziellen
Radler-Shirt, denn in seiner Frei-
zeit ist der Professor gerne per
Rad im Chiemgau unterwegs.

Dass ein gutes Abitur er-
wünscht und förderlich ist, ist laut
dem Präsidenten der TU Mün-
chen unbestritten. Aber noch
wichtiger sei ein sehr breiter Bil-
dungshorizont, der weit über das
Fachwissen hinausgehe. Man ha-
be es in der Zukunft mit neuen
Wettbewerbern zu tun: Asien,
Südamerika, mittlerer Osten, das
seien die rasch expandierenden
Märkte. Es sei wichtig, den jewei-
ligen Kulturkreis der Menschen
dort zu verstehen, zu wissen, wie
sie religiös wurzeln und wie ihre
Sicht der Dinge zu positionieren
sei. Der Innovationswettbewerb
werde zum alles entscheidenden
Faktor der nationalen Volkswirt-
schaften. 

„Universität ist, ... nicht nur das
Wissen auf der Höhe der Zeit
weiter zu tragen, sondern gemein-
sam mit den jungen Frischen und
Unvoreingenommenen, den Wiss-
begierigen und Bildungshungri-
gen neues Wissen zu schaffen,

dieses neue Wissen zu bewerten
und seine praktische Umset-
zungswürdigkeit zu prüfen. Die
Schätze liegen im phantasiege-
triebenen Erfindergeist und in der
sprichwörtlichen Arbeitsdisziplin
von Naturwissenschaftlern und
Ingenieuren“, so Herrmann.

„Man muss das machen, was
begeistert! Das ist die halbe Mie-
te“, so die Empfehlung des Präsi-
denten. Zahlreiche Fakultäten bö-
ten Informationen zu Studien-
abschlüssen, Bewerbungs- und 
Zulassungsmodalitäten. Weltweit
pflegt die TU München vor allem
zu den besten Universitäten enge
Kontakte und ist so in der La-
ge, den Studierenden vielver-
sprechende Auslandsstudiengän-
ge anzubieten und zu vermitteln.

Tolle Ausstattung, bestmögli-
che Qualität der Ausbildung - fast
ein Garantieschein für einen spä-
teren Job“, stellte der Präsident
der TUM den Hightech-Campus
Garching vor. Vielleicht studieren
hier auch bald Schülerinnen oder
Schüler der heutigen K 12 des Jo-
hannes-Heidenhain-Gymnasiums
Traunreut. Professor Dr. Dr. h. c.
mult. Wolfgang A. Herrmann und
Bürgermeister Franz Parzinger
würde es freuen.

Eindrücke aus der Praxis ge-
winnen konnten die jungen Da-
men und Herren der Kollegstufe
des Traunreuter Gymnasiums 
bei der anschließenden Werks-
führung der Firma Dr. Johannes
Heidenhain GmbH. Die weltweit
sehr erfolgreiche High-Tech-Fir-
ma entwickelt und produziert
Längen- und Winkelmessgeräte,
Drehgeber, Positionsanzeigen und
Numerische Steuerungen. Kun-
den von Heidenhain sind Herstel-
ler von Werkzeugmaschinen und
Hersteller von automatisierten
Anlagen und Maschinen, insbe-
sondere Fertiger von Halb-
leitertechnik und Elektronik.
Auch dem Traunreuter Unterneh-
men geht es darum, junge Men-
schen für ein technisches Studi-
um und einen entsprechenden
Beruf zu begeistern. In den ver-
gangenen Jahren haben sich we-
niger Studenten für die naturwis-
senschaftlichen Fächer einge-
schrieben. Die Empfehlung lau-
tet: „Nicht am Markt vorbeistu-
dieren“. In Deutschland fehlen
rund 50.000 Ingenieure.

AirfolgsRegion Erding-Freising:

Großer Anklang auf
Tourismusmesse

Unter dem Namen „AirfolgsRegion Erding-Freising“ präsentier-
te sich die Region rund um den Flughafen München erstmals auf
dem „German Travel Mart“ in Berlin. Als wichtigste Verkaufs-
veranstaltung für den Deutschland-Tourismus ist diese Fachmes-
se ein Muss für Touristiker aus dem In- und Ausland. Rund 350
deutsche Aussteller - vor allem Ferienregionen und Hotels - stell-
ten ihre Angebote den Reiseveranstaltern aus aller Welt vor.

„Es war ein hervorragender Ein-
stieg in die gemeinsame Vermark-
tung unserer Region als Touris-
musdestination für Städte- und
Kulturreisen“, resümierte Günther
Pech, Leiter des Stadtmarketings
Erding. Der Auftritt zusammen
mit dem Flughafen München habe
guten Anklang bei den Messefach-
besuchern gefunden. Er und Frie-
drich Staudinger, Vorsitzender des
Fremdenverkehrvereins Erding,
warben am Stand mit zwei typi-
schen Erdinger Attraktionen: dem
Erdinger Weißbier und der Ther-
me Erding.

Mit Erinnerungen an den
Papstbesuch im vergangenen
Jahr und einem Arm voller roter
Rosen aus der Rosenstadt Frei-
sing traten Sebastian Gietl, Lei-
ter des Kultur- und Tourismus-
amtes und Rudolf Goerge,
Kreisheimatpfleger, an die Mes-
sebesucher heran. Viele interes-

Messeauftritt: „Wir wollen errei-
chen, dass die Reisenden, die
vom Flughafen München aus zu
einer Deutschland- oder Euro-
pareise starten, für ein, zwei Ta-
ge auch in die Region kommen.“

Gutes Rüstzeug

Der Freisinger Landrat Man-
fred Pointner kommentierte:
„Ich freue mich, dass wir quasi
als Neulinge auf dieser Fach-
messe neben den traditionellen
Tourismusregionen wie dem
Chiemgau oder dem Allgäu so
viel Interesse wecken konnten.
Hoffentlich schlägt sich das nun
auch in Buchungs- und Über-
nachtungszahlen nieder. Die Re-
gion ist jedenfalls gut auf ihre
Gäste vorbereitet.“ DK

EnergieRegion Nürnberg:

Neugründung erhöht
Schlagkraft 

„Alles neu macht der Mai“ - zumindest für die Kompetenzi-
nitiative „EnergieRegion Nürnberg e.V.“ trifft dieses geflügelte
Wort zu. Sie erweitert demnächst ihr Leistungsspektrum durch
die Gründung der EnergieRegion GmbH. Die GmbH mit Nürn-
bergs Wirtschaftsreferenten Dr. Roland Fleck an der Spitze soll
als Projektträgergesellschaft fungieren und die Rahmenbedin-
gungen für eine effiziente Durchführung von Forschungs- und
Anwendungsprojekten im Energiesektor verbessern.

Die Grundlagen für die
GmbH-Gründung wurden in en-
ger Kooperation mit dem Wirt-
schaftsreferat der Stadt Nürnberg
erarbeitet. Dazu Roland Fleck:
„Die Förderung der regionalen
Kompetenzfelder ist ein grundle-
gender Bestandteil unserer Wirt-
schaftspolitik. Vor dem Hinter-
grund der globalen Gefahr des
Klimawandels ist die organisato-
rische Stärkung der Kompetenz-
initiative ein wichtiger Schritt
für Stadt und Region - ökono-
misch und ökologisch.“

Seit 2001 führt das Netzwerk
„EnergieRegion Nürnberg“ als
Kommunikations- und Koordina-
tionsplattform für die regionale
Energiewirtschaft erfolgreich Ak-
teure aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Verbänden und Kammern

und Politik zusammen. Ziel ist
dabei, neue Technologien zu för-
dern, Kooperationen anzubahnen
und Projekte mit der regionalen
Energiewirtschaft durchzuführen.

Alle unter einem Dach

Alle unter einem Dach - in Zu-
kunft könnte dieser Schritt noch
weiter gehen. Die EnergieRegion
GmbH könnte mittelfristig ein ge-
meinsames Dach darstellen, unter
dem sich viele Initiativen in der
Metropolregion zum Thema En-
ergie wiederfinden. In einem er-
sten Schritt in diese Richtung soll
die Trägerschaft des Projektes etz
(Energietechnologisches Zentrum
Nürnberg) noch in diesem Mo-
nat auf die neue EnergieRegion
GmbH übertragen werden. DK

„Alter Wein in alten Schläuchen“
Verbandsversamlung des Bayerischen Gemeindetags,

Kreisverband Nürnberger Land

Als gemeinsame Veranstaltung mit der Sparkasse Nürnberg
fand in der Norisstadt die Verbandsversammlung des Kreisver-
bandes Nürnberger Land statt.

Nach der Begrüßung durch den
Vorsitzenden des Kreisverbandes,
Konrad Rupprecht, Erster Bür-
germeister des Marktes Feucht,
und den Grußworten des Landra-
tes Helmut Reich hieß Helmut
Ruckriegel, stellvertretender Vor-
sitzender des Vorstandes der
Sparkasse Nürnberg die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister
des Landkreises Nürnberger
Land und den Landrat Helmut
Reich willkommen.

Anschließend informierte
Ruckriegel aktuell über Themen
aus der Kreditwirtschaft und
Wolfgang Blos, Kommunalbera-
ter der Sparkasse Nürnberg über
Derivate für Kommunen. Ralf
Engel, Versicherungskammer

Bayern, erläuterte dann die be-
triebliche Altersvorsorge im öf-
fentlichen Dienst.

Kataster und PPP

Der Leiter des Staatlichen Ver-
messungsamtes Nürnberg, Ernst
Grünbeck, informierte die Rat-
hauschefs aktuell über die Mög-
lichkeiten der Erstellung von Ka-
tasterauszügen durch die Ge-
meinden. Einige Gemeinden im
Landkreis werden demnächst von
dieser Möglichkeit Gebrauch ma-
chen und somit den Bürgerinnen
und Bürgern den Weg zum Ver-
messungsamt ersparen.

Das Hauptreferat des Tages hat
die Leiterin des Referats VIII,

Barbara Gradl, übernommen.
Unter der Überschrift „Alter
Wein in alten Schläuchen“ be-
richtete sie über aktuelle Ent-
wicklungen im Vergaberecht und
PPP (Public Private Partnership).

In ihrer mit zahlreichen Praxis-
beispielen geschmückten Darstel-
lung erläuterte sie die wesentli-
chen Eckpunkte des Vergabe-
rechts und informierte über aktu-
elle Regelungen zum Thema.

OB-Kandidatur:

Schmitt-Bussinger
tritt an

Der SPD-Fraktionsvor-
sitzende Franz Maget be-
grüßt die Kandidatur von
Helga Schmitt-Bussinger
für das Amt der Oberbür-
germeisterin in Schwabach:
„Sie ist für diese Position
hervorragend geeignet. Als
kommunalpolitische Spre-
cherin unserer Fraktion
zählt sie seit vielen Jahren
zu den profiliertesten Ver-
fechterinnen kommunaler
Anliegen in Bayern. Sie hat
sich über die Parteigrenzen
hinweg bei den kommunal-
politischen Verbänden, ins-
besondere beim Bayeri-
schen Städtetag, einen
glänzenden Ruf als Anwäl-
tin der Städte erworben.
Beispielhaft ist ihr Einsatz
für den Erhalt der Gewer-
besteuer. Auch an der
Durchsetzung des Konne-
xitätsprinzips mit dem Ziel
der Stärkung kommuna-
ler Finanzkraft war sie im
Bayerischen Landtag maß-
geblich beteiligt.“

Dieter Thalhammer.

sante Gespräche und eine Menge
viel versprechender Kontakte
seien dabei entstanden, betonte
Gietl.

Zum Lokaltermin erklärten
diesen ersten gemeinsamen
Messeauftritt auch die Bür-
germeister von Erding und Frei-
sing, Karl-Heinz Bauernfeind
und Dieter Thalhammer, bzw.
deren Landratskollegen. Eigens
angereist, konnte sich die Dele-
gation selbst ein Bild davon ma-
chen, wie rege es am Stand der
AirfolgsRegion Erding-Freising
zuging. Erdings Landrat Martin
Bayerstorfer erläuterte zum
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„Man muss bei der Kommu-
nikation von Politik die Leute
abholen, wo sie sind. Neue
Zeiten brauchen neue Wege.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
gab gerade ein Interview für
die Heimatzeitung, in dem er
seinen neuen Podcast-Auftritt
erklärte.

Er ist ja ein offener Charak-
ter. Deshalb sucht er immer
neue Ideen, was man so ma-
chen könnte, um die Leute
über das Rathaus, die Leistungen der Stadt und
natürlich seine Vorstellungen für die Gestaltung
des Stadtlebens zu informieren.

Und das wird immer schwieriger, besonders
auf dem Land und in kleineren Städten. Wenn
heute Medien konsumiert werden, dann ist es
das Fernsehen - null Chance da reinzukommen.
Zeitungen? Gut im Geschäft ist das Blatt mit
den großen Buchstaben, aber das würde sich für
den Bürgermeister nicht mal dann interessieren,

wenn er sich in Vollledermontur ablichten ließe
und drei uneheliche Kinder zusammenreimen
würde, quasi als Beitrag zur Diskussion über
die Fruchtbarkeit bayerischer Politiker. 

Eigentlich ist es schlimm, dass heutzutage die
kleinen Heimatzeitungen nicht mehr den Stel-
lenwert haben, den sie haben sollten. Gut, das
würde ich den altgedienten Redakteuren, mit
denen mein Chef schon so manche Pulle Rot-
wein oder Härteres gelehrt hat, nicht ins Ge-
sicht sagen, aber man fragt sich schon: Wer
liest denn diese Art Zeitung noch? Klar, fast je-
der hat sie abonniert, weil es dazu gehört und
weil man immer was braucht: Den Apotheken-
Notdienstkalender, das Kinoprogramm, die
Gottesdienstordnung. Man kann sich über die
Sonderangebote der örtlichen Geschäfte erkun-
digen und hat ein gutes Supplement mit dem
Fernsehprogramm.

Trägt das aber auf Dauer? Also, wegen der
Nachrichten aus dem Rathaus, über die Stadt-
ratsbeschlüsse, die Bebauungspläne oder den
Leerungsturnus der Müllabfuhr nach Feierta-
gen braucht man im Zeitalter der Surf-Flatrates
keine Zeitung. Das steht alles bequem auf der
Internet-Homepage der Stadtverwaltung. Und
so ist es doch in jedem Bereich: Unser winziges

Kino hat seinen Internetauf-
tritt, den Apothekennotdienst
kann man online ein Jahr im
Voraus abrufen und die Son-
derangebote der großen Han-
delsketten können im Netz be-
quem abgerufen werden, weil
sie bundesweit gelten. Wer
noch gedruckte Infos haben
will, dem flattern allein in un-
serem kleinen Städtchen Wo-
che für Woche zwei Anzeigen-
blätter ins Haus, in denen

zwar im „redaktionellen Teil“ nur Bockmist
steht, die jedoch brav die Infos aus Pfarreien,
Vereinen und Organisationen abdrucken und
auch noch ein passables Fernsehprogramm für
lau in die Stube bringen.

So muss man als Kommunalpolitiker jede
Chance ergreifen, seine Anliegen an den Mann
bzw. die Frau zu bringen. Und wenn die Jungen
bis 54 immer weniger zur Zeitung greifen und
sich immer mehr via PC informieren, ist es doch
nur konsequent, sich an der Bundeskanzlerin
oder einem innovativen bayerischen Landrat
ein Beispiel zu nehmen und kleine Videobot-
schaften ins Netz zu stellen. In diesen Filmchen
kann man in fünf Minuten erklären, auf was es
einem ankommt, das Ganze mit Graphiken oder
Bildern verdeutlichen und kommt an Leute ran,
denen Kommunalpolitik ansonsten wahrschein-
lich zu doof wäre. Das Schönste: Man kann die
Podcasts auch auf seinen Video-iPod oder sein
Handy laden und überall abspielen. Da hat der
Bürgermeister schon bei so mancher Sitzung er-
staunte Blicke auf sich gezogen.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist überzeugt,
dass seine Videoclips Zukunft haben. Er will
aber auch seinen Teil tun, um die Heimatzeitung
zu stärken. Deshalb das Interview - und die
nächste „heiße“ Info wird natürlich seinem
Lieblingsredakteur gesteckt und nicht via Pod-
cast verkündet. Schließlich hat der Verleger Ru-
pert Murdoch Recht, wenn er auf dem heutigen
Kalenderblatt sagt: „Wenn man eine gute Zei-
tung zur Hand nimmt, liest man eine Menge
Dinge, die man nicht zu lesen erwartet hatte,
von denen viele wichtig sind und das Leben in-
teressanter machen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Brauchen neue 
Zeiten neue Wege?

CSU-Kreisverbände Fürth/Land und Neustadt a.d. Aisch-Bad Windsheim:

Erster gemeinsamer Jahresempfang
Justizministerin Dr. Beate Merk als Gastrednerin

Emskirchen (pmw). Die Bayerische Staatsministerin der Ju-
stiz, Dr. Beate Merk, kämpft für ein Gesellschaftsrecht, das
sich einerseits liberal und ohne unnötige Bürokratie darstellt
und andererseits für ein größtmögliches Maß an Gleichgewicht
sorgt und die Schwachen nicht vergisst. Auch bei Erleichte-
rungen für Unternehmen im Zusammenhang mit dem Büro-
kratieabbau müsse das richtige Augenmaß gelten: „Wir wollen
kein Eldorado für Insolvenzkünstler zum Nachteil anderer“.

Die Gastrednerin beim ersten
gemeinsamen Jahresempfang
der CSU-Kreisverbände Fürth/
Land und Neustadt a.d. Aisch-
Bad Windsheim rief im Rahmen
einer „einjährigen Zeitreise“ die
Erfolge der Großen Koalition
wie Abbau der Arbeitslosig-
keit, sprudelnde Steuereinnah-
men und Rückgang der Staats-
verschuldung in Erinnerung. Ent-
gegen mancher Unkenrufe habe

munalen Finanzausgleich. 
Viel Zuspruch der Gäste er-

hielt die Staatsministerin für ih-
re Forderung, dass vor einer
eventuellen Begnadigung von
Terroristen die „geistige Um-
kehr“ des Verurteilten das Min-
deste sei. „Die Mithilfe bei der
Aufklärung eigener Straftaten
und die Reue ist unabdingbar.“

Die Kommunalwahlen am 
2. März 2008 bezeichnete Merk

vorsitzenden Matthias Dießl
und Hans Herold. Beide sind
von ihren Vorständen bereits als
designierte Landratskandidaten
benannt worden und beide wol-
len die Landratsämter für die
CSU erhalten bzw. zurückge-
winnen. Merk zeigte sich zuver-
sichtlich, da beide als „dynami-
sche und kompetente Macher“
bekannt seien.

Beste Köpfe in 
der Bildungsliga

Gemeinsam wollen sie die
Landkreise innerhalb der Me-
tropolregion voranbringen.
Hans Herold nannte dabei die
Möglichkeiten zur Bildung und
Forschung auch in ländlichen
Regionen als entscheidend für
die Zukunftsfähigkeit des Lan-
des. „Wir brauchen die besten
Köpfe in der Bildungsliga, um
im weltweiten Wettbewerb be-
stehen zu können.“ Während für
den Landtagsabgeordneten der
Landkreis Neustadt a. d. Aisch-
Bad Windsheim viel aufzuholen
habe (hier amtiert noch ein
„Freier“), bezeichnete Matthias
Dießl den Landkreis Fürth als
„bestens aufgestellt“. Klein aber
fein, vom einstigen Schluss-
licht inzwischen in der Spitzen-
liga angekommen, würden die
soliden Finanzen auch genü-
gend Gestaltungsmöglichkeiten
eröffnen.

Emskirchens 1. Bürgermei-
ster Dieter Schmidt dankte in ei-
nem Grußwort auch im Namen
des CSU-Ortsvorsitzenden Franz
Elgas der CSU-Landtagsfrakti-
on und der Bayerischen Staats-
regierung für die nachhaltige
Unterstützung der Kommunen.
Eine weitere Förderung der
Maßnahmen zur Dorferneue-
rung, Flurbereinigung und Städ-
tebauförderung hielt er ebenso
für notwendig wie den Ausbau
der Verkehrsanbindungen des
ländlichen Raumes an die
großen Zentren.

Von links: Staatsministerin Dr. Beate Merk, Matthias Dießl
und MdL Hans Herold bei der Ankunft vor der Emskirchener
Bürgerhalle.

sich die Union und vor allem die
CSU in vielen Punkten durchset-
zen können. Beispielhaft nannte
Beate Merk die Familien- und
Europapolitik und den kom-

„als Startrampe“ für die sich im
Herbst nächsten Jahres an-
schließenden Landtags- und Be-
zirkstagswahlen - das richtige
Stichwort für die CSU-Kreis-

Die Oberpfalz als 
Energieregion etablieren
Auftakt des Energieforums Oberpfalz auf Schloss Theuern

Im Kontext des vieldiskutierten Klimawandels ist auch die 
Energie, d. h. ein verantwortungsvoller Umgang mit den Res-
sourcen und die Förderung alternativer bzw. regenerativer En-
ergien, in aller Munde. Der 2002 auf Initiative der Regierung
der Oberpfalz gegründete Verein „Regionalmarketing Ober-
pfalz“ will nun die regionalen Energieakteure bündeln, ein
Netzwerk schaffen und damit sozusagen die Marke „Energie-
region Oberpfalz“ schaffen und fördern.

Mitte Mai war auf Schloss
Theuern (Landkreis Amberg-
Sulzbach) Auftakt des Energie-
forums Oberpfalz, bei dem Ver-
treter aus verschiedenen Poli-
tikebenen sowie aus Forschung
und Industrie ihre Ansätze vor-
stellten. Gut 300 Gäste aus
Kommunalpolitik, Wirtschaft
(16 Firmen präsentierten sich)
sowie von Interessensverbänden
und Vereinen kamen dabei mit-
einander ins Gespräch.

Dass viele Oberpfälzer Firmen
im Energiesektor vorne mit da-
bei sind, die Oberpfalz hier also
gut positioniert ist, betonte der 
1. Vorsitzende von „Regional-
marketing Oberpfalz“, Regie-
rungspräsident a. D. Dr. Wilhelm
Weidinger. Ziel des neuen Ener-
gieforums sei es, „ein Netz-
werk der Energiewirtschaft in
der Oberpfalz“ zu knüpfen und
damit einen „Mehrwert für
Oberpfälzer Firmen in diesem
Themenfeld“ zu schaffen.

Dr.-Ing. Klaus Schwinger,
stellvertretender Landrat des
Landkreises Amberg-Sulzbach,
verwies auf die Geschichte die-
ser Region als Stätte des Erzab-
baus und der Stahlproduktion.
„Von der Eisenregion zur Ener-
gieregion“ laute jetzt das Land-
kreis-Motto, in dem neben dem
Wald auch Biomasse und Solar-
energie großgeschrieben wer-
den. In seiner Eigenschaft als 
erster Vorsitzender des Vereins 
„regEn Oberpfalz e.V.“ verwies
Schwinger auf drei Aspekte, die
sich wie ein roter Faden durch
den Abend zogen: Einsparung

von Energie, Steigerung der En-
ergieeffizienz, Ersetzen der fossi-
len Energieträger durch erneuer-
bare Energien. Den Städten und
Gemeinden legte er ein kommu-
nales Energiemanagement, konti-
nuierliche (Aus)Bildung sowie
ein Netzwerk der kommunalen
Energiebeauftragten ans Herz.
Auch Energiewochen in Gemein-
den und Schulen könnten zur
Sensibilisierung beitragen.

Klares Bekenntnis

Als ressortübergreifend be-
zeichnete MdB Dr. Georg Nüß-
lein, energiepolitischer Spre-
cher der CSU-Landesgruppe im
Deutschen Bundestag, das The-
ma „Energie“: Es berühre die
Außen-, Wirtschafts-, Landwirt-
schafts- und Umweltpolitik.
„Deutschland muss zeigen, dass
wir etwas für die Umwelt tun
können und dennoch den Wohl-
stand sichern“, beschrieb Nüß-
lein eine wichtige Herausforde-
rung - auch unter dem Aspekt,
andere Staaten in ihren Aktivitä-
ten zu motivieren. „Was die För-
derung erneuerbarer Energien
betrifft, besteht ein klares Be-
kenntnis der Politik dazu“, stellte
er fest, verwies aber auch auf ein
Funktionieren im deutschen
Markt und forderte einen „dikri-
minierungsfreien Zugang zu den
Netzen“, um den aus regenerati-
ver Energie gewonnenen Strom
einspeisen zu können. Das „Er-
neuerbare-Energien-Gesetz
(EEG)“ sei ein „Exportschla-
ger“, doch werde es kleinere

Korrekturen geben. Beim Wär-
megesetz werde diskutiert, ab
500 Quadratmetern Fläche einen
bestimmten Energieanteil über
erneuerbare Methoden zu ge-
winnen.

Mit der Wechselwirkung zwi-
schen Klimaschutz und Biomas-
se beschäftigt sich Prof. Dr.-Ing.
Martin Faulstich, der an der TU
München den Lehrstuhl für
Technologie Biogener Rohstoffe
innehat, aber auch Vorstands-
vorsitzender des ATZ Entwick-
lungszentrums in Sulzbach-Ro-
senberg ist. Hier entstehen in Pi-
lot- und Demonstrationsanlagen
Verfahren und Werkstoffe für die
Energietechnik, die dann von
mittelständischen bzw. Industrie-
unternehmen in Lizenz gebaut
werden - eine Schnittstelle also
zwischen Hochschulforschung
und Praxisanwendung. Faulstich
sprach sich für eine Vernetzung,
Clusterpolitik und Kooperatio-
nen aus, was die Stärke der
Oberpfalz ausmache.

„Alleine mit der Biomasse
geht es nicht, wir brauchen Al-
ternativen“, machte Siegfried
Schröpf, Geschäftsführer der in
Amberg beheimateten Gram-
mer Solar GmbH, deutlich. Er
wies neben der Photovoltaik
auf die thermische Solartechnik
hin und stellte Projekte aus sei-
nem Unternehmen vor, das seit
30 Jahren solar aktiv ist. „Die
Wertschöpfung bleibt in der
Region. Wir brauchen aber
auch verlässliche politische
Rahmenbedingungen für weite-
re Steigerungsraten. Wir müs-
sen wachsen, um Arbeitsplätze
zu generieren und national wie
international konkurrenzfähig
zu sein“, blickte Schröpf in die
Zukunft. Markus Bauer

„Sparkassen-Förderpreis
Umwelt- und Naturschutz“

Lichtenfels. Vorbildliches Engagement im Umwelt- und Naturschutz „vor Ort“ anerkennen, die-
se positiven Beispiele herausstellen und dadurch immer wieder zur Nachahmung anregen - dies
stellte Landrat Reinhard Leutner als die wichtigsten Ziele des „Sparkassen-Förderpreises Um-
welt- und Naturschutz“ heraus. Er wurde jetzt bereits im 15. Jahr gemeinsam von Landratsamt
Lichtenfels und Sparkasse Coburg-Lichtenfels vergeben.
Der Landkreischef, gleichzeitig 1. Vorsitzender des Kreisverbands für Gartenbau und Landes-
pflege, hob das vielfältige Engagement hervor, das im Umwelt- und Naturschutz vor Ort immer
wieder erbracht werde - sei es von Gartenbauvereinen und anderen Gruppen, von Schulen oder
Privatpersonen. In Zeiten angespannter öffentlicher Haushalte sei es besonders wichtig, dass
Menschen für ihr Umfeld selbst Initiativen ergriffen. Der Sparkasse dankte der Landrat, dass sie
von Anfang an dem Förderpreis aufgeschlossen gegenüber gestanden habe, ihn aktiv mitgestalte
und auch die Urkunden und Geldpreise von insgesamt 2.000 Euro pro Jahr zur Verfügung stelle.
Sparkassendirektor Roland Vogel betonte, als lokal tätige Sparkasse wolle man gerne mithelfen,
die heimische Region lebens- und liebenswürdig zu gestalten.
Unser Bild zeigt Landrat Leutner (6. v. r.) und Sparkassendirektor Vogel (4. v. r.) mit den Preisträ-
gern des Sparkassen-Förderpreises. Ihre Anerkennung sprachen auch die Bürgermeister aus den
Orten der Preisträger aus: Dr. Bianca Fischer, Lichtenfels (3. v. r.), Peter Riedel, Weismain
(8. v. r.), Jürgen Kohmann, Bad Staffelstein (5. v. l.), und Thomas Kneipp, Hochstadt (2. v. l.).
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Vorschau auf GZ 12
In unserer Ausgabe Nr. 12, die am 21. Juni erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:

EDV . Technik und Ausstattung für die 
Kommunalverwaltung
Wasserversorgung . Wasserentsorgung
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Beilage der Firma Daimler-
Chrysler bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. 

Von links: Thomas Schwarzbauer, Günter Würmseher und
Inge Eberle. Foto: mbs

Ehemalige Augsburger Landkreisbürgermeister:

Treffpunkt Schrobenhausen
Schrobenhausen (mbs) Ein buntes Bild über Schrobenhausen
erhielten die ehemaligen Bürgermeister aus dem Landkreis
Augsburg bei ihrem Gemeinschaftsausflug. Der Kontakt kam
über die Sparkasse Schrobenhausen zustande.

Was „Lenbach- und Spargel-
stadt“ heißt, sollte den Besu-
chern umfassend sozusagen „in
Theorie und Praxis“, vorgestellt
werden. Die Sparkasse hat dafür
ein Programm zusammengestellt
und dafür gesorgt, dass den ehe-
maligen Kommunalpolitikern
ein unterhaltsamer und informa-
tiver Tag geboten wurde. Leiter
der schwäbischen Delegation
war Günter Würmseher - Ehren-
vorsitzender und Geschäftsfüh-
rer des Bayerischen Gemeinde-
tags Kreisverband Augsburg.

Erst gab Zweite Bürgermeis-
terin Inge Eberle einen Überblick
über die Stadt und ihre Kultur,
über die Lage und die Wirt-
schaftsfaktoren. Dabei stellte sie

einige Details in den Mittelpunkt,
wie sie auch anderwärts zu den
Problemen der Kommunalpoliti-
ker zählen, beispielsweise die
Frage der Umgehungsstraßen mit
Nordost-Umfahrung und Süd-
west-Tangente.

Thomas Schwarzbauer, Vor-
standsvorsitzender der Sparkasse,
stellte die Position der Sparkasse
in der Stadt Schrobenhausen vor.
Er nannte die aktuellen Zahlen,
darunter den letzten Jahresab-
schluss, mit dem man schon dem
nächsten und damit über einer
halben Milliarde Euro Bilanz-
summe entgegensieht. Unter den
Leistungen hob er vor allem den
großen Umfang der Kommunal-
kredite hervor. Außerdem stellte

Schwarzbauer dar, welchen Stel-
lenwert für die Sparkasse die öf-
fentlichen sozialen und kulturel-
len Engagements haben. 

Einen großen Abschnitt an
Kultur bildete der Besuch im
Spargelmuseum und im Len-
bach-Haus. Der Nachmittag war
dann einigen Wirtschaftsfaktoren
im Umland gewidmet. So kamen
die Besucher auf ein Rasenfeld
der Firma Rollrasen Schwab und
konnten sehen, wie die grünen
Flächen herangezogen werden.
Und zuletzt stand bei Sigllechner
in Hohenwart der Spargel im
Blickpunkt.

Gunzenhausen hat schon den Anfang gemacht und den Limes
nachgebaut. Eine Pallisadenwand verdeutlicht die Mächtigkeit
der einstigen römischen Befestigung. Foto: Falk

„Limes in Bayern“
Gunzenhausen (wefa) - Nun liegt er vor, der Limes-Landesent-
wicklungsplan. Er enthält Vorschläge, wie der römische Grenz-
wall, der 146 Kilometer durch Bayern führt, als Denkmal darge-
stellt und vermarktet werden kann. Im Juli 2005 ist er in die Rei-
he der Weltkulturerbe von der UNESO eingruppiert worden.

Zur Vorstellung des Plans hat-
te Wissenschaftsminister Dr.
Thomas Goppel einen geschichts-
trächtigen Boden gewählt, denn
der Limes führt quer durch Gun-
zenhausen. Die Bürgermeister
von 36 bayerischen Städten er-
fuhren von Goppel, wie sich der
Freistaat die Förderung des
Weltkulturerbes vorstellt. Erläu-
tert wurde das Konzept, das nach
Ansicht von Minister Dr. Tho-
mas Goppel keine starre Rege-
lung ist, sondern ständig fortge-
schrieben und mit Änderungen
versehen werden kann, von Dr.
Jürgen Obmann, dem neuen Li-
meskoordinator. 

Zuschüsse des Freistaats

Der Freistaat gewährt heuer
und im nächsten Jahr zusammen
600.000 Euro an Zuschüssen.

Das Geld wird für den Flächenan-
kauf, die Unterstützung von Mu-
seen und für die Erstellung von
Limeswanderkarten ausgegeben. 

Kreis der Unterstützer

Unterstützt wird das Projekt
„Limes in Bayern“ auch von der
Bayerischen Landesstiftung, wie
dessen Vorsitzender Hans Maurer
(Ansbach) mitteilte. Bisher wur-
den bereits 295.000 Euro ausge-
schüttet. Unter anderem floss das
Geld in den Ankauf von 37 Hek-
tar Land, um die Flächensiche-
rung für das Kastell Ruffenhofen
(Landkreis Ansbach) sicherstel-
len zu können. Auch der Landes-
verein für Heimatpflege ist mit im
Boot. Vorsitzender Johann Böhm
(Unsleben) sicherte Hilfe zu. Er
will Mittel für die Visualisierung
des Grenzwalls bereitstellen.

10 Jahre KULTURmobil Bezirk Niederbayern:

Pfiffige Unterhaltung
unter freiem Himmel

Zum 10. Mal bereits tourt vom 17. Juni bis 2. September das
KULTURmobil den Sommer über durch ganz Niederbayern.
An insgesamt 30 Gastspielorten (Gastspieltermine und -orte
unter www.kulturmobil.de) wird die Bühne ausgeklappt.

Übers Land fahren. Unter frei-
em Himmel auf Märkten und
Plätzen das Publikum mit einer
professionellen Künstlertruppe
unterhalten - dieser Idee widmet
sich das 1997 ins Leben gerufene
KULTURmobil des Bezirks Nie-
derbayern. Orientiert an den Auf-
gaben der regionalen Kulturpfle-
ge werden jährlich neue Produk-
tionen aus den unterschiedlichen
Sparten Theater, Musiktheater,
Musik oder Literatur angeboten.
Im Vordergrund steht neben inno-
vativer Theaterarbeit und der Ar-
beit mit jungen Regisseuren die
Familienfreundlichkeit des Nach-
mittagsprogramms. Der Bezirk
Niederbayern stellt damit ein Bei-
spiel für zeitgemäße, innovative
Regional-Kulturarbeit vor.

Orientiert an den Aufgaben der
Heimatpflege wird nachmittags
um 17 Uhr erstmals eine „Kinder-
zaubershow“ von und mit Zau-
berclown Manuela präsentiert.
Manuelas Zaubershow garantiert
Spaß ohne Grenzen für Kinder je-
den Alters. Immer wieder neu

und stets anders begeistert die
Protagonistin mit ihren Tricks. Sie
verwandelt Gegenstände, lässt sie
verschwinden und wieder erschei-
nen. Was zu Bruch geht, wird wie-
der ganz. Und stets dürfen die
Kinder mitwirken. Das macht die
Show zum besonderen Erlebnis.
Zauberclown Manuela sorgt für
Überraschungen und bietet Unter-
haltung mit flotten Sprüchen, bis
das Zwerchfell juckt.

Abends (20 Uhr) steht mit der
Rustikal-Operette „Der Gondo-
liere vom Halser Stausee“ von El-
mar Raida und Birgitta Franzen
in der Regie von Stefan Tilch ei-
ne Uraufführung auf dem Pro-
gramm. Zum Inhalt: Ganz Hals
ist von Amigo Raffheimers
Bauimperium besetzt. Ganz Hals
- bis auf ein kleines Grundstück
am Stausee. Das gehört dem
Gondoliere, der singend über den
See gondelt, in Begleitung seines
jodelnden Singschwans Schwei-
ni. Ein perfektes Idyll, bis Raff-
heimer sich zum Bürgermeister
wählen lässt und aus dem putzi-
gen kleinen Stausee Europas
größtes Binnenmeer machen will.
Und weil allein Gondolieres Ki-
osk dem Plan noch im Weg steht,
engagiert Amigo die „Männerflü-
sterin“ LaPerla, die den Gondo-
liere einwickeln soll. Dieser Plan
geht jedoch nur teilweise auf, und
so steht einer turbulenten Hand-
lung mit großem Showdown
nichts mehr im Wege.

Somit wird es auch heuer eine
lustige Vorstellung für die Kleinen
und ein kulturelles Schmankerl
für die Erwachsenen geben, wie
man sie auf dem flachen Land,
fern der Großstadt, nur ganz selten
zu sehen bekommt. DK


